rgan des Verbands schweiz. Konsumvereine 


7 Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 
behaupten und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 
schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine lebensfrage: sie ist unsere notionale Aufgabe im XX. Jahrhundert. 


Neubau 
der Konſumgenoſſenſchaft 
in Huttwil. 
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Redaktion 


lat > Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—12 Seiten Text. 
u. Administration: 


Abonnementspreis Fr. 4.— per Jahr, Fr 2.50 per 6 Monate Verband schweizer. 
8 10 ins Ausland unter Kreuzband Fr. 6.50 per Jahr. Konsumvereine 


ch. H. B. A. Basel. A. Wagen, Basel 1903. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 


Verband schweizer. Konsumvereine Basel. 


Zur Leitung unserer neuen Schuhwaren- Abteilung 
suchen wir einen kaufmännisch gebildeten, tüchtigen Mann, der die 
Schuhbranche kennt und die deutsche sowohl als auch die franzö- 
sische Sprache beherrscht. 

Bewerber wollen ihre Anmeldungen unter Angabe der Be- 
soldungsansprüche bis Ende August 1907 der Verwaltung, Thier- 
steinerallee 14 in Basel, einreichen. 


Offene Verwalterstelle. 


Ein grösserer Konsumverein der Ostschweiz sucht einen tüchtigen, 
mit allen einschlagenden Arbeiten vollkommen vertrauten Verwalter, 
Anfangsgehalt Fr. 3000—3500. Schriftliche Anmeldungen unter Beilage 
von Zeugnissen oder Zeugniskopien sind unter Chiftre X. V. an die 


ja. volliette 
Tilsiter 
Feine 
Rahmkäschen 
la. steril. 
Alpenrahm 


la. Centriiugen - | 
Taielbutter 


empfiehlt bestens = 


Schweizerische Milchgesellschaft 
in HOCHDORF (Kt. Luzern). 


Telephon. 


Verlanget 


CHOCOLADE- 


Überall zu haben 


Expedition dieses Blattes bis spätestens den 15. September J. J. 
einzureichen. 


Angebot. 


trebsamer, junger Mann, z. Z. Ladendiener in einem 
Mehl- und Viktualiengeschäft, der in der Buchführung sowie im 
Maschinenschreiben ordentlich bewandert ist, wünscht, gestützt aur 
nur prima Zeugnisse seiner Tätigkeit, Stellung in einem Konsum- 
verein, am liebsten, wo er auch im Bureau behülflich sein kann, 
Offerten unter Chiffre 100 befördert die Expedition des Blattes. 


An die Tit. Verwaltungen der Konsumvereine 
richten wir die höfliche Bitte, bei Bedarf von Arbeitskräften die 
Angebote auf dem „Genossenschaftlichen Arbeitsmarkt“ bestens zu 
berücksichtigen. Das Verbandssekretariat. 


use 


In keinem Verkaufslokale 
sollte Kathreiners Malzkaiiee fehlen. 


Es ist dies der einzige richtige Ersatz für 
den, nach unzähligen ärztlichen Gutachten, 
der Gesundheit schädlichen Bohnenkaffee. 
Fabrik für die Schweiz 
Malzfabrik u. Hafermühle 
Solothurn. 


7 en a TEE | 


Das Sekretariat des Verbands ſchweiz. Konſumvereine 
empfiehlt ſich zur Lieferung 
1 genoſſenſchaftlicher Literatur I 
jeder Art. 


Erste schweiz. Fabrik 
eiserne Fässer u. Rerservoirs 


Generalvertretung: 
Pfister & Sigg 


in Zürich. 


Verband schweiz. 


SE 9 —— — 8888 5 4 2, 5 
Die illustrierte Broschüre: „Der Verband schweiz. Konsumvereine 
dargestellt in seinem Werden, Wesen und Wirken von Dr. Hans Müller - Basel- 1907.“ 


ist zu bezichen beim Sekretariat uud durch die Buchhandlungen. 
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sn Konsumvereine. 


„Ein kleines, vier Bogen starkes Heft in feinster, geschmackvollster Ausstattung 
liegt vor uns und plaudert mit raffinierter Ueberredungskunst von den Vorzügen 
der Konsumgenossenschaft; zeigt, wie die Idee der Konsumvereine, richtig durch- 
geführt, das Konsumenteninteresse zu befriedigen im stande sei.... 


„Der Konsumverein“, Wien. 
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Organ des Bab ands en ereine. 
> Redakfion⸗ Dr. Hans Müller. 


VII. Jahrgang. 


Die Klaſſenkampftheorie und das Heutralitätsprinzip 
der Ronſumgenoſſenſchaftsbewegung. 
I. 


Das Korreſpondenzblatt des Verbands der Lebens— 
und Genußmittelarbeiter der Schweiz veröffentlicht in ſeiner 
Nummer vom 17. Auguſt d. J. unter der Ueberſchrift 
„Mittel oder Selbſtzweck“ einen Artikel, in dem ſich der 
Verfaſſer in Anknüpfung an unſere letzte Delegierten— 
verſammlung mit der Konſumvereinsbewegung beſchäftigt, 
und zwar in einer Weiſe, die uns nötigt, zu den von ihm 
vorgetragenen Anſichten und Forderungen Stellung zu 
nehmen. 

Der Verfaſſer des erwähnten Artikels beginnt damit, 
ſeinen Leſern in ironiſchem Tone zu erzählen, daß an der 
Delegiertenverſammlung in Baſel „lange und ſchöne Reden“ 
gehalten worden ſeien und daß „der genoſſenſchaftliche 
Geiſt in Strömen aus dem Munde verſchiedener Herren 
Verwaltungsbeamten und -Behörden“ gefloſſen wäre. Wir 


wiſſen nicht, auf welche Tatſachen ſich dieſe Behauptungen 


ſtützen. An unſeren Delegiertenverſammlungen iſt es glück— 
licherweiſe nicht Sitte, daß viele unnütze Worte gemacht 


werden; die meiſten Redner ſind gewohnt, kurz und jach- | 


lich zu ſprechen; mit der großen Phraſengießkanne wird 
jedenfalls in anderen Verſammlungen viel öfter und 
ausgiebiger hantiert als an den Verbandstagen der ſchwei 
zeriſchen Konſumgenoſſenſchafter, denen man mit weit 
größerem Rechte nachſagen könnte, daß ſie ſich einer allzu 
trockenen und geſchäftsmäßigen Redeweiſe bedienen, als 
daß ſie von genoſſenſchaftlichen Phraſen denn das 
ſollte doch wohl mit den eitierten Ausdrücken angedeutet 
werden — überſtrömen. 

Der Artikelſchreiber iſt allerdings ſo freundlich, die 
Genoſſenſchafter ob ihrer vermeintlichen großen Redſeligkeit 
einigermaßen zu entſchuldigen und uns Phraſenmachern 
Pardon zu gewähren unter der Bedingung, daß wir uns 
den „wirklich genoſſenſchaftlichen Geiſt“ zu eigen 
machen. Dieſer „wirklich genoſſenſchaftliche Geiſt“, über 
den uns der Verfaſſer in ſeinem Artikel ein Licht auf— 
ſtecken will, wird von ihm mit bemerkenswerter logiſcher 
Schärfe folgendermaßen definiert: „Man muß ſich nicht 
nur zuſammenfinden, um dieſe oder jene Lebensmittel 
oder andere Artikel billiger beziehen zu können, ſondern 
das Gefühl der Zuſammengehörigkeit muß ein tieferes 
ſein, es muß ſich auch auf andere Phaſen des wirtſchaft— 
lichen Lebens ausdehnen.“ 

Dunkel iſt dieſer Rede Sinn! Wir geſtehen gerne, 
daß es nicht leicht iſt, zu ſagen, was genoſſenſchaftlicher 
Geiſt iſt, zumal für jemand, der dieſen Geiſt noch gar 
nicht erfaßt und begriffen hat; aber mit einer Definition, 
wie ſie uns der Wortführer des Lebens- und Genußmittel— 
arbeiterverbands liefert, vermögen wir beim beſten Willen 
nichts, gar nichts anzufangen. Daß man ein Gefühl 
„auf Phaſen (?) des wirtſchaftlichen Lebens ausdehnen“ 
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Zaſel, den 24. Nuguft 1907. 
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kann, war uns bisher ganz unbekannt, und daß dies ſolcher 
Weiſe ausgedehnte Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
obendrein der „wirklich genoſſenſchaftliche Geiſt“ ſein ſoll, 
vermögen wir in unſerer genoſſenſchaftlichen Rückſtändig— 
keit erſt recht nicht zu faſſen. Für uns iſt „genoſſen— 
ſchaſtlicher Geiſt“ ſtets nur ein anderer Ausdruck für das 
Bewußtſein der Solidarität aller Meuſchen und ihrer 
wirklichen und höchſten Intereſſen geweſen. Wir bezeichnen 
damit die Einſicht, daß die Menſchen, um ihre höchſte 
Beſtimmung zu erreichen, ſich nicht gegenſeitig bekämpfen, 
bedrücken und ausbeuten dürfen, ſondern ſich helfen und 
einander in brüderlicher Liebe dienen ſollten. Der ge— 
noſſenſchaftliche Geiſt iſt der Geiſt der Verſöhnung, der 
Ausgleichung der divergierenden ökonomiſchen Intereſſen 
durch das Mittel ſozialer Gerechtigkeit und, in ſeiner 
höchſten Potenz, der Geiſt dienender Bruderliebe. Er 
kennt keine Klaſſen, keine Bourgevis und keine Proletarier, 
ſondern nur Menſchen, er hat deshalb auch kein Ver— 
ſtändnis für das moderne Evangelium eines falſchverſtan— 
denen Sozialismus, das in dem Klaſſenkampf, in der 
Verſchärfung der Klaſſengegenſätze das Heil und das wahre 
Mittel zum Fortſchritt der Menſchheit erblickt. Er ſucht 
vielmehr ſein Ziel zu erreichen durch den ſchrittweiſen 
organischen Aufbau einer Wirtſchaftsordnung, in der der 
Klaſſenkampf aufgehört hat, eine Notwendigkeit zu ſein, 
und durch die allmähliche Erziehung der Angehörigen aller 
Klaſſen für die Aufgabe, eine Wirtſchaftsordnung aufzu— 
bauen, in der das an der ſozialen Gerechtigkeit, d. h. 
des Austauſches gleicher L Leiſtungen und Werte, eine mög— 
lichſt umfaſſende Verwirklichung findet. In dieſem Sinne 
kann man daher auch ſagen, daß der genoſſenſchaftliche 
Geiſt nichts anderes iſt, als der Geiſt des klaren, gereiften 
und geläuterten Sozialismus. 

Wir würden es nun gewiß ſehr begrüßen und mit 
Dank anzuerkennen wiſſen, wenn der Verband der Lebens— 
und Genußmittelarbeiter der Schweiz mit Hilfe ſeines 
Organs in den Kreiſen ſeiner Leſer, die ja zum Teil direkt 
berufen ſind, an dem Aufbau der neuen genoſſenſchaftlichen 
Wirtſchaftsordnung aktiv mitzuarbeiten, genoſſenſchaftlichen 
Geiſt wecken und das Verſtändnis für die Bedingungen 
einer geſunden und kraftvollen Entwicklung genoſſen— 
ſchaftlicher Betriebe und Inſtitutionen fördern würde. 
Statt deſſen ſcheint er ſeine Aufgabe in der Beſorgung des 
direkten Gegenteils davon zu erblicken. In vollſter Ver— 
kennung des wirklichen Weſens der Konſumgenoſſenſchafts— 
bewegung und ihrer Ziele richtet der Verfaſſer des er— 
wähnten Artikels ſeine Angriffe auf einen ihrer fundamen— 
talſten Grundſätze, bekämpft das von unſerm Verbande 
vertretene Neutralitätsprinzip als eine veraltete reaktionäre 
Idee, die je ſchneller deſto beſſer auf den Kehrichthaufen 
menſchlicher Irrtümer geworfen zu werden verdient und 
fragt mit der Miene der Ueberlegenheit: „Wie lange 
dieſe Neutralitätsduſelei wohl noch anhalten 
wird?“ 
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Alſo Duſeler, Schwachköpfe find nach ſeiner Anficht 
alle diejenigen, die in dem Neutralitätsſtandpunkt der Kon— 
ſumvereine eine naturgemäße, logiſche Konſequenz ihres 
Weſens und eine Grundbedingung ihrer fortſchreitenden, 
erfolgreichen Entwicklung erblicken. 

Worauf gründet der Herr Verfaſſer dieſe ſeine für 
uns ſchweizeriſche Genoſſenſchafter ja recht ſchmeichelhafte 
Behauptung? Etwa auf die Tatſache, daß die Konſum— 
vereine überall dort, wo ſie den Neutralitätsſtandpunkt 
nicht einnehmen, ſondern, wie der Verfaſſer verlangt, im 
Bunde mit den gewerkſchaftlichen und politiſchen Arbeiter— 
organiſationen ſtehen, größere Erfolge erzielen und ſchneller 
vorwärts kommen? Nein, auf Tatſachen ſtützt ſich unſer 
Artikelſchreiber nicht, und kann es auch nicht, denn dieſe 
ſprechen ſamt und ſonders gegen ſeine Anſicht. Selbſt in 
Belgien und Frankreich, wo überdies andere ſoziale Ver— 
hältniſſe als in der Schweiz beſtehen — Verhältniſſe, die 
der Entwicklung eines mit der politiſchen und gewerkſchaft— 
lichen Arbeiterbewegung eng liierten Konſumvereinsweſens 
beſonders günſtig waren — hat die Aufgabe des Neu— 
tralitätsſtandpunkts ſich nicht als der Genoſſenſchaftsbe— 
wegung förderlich, ſondern als ſie hemmend und zu ihrer 
Zerſplitterung führend erwieſen. Wer auf einen Blick 
erkennen will, wie viel weiter wir mit dem Neutralitäts— 
ſtandpunkt, als ohne ihn kommen, der vergleiche die ökono— 
miſchen Reſultate und die Anſtellungsverhältniſſe des beſchäf— 
tigten Arbeiterperſonals beim neutralen Basler Allgemeinen 
Konſumverein mit denen der größten und blühendſten nicht 
neutralen Genoſſenſchaft, der „Maison du Peuple* in 
Brüſſel. Letztere leiſtet, trotzdem in ihrem Wirtſchafts⸗ 
gebiet 5—6 Mal mehr Proletarier wohnen als in Baſel, 
der Brüſſeler Arbeiterſchaft noch nicht die Hälfte deſſen, 
was der A. C. V. der Basler arbeitenden Bevölkerung an 
ökonomiſchen und ſozialen Vorteilen bietet.“) 

Mit Tatſachen und praktiſchen Erfahrungen iſt es 
allerdings ſchwer, gegen das Neutralitätsprinzip anzu— 
kämpfen; auf dieſen Boden begeben ſich denn auch ſeine 
Gegner nicht. Um ſo freier und ungenierter tummeln ſie 
ſich auf dem Gebiete eines unverdauten und falſch ver— 
ſtandenen ſozialdemokratiſchen Doktrinarismus und ſuchen 
ſich hier die Trugſchlüſſe für den Satz zuſammen, daß 
„nur in Verbindung mit der auf dem Boden 
des Klaſſenkampfes ſtehenden Arbeiterorgani— 
ſation in Zukunft auf genoſſenſchaftlichem Ge— 
biet etwas Weſentliches erreicht werden“ könne. 
Und gleichſam um dieſem Satze die Krone aufzuſetzen, 
fährt der Verfaſſer fort: „Mitglieder von Genoſſenſchaften, 
die ſich dem entgegenjtellen, find entweder nicht im ſtande, 
die wirtſchaftliche Entwicklung unſerer Zeit zu begreifen, 
oder ſind überhaupt keine aufrichtigen und konſequenten 
Genoſſenſchafter“. Die Genoſſenſchafter, die noch immer 
von der Richtigkeit des Neutralitätsprinzips überzeugt ſind, 
haben alſo nur die Wahl, entweder Dummköpfe oder Ver— 
räter an der Genoſſenſchaftsſache zu ſein. Man ſieht hieraus, 
welche Achtung der Artikelſchreiber des Organs des Lebens— 
mittelarbeiterverbands den Ueberzeugungen ſeiner Mit— 
menſchen entgegenbringt. 

Nach ſolchen Auslaſſungen, die den Verfaſſer des be— 
ſprochenen Artikels in nicht zu verkennender Weiſe als 


) Wir ſtellen zum Beweiſe einige Reſultate der beiden Ge— 
noſſenſchaften aus dem letzten Jahre hier einander gegenüber. 
Maison du Peuple A. C. V. in Baſel 


Mitgliederzahl 20,000 28,538 
Umſatz Fr. 4,907,759 16,407,117 
davon entfallen auf die Bäckerei „ 2,580,000 875,000 
Brennmaterialien „ 480,000 688,000 
Schlächterei „ 280,000 3,871,000 
ſonſtige Lebensmittel „ 800,000 10,000,000 
Netto⸗Ueberſchuß „ 544,845 1,534,249 
Rinne „ 3256, 201 1,167,189 

Durchſchnittsbezug pro Mitglied „ 245 581 


Bei Würdigung dieſer Ziffern iſt noch in Betracht zu ziehen, daß 
im Wirtſchaftsgebiet des Basler A. C. V. etwa 125,000 Konſumenten, 
in dem der Brüſſeler Maison du Peuple aber deren 645,000 wohnen. 
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einen noch recht unreifen Geiſt charakteriſieren, mit dem 
in eine ernſthafte Diskuſſion ſich einzulaſſen zwecklos wäre, 
hätten wir wohl das Recht, ſeine Polemik gegen unſeren 
Standpunkt einfach zu ignorieren, um ſo mehr als wohl 
in kaum einer Angelegenheit die ſchweizeriſchen Konſum— 
genoſſenſchafter ſo völlig einer Meinung ſind, als in der 
hier berührten. Selbſt unter denjenigen praktiſch tätigen 
Genoſſenſchaftern, die zugleich eifrige Befürworter und 
Anhänger der Gewerkſchaftsbewegung und der ſozial— 
demokratiſchen Partei find, dürfte es nur wenige geben, 
die heute bereit wären, das Neutralitätsprinzip über Bord 
zu werfen und den ihnen vom Organ des Verbands der 
Lebens- und Genußmittelarbeiter gewieſenen Kurs zu 
jteuern. 

Wenn wir trotzdem hier die Frage aufzurollen unter— 
nehmen, ob die Konſumvereine ihren parteipolitiſch neu— 
tralen Standpunkt aufgeben und ſich in Organiſationen 
verwandeln ſollten, die, wie die Sozialdemokratie und die 
ihr mehr oder weniger affiliierten Gewerkſchaften, den 
Klaſſenkampf als ihr leitendes Prinzip aufſtellen, um dann 
mit den beiden erſteren eine Art ſozialpolitiſcher Drei— 
faltigkeit zu bilden, ſo geſchieht es aus anderen Gründen. 
In letzter Zeit haben wir nicht ſelten die Beobachtung ge— 
macht, und zwar bei Freund und Gegner unſerer Sache, 
daß die von uns vertretene Auffaſſung der Rolle, welche 
die Konſumvereine in der ſozialen Entwicklung zu ſpielen 
berufen ſind, mißverſtanden wurde und zu falſchen Schlüſſen 
und Forderungen Veranlaſſung gegeben hat. Im In— 
tereſſe der Konſumvereine wie auch derjenigen, die von 
ihr die Herbeiführung wirtſchaftlicher und ſozialer Fort— 
ſchritte hoffen, liegt es aber, daß dieſe Mißverſtändniſſe 
und Irrtümer möglichſt bald und gründlich beſeitigt werden, 
denn ſie ſind ein Hemmſchuh der Genoſſenſchaftsbewegung. 
Ferner ſind die Gründe, welche die Konſumgenoſſenſchafter 
veranlaſſen, an dem von ihnen vertretenen Neutralitäts— 
ſtandpunkt mit aller Entſchiedenheit feſtzuhalten, noch viel 
zu wenig bekannt. Sie ſind auch gar nicht ſo leicht zu 
verſtehen. Ihre richtige Würdigung ſetzt ein volles Ver⸗ 
ſtändnis für das eigenartige Weſen der konſumgenoſſen— 
ſchaftlichen Organiſation voraus, an dem es gerade oft in 
den Kreiſen der „klaſſenbewußten“ Arbeiter fehlt, trotzdem 
dieſe ſich nicht ſelten das Zeugnis geben, ihre allein be- 
rufenen Anhänger und Förderer zu ſein. Wie ſo mancher, 
der ſich Sozialiſt nennt, nicht weiß, was Sozialismus iſt 
und worin er beſteht, ſo gibt es leider auch manche Ge— 
noſſenſchafter, denen das Weſen der Konſumgenoſſenſchaft 
noch ein Buch mit ſieben Siegeln iſt. Wenn wir daher 
bei unſeren Darlegungen etwas weiter ausholen, jo wird 
der Leſer dies mit Rückſicht auf den Zweck, den wir mit 
unſerer Artikelſerie verfolgen, begreifen und billigen. Die 
Wichtigkeit und Aktualität des Gegenſtandes gebietet, daß 
wir ihm einmal eine gründliche Behandlung zu teil werden 
laſſen. 


Preßſtimmen 


über die Delegiertenverſammlung des Verbands ſchweizer. 
Konſumvereine und das Lagerhaus in Pratteln. 


Es kommt äußerſt ſelten vor, daß ſich eine größere 


Zeitung unſeres Landes redaktionell über die Konſum— 


vereinsbewegung äußert. Die Redaktionen nehmen Stellung 
zu literariſchen, künſtleriſchen, militäriſchen, konfeſſionellen 
und allen möglichen Fragen, aber ſie vermeiden es, ſich 
über eine Angelegenheit zu äußern, die für das ganze 
Volk von weittragendſter Bedeutung iſt: 
Verſorgung mit Lebensmitteln und ſonſtigen Artikeln des 
täglichen Bedarfs auf dem Wege der genoſſenſchaftlichen 
Betätigung. 

Die gleiche Zurückhaltung konnte man auch wieder 
konſtatieren anläßlich unſerer letzten Delegiertenverſammlung 
in Baſel. Wohl brachten alle Zeitungen mehr oder 
weniger ausführliche Berichte über unſere Tagung, aber 


die rationelle 


nur verſchwindend wenige äußerten darüber ein eigenes 
Urteil, obwohl die Preſſe ziemlich zahlreiche Vertreter an 
die Verhandlungen abgeordnet hatte. 

Wir reproduzieren im Nachſtehenden einige der uns 
vor Augen gekommenen Zeitungsſtimmen. 

a) Aeußerungen über die Delegierten- 
verjammlung: 

„Wohl kaum eine zweite organiſatoriſche Bewegung 
unſerer Tage hat in ihrem Verlaufe ſo wenig oder, ſagen 
wir gleich: gar keine Mißerfolge in ihrem Fortſchritt an 
pofitiver Arbeit zu verzeichnen, wie die konſumgenoſſen— 
ſchaftliche Bewegung. Das hat dieſe keineswegs dem 
Umſtand zu verdanken, daß ſie unangefeindet ihr Schiff 
durch die Wogen unſerer vielbewegten Zeit zu lenken das 
Glück hat, ſondern lediglich dem Umſtand, daß ſie den 
Volksbedürfniſſen und dem Volksempfinden mit Hilfe ein— 
fachſter und rationell durchgeführter Prinzipien entgegen— 
kommt. 

Dieſer Grundzug des unentwegten und von hindern— 
den Mißerfolgen und Rückſchlägen freien Fortſchritts der 
konſumgenoſſenſchaftlichen Bewegung hat kaum je einen 
prägnantern und durchſchlagendern Ausdruck gefunden, und 
der Glaube an die volksbefreiende Wahrheit und unbe— 
zwingbare Kraft der dieſe Bewegung leitenden Grundſätze 
hat kaum je eine kräftigere Beſtätigung gefunden, als an 
der Delegiertenverſammlung der ſchweizeriſchen Konſum— 
vereine vom 22. und 23. Juni in Baſel, an welcher nicht 
nur Akt von bereits Erreichtem genommen, ſondern auch 
der Grund zu neuen Fortſchritten gelegt wurde, und wo 
nicht nur in ernſter parlamentariſcher Sitzungsarbeit die 
Fundamente des Verbandes und ſeiner Glieder gefeſtigt 
wurden, ſondern wo auch das, was man ſonſt den ge— 
mütlichen Teil zu nennen liebt, von dem Ernſte einer 
freudig gehobenen Begeiſterung für erneute Arbeitsluſt ge— 
tragen und geweiht war und ſo auch nicht ohne bleibende 
Rückwirkung auf eine fortſchreitende Entwicklung in den 
Vereinen ſein wird.“ („Luzerner Stadtanzeiger.“ 

* * 


* 

„Stärker als je war heute in Baſel der Verbands— 
tag der ſchweizeriſchen Konſumvereine beſucht. Von dem 
gewaltigen Aufſchwung, welchen das Genoſſenſchaftsweſen 
im Lauf der letzten zehn Jahre genommen hat, gab die 
diesjährige Delegiertenverſammlung ein überaus ſprechendes 
Bild.“ „St. Galler Tagesanzeiger“. 

b) Aeußerungen über das Lagerhaus 

in Pratteln. 

„Wer an Pratteln vorüber fährt, wird durch ein 
impoſantes und ſchönes Gebäude überraſcht, das im ganzen 
Schweizerlande ſeinesgleichen ſuchen dürfte. Es iſt das 
am 23. Juni anläßlich der Basler Tagung des Verbandes 
eingeweihte neue Lagerhaus der ſchweizeriſchen Konſum— 
vereine.“ („Neue Zürcher-Zeitung“.) 


„Ein langer Extrazug brachte eine tauſendköpfige 
Menge von Baſel nach dem etwa eine Meile davon ent— 
fernten Feſtorte Pratteln, wo dicht am Bahnhof ſich das 
wahrhaft monumentale, im vornehmſten Stile aufgeführte 
Gebäude erhebt als ein Wahrzeichen genoſſenſchaftlicher 
Kraft und Leiſtungsfähigkeit, das ſeinesgleichen ſucht und 
das ſich wohl mit jedem für ähnliche Zwecke errichteten 
Gebäude meſſen kann. Wir werden uns noch an einer 
anderen Stelle mit dieſer Schöpfung zu befaſſen haben 
und wollen hier im Drange des Augenblicks nur kurz von 
dem Verlauf und der Stimmung der Einweihungsfeier— 
lichkeiten Notiz nehmen. Leider wurde die Feier durch 
eine ungünſtige Witterung etwas beeinträchtigt, aber der 
Himmel hatte wenigſtens ein Einſehen und ſchloß ſeine 
Schleuſen, als der eigentliche Einweihungsakt vollzogen 
wurde. Wohl ſelten dürfte bei einem ähnlichen Anlaß 
eine ſo meiſterhaft ausgearbeitete und packende Rede ge— 
boten werden, wie ſie durch den ſchweizeriſchen Verbands— 
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ſekretär Dr. Hans Müller gehalten wurde. Es waren 
Worte, die mit eindrucksvoller Macht auf die Gemüter 
wirkten, ſtarke Stimmungen hervorriefen und jeden Nerv 
genoſſenſchaftlicher Begeiſterung berührten.“ 
(„Konſumgenoſſenſchaftliche Rundſchau“.) 
* * 


* 

„Das ſtattliche Gebäude, das äußerlich eher einem 
ſtolzen Schulpalaſte, als einer gewaltigen Magazinbaute 
gleicht, prangte in freundlichem Feſtſchmucke.“ 

(„Basler Nachrichten“.) 

„Den Glanzpunkt der Basler Delegiertenverſammlung 
bildete die Einweihung des neuen großen Lager— 
hauſes des Verbandes ſchweizeriſcher Konſum— 
vereine. In dem architektoniſch wirkungsvollen und ſtil— 
gerechten Bau hat der Verband geradezu ein Monument 
ſeiner Schaffenstüchtigkeit und Entwicklungsfähigkeit ge— 
ſchaffen.“ („St. Galler Stadtanzeiger“. 


| 
SER Genoſſenſchaftliche Rundſchau. 


Beſteuerung der Raiffeiſenkaſſen im Kanton St. Gallen. 
Die Behörden des Kantons St. Gallen nehmen bekanntlich 
die Ehre für ſich in Anſpruch, in ſteuerlicher Hinſicht für 
das Genoſſenſchaftsweſen von allen Kantonen am wenigſten 
Verſtändnis zu beſitzen. Dabei muß allerdings zugeſtanden 
werden, daß ſie in dieſer Hinſicht wenigſtens konſequent 
vorgehen und keine Ausnahmen kennen. 

Nach den Konſumvereinen haben auch die im Kanton 
St. Gallen ziemlich verbreiteten bäuerlichen Darlehens— 
kaſſen nach Raiffeiſenſchem Syſtem ſich gegen die vom 
volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus unverantwortliche 
Härte des Steuergeſetzes empört und beim ſt. galliſchen 
Regierungsrat das Geſuch um Steuerbefreiung im 
Sinne von Art. 6, lit. a, des Staatsſteuergeſetzes einge— 
reicht, mit der Begründung, daß dieſe Kaſſen einen rein 
gemeinnützigen Charakter tragen. Der Regierungsrat iſt 
aber, wie wir den Tageszeitungen entnehmen, zu einem 
ablehnenden Entſcheide gelangt, geſtützt auf folgende Er— 
wägungen: 

1. Gemäß Art. 6 des Staatsſteuergeſetzes tritt eine 
Vermögensſteuerbefreiung u. a. für Vermögen ein, das 
ausſchließlich gemeinnützigen, wohltätigen oder patriotiſchen 
Zwecken gewidmet iſt, während das erwähnte Geſetz keine 
Steuerbefreiung für Einkommen vorſieht, vorbehältlich der 
Beſtimmungen von Art. 12 bezw. Art. 22 leg. eit. Es 
kann ſich daher nur darum handeln, ob das Vermögen 
der genannten Vereine ſteuerfrei erklärt werden kann, 
während hinſichtlich des Einkommens die allgemeinen 
Beſtimmungen über die Steuerpflicht desſelben zur An— 
wendung kommen. 

Nun beſteht das Vermögen dieſer Darlehenskaſſa— 
vereine aus den einbezahlten Geſchäftsanteilen der Mit— 
glieder und dem Reſervefonds. Hinſichtlich der erſteren 
ſehen die Statuten eine Verzinſung bis auf 5 Prozent vor. 
Es kann daher wohl nicht mit Grund davon geſprochen 
werden, daß dieſer Teil des Geſellſchaftsvermögens aus— 
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken zudient, wie dies von 
den Rekurrenten behauptet wird. 

Bezüglich des Reſervefonds enthalten die Statuten 
ſodann die Beſtimmung, daß derſelbe unter allen Um— 
ſtänden Eigentum des Vereins bleiben müſſe und zunächſt 
zur Deckung eines allfälligen, aus der Bilanz ſich er— 
gebenden Verluſtes zu dienen habe. Eine ſolche Maßnahme 
iſt bei dem Geſchäftsbetrieb dieſer Vereine als Geld- und 
Kreditinſtitut durchaus geboten, dagegen entſpricht dieſelbe 
den Vorausſetzungen, welche Art. 6 an die Steuerbefreiung 
von Vermögen knüpft, nicht, indem der Reſervefonds in 
erſter Linie den eigenen Geſchäftsintereſſen und nicht aus— 
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken dient. 
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2. Die Statuten ſehen allerdings vor, daß unter be— 
ſtimmten Verhältniſſen ein allfälliger Reſt des Reingewinnes 
nach Ausrichtung von höchſtens 5% Gewinnanteil, nach 
Beſchluß der Generalverſammlung zu landwirtſchaftlichen 
und gewerblichen Zwecken verwendet werde. Es handelt 
ſich hierbei jedoch nicht um den Ertrag eines für gemein— 
nützige Zwecke reſervierten Vermögens, ſondern um einen 
Gewinn, der durch den Geſchäftsbetrieb erzielt wird. 
Ueberdies enthalten die Statuten noch die ausdrückliche 
Beſtimmung, daß eine ſolche Gewinnsquote im Intereſſe 
der Geſamtheit der Mitglieder und nicht im gemeinen 
Intereſſe verwendet werden ſoll. Soweit jedoch aus dem 
jährlichen Reingewinn Zuwendungen zu gemeinnützigen 
Zwecken gemacht werden, fallen ſie bei Erwerbsgenoſſen— 
ſchaften gemäß Art. 22 des Staatsſteuergeſetzes bei der 
Feſtſetzung des ſteuerpflichtigen Einkommens ohnehin in 
Abzug. 


Der Geſchäftspatriotismus der ſchweizeriſchen Schuh: 
händler. Wir leſen hierüber im Volksrecht: Die ſchwei— 
zeriſchen Schuhhändler ſind fuchsteufelswild darüber, daß 
ſich die Schuhfabrifanten aus dem ihnen von jenen Herren 
auferlegten unwürdigen Joche der Zwangsmitgliedſchaft 
beim Schuhhändlerverband und des Tributs in Form von 
Beiträgen an denſelben, ſowie von dem Verbot, an Konſum— 
genoſſenſchaften und Warenhäuſer zu liefern, befreit haben. 
Wir ſind keine begeiſterten Freunde der Schuhfabrikanten, 
aber dieſe Tat der Selbſtbefreiung von dem entwürdigenden 
und unerträglichen Terrorismus der Schuhhändler hat uns 
aufrichtig gefreut. Daran ändert auch der Umſtand nichts, 
daß die Fabrikanten den Schritt in letzter Linie aus rein 
materiellen Gründen, im Hinblick auf die zunehmende 
wirtſchaftliche Bedeutung der Konſumgenoſſenſchaften und 
Warenhäuſer als Schuhkäufer getan haben. 

Die Schuhhändler haben ſich nun auf ihrem Ende 
Juni in Lauſanne abgehaltenen Verbandstag mit der An— 
gelegenheit beſchäftigt und eine Reſolution an die Adreſſe 
der Schuhfabrikanten angenommen, in der es mit Bezug 
auf die Fabrikanten heißt: 

„Erſt ließen Sie ſich von unſern Mitgliedern die 
Winterbeſtellungen geben, um unmittelbar nachher 
den Schuhhändlern eine ſchwere Konkurrenz zu ſchaffen, 
die ſie ſchon im kommenden Winter ganz empfindlich 
ſchädigen wird.“ 

Sodann: 

„Jufolge Ihres Beſchluſſes können wir nun auch 
unſern Mitgliedern nicht mehr vorſchreiben, 
Schweizerfabrikate in erſter Linie zu be— 
rückſichtigen, und wir betrachten das bisher 


zwiſchen dem Verbande der Induſtriellen und dem |. 


unſrigen beſtandene mündliche Uebereinkommen als 

aufgelöſt. Damit fällt auch die Beitragsleiſtung Ihrer— 

ſeits an unſere Zentralkaſſe, ſowie unſererſeits die 

Aushingabe von Legitimationskarten an Ihre Herren 

Reiſenden dahin.“ 

Die Quinteſſenz dieſer Reſolution iſt die Preisgabe 
des echten Patriotismus, der Bruch mit der wahren Vater— 
landsliebe, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß die vaterländiſche 
Schuhinduſtrie zu Grunde gehe. Nicht mehr ſchweizeriſche 
Fabrikate ſollen in erſter Linie berückſichtigt werden, ſondern 
ausländiſche, fremde, insbeſondere ſolche von ausländiſchen 
Fabrikanten, die auch fernerhin Zwangsmitglieder des 
ſchweizeriſchen Schuhhändlerverbandes bleiben und an ihn 
ihren Tribut entrichten. Das iſt der Sackpatriotismus in 
höchſter Vollkommenheit.“ 

Wir müſſen geſtehen, daß wir dieſe Kritik für durch— 
aus zutreffend halten. 


Ein Erlaß gegen unreelle Reiſende. Wir leſen im 
„Merkur“, dem Organ des Verbands der ſchweiz. Geſchäfts— 
reiſenden: 

„Ein in der „Neuen Freien Preſſe“ veröffentlichter 
Statthaltereierlaß (Wien) gegen Uebelſtände bei Abſchlüſſen 
von Geſchäftsreiſenden wirft ein bedenkliches Licht auf die 
moraliſche Verfaſſung vieler Handelsreiſenden. 

Er weiſt darauf hin, daß die Klagen über ein un— 
reelles Vorgehen von Handlungsreiſenden, insbeſondere 
auch von ſolchen ausländiſcher Firmen, ſtark zugenommen 
haben. Zahlreiche Erhebungen, die teilweiſe zum Anlaß 
ſtrafgerichtlicher Unterſuchungen genommen wurden, hätten 
ergeben, daß die Kundſchaft durch die Ueberredungskunſt 
und Anpreiiung des Handlungsreiſenden bei ihrer geſchäft— 
lichen Unerfahrenheit und Unüberlegtheit oft zu einer das 
Maß des Bedarfes weit überſteigenden Beſtellung veran— 
laßt werde. Häufig werde auch die Unaufmerkſamkeit des 
Kunden dazu benützt, um ſeine Unterſchrift auf einem Bes 
ſtellformular zu erhalten, das auf einen größeren Auftrag 
laute, als die Kundſchaft zu geben beabſichtige. Aber ſelbſt 
bei ordnungsmäßiger Ausfüllung der Beſtellſcheine komme 
die Lieferung von Waren in größeren Mengen oder zu 
höheren Preiſen, als vereinbart wurde, vor. Häufig werde 
auch die nach den Angaben oder Proben des Reiſenden 
gute und preiswürdige Ware in ſchlechter oder gänzlich 
unbrauchbarer Beſchaffenheit geliefert. Zumeiſt ſind die 
Kunden bäuerliche Landwirte, Krämer und kleine, abſeits 
vom regen Verkehr etablierte Geſchäftsleute, die außer 
ſtande ſeien, den ordentlichen Rechtsweg wirkſam zu ver— 
folgen. Es erſcheine daher eine ſtrenge Handhabung der 
gewerberechtlichen Vorſchriften um ſo dringender geboten. 
Zufolge Erlaſſes des Handelsminiſteriums werden die 
politiſchen Behörden erſter Inſtanz angewieſen, die Be— 
völkerung, beſonders auch die Gewerbsleute und ihre Or— 
ganijationen auf ein derartiges unreelles Vorgehen von 
Handlungsreiſenden aufmerkſam zu machen und ent— 
ſprechende aufklärende Belehrungen in ihre Amtsblätter 
einzuſchalten. Auch ſind die Legitimationen der Hand— 
lungsreiſenden regelmäßig, jedoch in einer den reellen Ge— 
ſchäftsintereſſen nicht hinderlichen Weiſe, einer ſorgſamen 
Prüfung zu unterziehen, den Klagen der Bevölkerung über 
unreelle Gebarung von Handlungsreiſenden ein aufmerk— 
ſames Ohr zu leihen und dabei immer das Augenmerk 
darauf zu richten, ob nicht im einzelnen Falle Anhalts— 
punkte zu einem Einſchreiten wegen Uebertretung der Ge— 
werbeordnung gegeben ſeien. Sind ſolche vorhanden, ſo 
iſt mit größter Strenge gegen die Schuldigen ſtrafweiſe 
vorzugehen, eventuell, wenn ſich der Verdachte iner Ueber— 
tretung des allgemeinen Strafgeſetzes als begründet er— 
weiſt, auch das Strafgericht in Kenntnis des Falles zu 
ſetzen.“ 

Uebelſtände in der privaten Gütervermittlung. Ein 
Korreſpondent der „N. 3. 3.“ ſchickte dieſem Blatte unterm 
16. ds. folgendes Stimmungsbild aus der Stadt Genf: 

„Die Genfer Geſundheitspolizei konfiszierte dieſer 
Tage in der Fleiſchhalle 128 Stück Geflügel als geſundheits— 
ſchädliche Ware. Sie gehörte einem Händler, der vor gar 
nicht langer Zeit mit Fr. 100 Buße wegen eines ähnlichen 
Vorfalles belegt worden war. Da Ein- und Ausfuhr von 
ungenießbarem Fleiſch und Geflügel bedrohliche Proportionen 
annehmen, ſo hofft man im Publikum, daß den Schuldigen 
das Handwerk einmal gründlich gelegt werde. In der 
Lebensmittelbranche iſt übrigens noch vieles, wie es nicht 
ſein ſollte. Im Butterhandel herrſcht immer noch das 
halbe Pfund zu 225 oder gar 200 Gramm. Die Fleiſcher 
können nicht zur Angabe von Qualität und Quantität 
gebracht werden. Auf dem Früchtemarkt erſcheint Ware, 
die wohl überall beſchlagnahmt würde.“ 

Eine Enquéte des Bäckerverbandes. Wie wir der 
„Schweiz. Bäcker- und Konditorenzeitung“ entnehmen, 
veranſtaltet die Geſchäftsleitung des Bäckerverbandes bei 
deſſen Mitgliedern eine Enquéte über die Preiſe des Mehls, 
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des Brotes, der Hefe und der Brennmaterialien ſowie der 
Arbeitslöhne in den verſchiedenen Ortſchaften. Das de— 
taillierte Fragenſchema wünſcht auch Aufſchluß über die 
Beat des Brotes in den Konſumvereinsbäckereien, Volks— 
äckereien ꝛc. 

Schweizer. Städtetag. Die diesjährige Verſammlung 
der Vertreter ſchweizeriſcher ſtädtiſcher Gemeinweſen findet 
am 7. und 8. September in Schaffhauſen ſtatt. Neben 
den üblichen Jahresgeſchäften ſind im Programm u. a. 
N folgende Referate und ſonſtige Beratungsgegen— 
tände: 

Die Alters- und Invaliditätsverſicherung ſtädtiſcher 
Angeſtellter und Arbeiter. (Referent: Stadtrat Isler, 
Winterthur). 

Eingabe des ſchweizeriſchen Metzgermeiſtervereines be— 
treffend Reviſion des eidgenöſſiſchen Viehſeuchengeſetzes 
und Regelung des Schlachtviehimportes. (Referent: Ge— 
meinderat Tiſſot, Chaux-de-Fonds). 

Die ſtädtiſche Wohnungsbaufrage. (Referenten: Se— 
kretär Schatzmann, Zürich; Stadtpräſident Schnetzler, Lau— 
ſanne). 


Landwirtſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen. 


Schweiz. Weinbaugenoſſenſchaft. Laut Handelsamts— 
blatt hat ſich unter dieſer Firma mit Sitz in Baſel eine 
Genoſſenſchaft gebildet mit folgendem Zwecke: 

1. den ſchweizeriſchen Weinbau im allgemeinen zu 
fördern, insbeſondere durch Bekämpfung aller Weinpantſcherei 
und des unreellen Zwiſchenhandels; 

2. durch Errichtung eigener Niederlagen und Verkaufs— 
ſtellen dem Eigengewächs der Genoſſenſchafter einen beſſern 
Abſatz zu verſchaffen; 

3. durch Lieferung garantiert echt ſchweizeriſcher Natur— 
weine zu normalen Preiſen an das Publikum, die Wirte 
und die Weinhändler, der erdrückenden Konkurrenz der 
ausländiſchen Weine und des Bieres zu begegnen. 

Mitglied kann werden, wer: 1. einem ſchweizeriſchen 
Weinbauverein oder einer Weinbaugenoſſenſchaft angehört 
oder ſelbſt in der Schweiz den Weinbau betreibt; 2. min— 
deſtens einen Anteilſchein zeichnet und zwar bei großem Beſitz 
mindeſtens einen Anteilſchein auf je 3 Hektaren Rebgelände. 
Auch Vereine und Genoſſenſchaften können als ſolche Mit— 
glieder der Genoſſenſchaft werden, find aber verpflichtet, 
auf je 5 Hektaren des durch ſie repräſentierten Weinge— 
ländes je einen Anteilſchein zu zeichnen. Auch öffentlichen 
Korporationen und landwirtſchaftlichen Anſtalten ſteht das 
Recht zu, durch Zeichnung mindeſtens eines Anteilſcheines 
Mitglied der Genoſſenſchaft zu werden. Es können ſich 
auch mehrere, im Maximum fünf Perſonen, ſofern fie in 
der Schweiz den Weinbau betreiben, gemeinſam die Mit— 
gliedſchaft erwerben. In dieſem Falle genießen alle die 
nach den Statuten den Genoſſenſchaftern zukommenden 
Rechte, wie ſie auch alle die entſprechenden Pflichten über— 
nehmen. Immerhin dürfen ſolche Genoſſenſchafter zuſammen 
an der Generalverſammlung nur je eine Stimme auf 
einen Anteilſchein abgeben. Jedem Genoſſenſchafter ſteht 
jederzeit frei, nach erfolgter ſechsmonatlicher Kündigung 
auf Ende eines Geſchäftsjahres ſeinen Austritt aus der 
Genoſſenſchaft zu nehmen. 

Das Genoſſenſchaftskapital wird in Anteilſcheine von 
je Fr. 500 zerlegt und ſoll auf mindeſtens Fr. 50,000 
gebracht werden. Die gezeichneten Anteile ſind innert 
Jahresfriſt nach Unterzeichnung einzuzahlen. Jeder Ge— 
noſſenſchafter iſt verpflichtet, auf je Fr. 10,000 der Ge- 
noſſenſchaft verkauften Weines einen neuen Anteilſchein zu 
übernehmen. Für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft 
haftet nur das Genoſſenſchaftsvermögen, eine perſönliche 
Haftbarkeit der Genoſſenſchafter beſteht nicht. 
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Vom jährlich ſich ergebenden Reingewinn fallen zu— 
nächſt 5 Prozent in einen Reſervefonds, bis derſelbe 20 
Prozent des Genoſſenſchaftskapitals wird erreicht haben. 
Allfällige von dritter Seite zufallende Subventionen fallen 
in den Spezialreſervefonds. Vom verbleibenden Reſt des 
Reingewinnes fallen 20 Prozent als Zins an das Ge— 
noſſenſchaftskapital und zwar bis zu 5 Prozent; 10 Pro— 
zent fallen zur Verfügung des Verwaltungsrates und der 
Reſt wird unter die Genoſſenſchafter verteilt, welche im 
Betriebsjahr der Genoſſenſchaft Wein geliefert haben, und 
zwar pro rata der Einkaufsfakturen. 

Die Organe der Genoſſenſchaft find: 1. Die General- 
verſammlung, 2. der aus neun Mitgliedern beſtehende 
Verwaltungsrat, 3. die aus einem bis drei Mitgliedern 
beſtehende Direktion. Die rechtsverbindliche Unterſchrift 
führen dermalen kollektiv der Präſident des Verwaltungs— 
rates: Johann Baptiſt Heller, von und in Arlesheim, und 
der Sekretär des Verwaltungsrates: Joſeph Gutzwiller, 
von und in Baſel. Die übrigen Mitglieder des Verwal— 
tungsrates ſind: Theodor Gerſter in Laufen, wohnhaft 


in Arlesheim; Otto Löw von und in Benken (Baſelland); 
Dr. Ernſt Feigenwinter von Reinach, in Baſel; Auguſt 
Pachoud von und in Lutry; Jules de Torrenté von und 
in Sitten; Henri de Lavallaz, von und in Sitten, und 
Twann. 
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Konſumvereinsweſen im Kanton Wallis. (G.-W.-Korr. 
aus Bern.) „Wenn einer eine Reiſe tut, ſo kann er was 
erzählen“, ſelbſt vom Genoſſenſchaftsweſen. Marſchierte 
da kürzlich eine frohe Geſellſchaft junger Männer von 
Viſp nach Stalden. Obſchon die Sonne ſich zum Unter— 
gange anſchickte und trotzdem ſchwere Torniſter die jugend— 
lichen Rücken drückten, waren die Wanderer voller Lebens— 
freude und Jugendluſt, winkte ihnen ja doch Zermatt mit 
ſeiner großartigen Umgebung als nächſtes Reiſeziel. Sie 
hätten ſich freilich ihre Bürde leichter machen können; aber 
ſie führten Zelte und Proviant, ſowie eigene Küche mit 
ſich, um unabhängig von Portier und Kellner ſich Tag 
und Nacht der ſchönen Natur zu freuen. 

Vor dem Dorfe Stalden holten die Wanderer eine 
Frau ein, die noch ſchwerer beladen war als ſie. Die 
Walliſerin beugte ſich unter einem Tragkorbe voll Brot, 
deſſen Duft verriet, daß es kurz vorher dem Ofen ent— 
nommen worden war. „Damit ſoll gewiß ein Gajthof ver— 
ſorgt werden“, dachten wir und fragten deshalb die Boten— 
frau: „Nicht wahr, von dieſen Broten könnten wir für 
unſern Nachteſſentiſch auch einige bekommen?“ „Ja, Sie 
brauchen ſich nur oben im Konſumladen zu melden“, war 
die unerwartete Antwort. Alſo in dem ſonſt als rück— 
ſtändig verſchrieenen Kanton Wallis hat ein Dorf in einem 
Seitentale, wie Stalden, das allerdings eine Eiſenbahn— 
ſtation beſitzt, aber mit keiner Nachbarortſchaft durch eine 
Fahrſtraße verbunden iſt, einen Konſumverein! Wirklich 
erſtanden wir uns dort das Brot zum Nacht- und Morgen- 
eſſen, und obendrein billiger als irgendwo auf unſerer 
ganzen 16tägigen Reiſe. 

Auch im Dorfe Saas-Grund beſteht bereits ein 
Konſumladen. Am meiſten überraſchte uns jedoch die 
Exiſtenz eines ſolchen in Albinen. Dieſes Dörfchen, das 
ſich mit ſeinen braunen Holzhäuschen hoch oberhalb Leuk 
an den ſonnigen Bergabhang lehnt, war bisher der Welt 
höchſtens dadurch bekannt, daß man vom Leukerbad her 
auf Leitern über eine ungefähr 100 m hohe Felswand 
dort hinauf gelangt. Mit Leuk iſt die Verbindung aller— 
dings etwas beſſer. Albinen hat nie einen privaten Krämer— 
laden beſeſſen. Als die Leute müde wurden, jedes Pfund 
Kaffee und jeden Lampendocht bei den italieniſchen Krämern 
in Leuk zu holen, gieng man direkt an die Gründung 
einer Konſumgenoſſenſchaft. 
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Daß dieſe Tatſachen das Herz eines eifrigen Kon— 
ſümlers mit aufrichtiger Freude erfüllten, braucht eigentlich 
kaum erwähnt zu werden. Sie bilden aber gleichzeitig 
einen Beweis dafür, daß feſter Wille und klare Einſicht 
ſelbſt unter großen Schwierigkeiten ihr Ziel erreichen auch 
auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftsweſens. 

Nachſchrift der Redaktion. Den intereſſanten 
Ausführungen unſeres Korreſpondenten können wir bei— 
fügen, daß ſich im Kanton Wallis in neuerer Zeit über— 
haupt das Konſumvereinsweſen in ſehr erfreulichem Maße 
entwickelt, indem bereits in ca. 20 Ortſchaften ſolche Organi— 
ſationen beſtehen. In nächſter Zeit werden wir in der 
Lage ſein, hierüber aus der Feder des Herrn Pfarrer 
Imhof in Mörel, der ſich in uneigennütziger Weiſe in den 
Dienſt dieſer Bewegung geſtellt hat, einen orientierenden 
Artikel zu reproduzieren. 

Bern. Die Bäckereigenoſſenſchaft der Arbeiter— 
union veröffentlicht ihren 15. Jahresbericht, der in klarer, 
ausführlicher Weiſe Auskunft gibt über den Geſchäftsgang 
in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1906. Es 
wurden in dieſen 12 Monaten 747,850 kg Halbweiß- und 
338,581 kg Ruchbrot gebacken, zuſammen alſo 1,086,431 kg 
Brot oder 126,551 kg mehr als im Vorjahre. Die Tages— 
produktion variierte zwiſchen 3003 und 4500 kg und betrug, 
auf die 309 Arbeitstage verteilt, rund 3500 kg. Der Mehl— 
verbrauch bezifferte ſich auf 800,722 kg gegen 698,840 kg 
im Jahr 1905. 100 kg Mehl ergaben durchſchnittlich 
137 kg Brot. Dieſes im Vergleich zu früheren Jahren 
ungünſtigere Reſultat erklärt ſich durch die teilweiſe gering— 
wertigere Weizenernte des letzten Sommers. In die Ab— 
lagen der Konſumgenoſſenſchaft gelangten 800,341 ka Brot, 
direkt an Konſumenten wurden 280,901 bg geliefert. Be— 
ſchäftigt waren beſtändig 12 Bäcker, 6 Brotführer, ein 
Angeſtellter zur Beſorgung des Stalldienſtes und je nach 
Bedürfnis 1—2 Mann zur Aushilfe. Die Betriebs- 
koſten ließen ſich nach dieſer Richtung etwas reduzieren, 
trotzdem auch in dieſem Jahre beſcheidene Gehaltserhöhungen 
erfolgten. Beim Poſten Brennmaterial konnten durch 
beſſere Ausnützung der Oefen und vorteilhafte Einkäufe 
ebenfalls Erſparniſſe gemacht werden. Auf 100 kg Brot 
berechnet, betragen die Koſten für Brennmaterial 75 Cts. 
gegen 90 Cts. im Vorjahre. Für den Unterhalt der 
Pferde wurden Fr. 3856. 75 ausgegeben. Bringt man 
den Gehalt des mit dem Stalldienſt betrauten Angeſtellten 
und einen mäßigen Mietzins in Anrechnung, ſo belaufen 
ſich die täglichen Koſten per Pferd auf Fr. 4. 40. 

Bei Fr. 296,216.83 Einnahmen und Fr. 294,206.09 
Ausgaben ſchließt die Rechnung ab mit einem Netto— 
einnahmenüberſchuß von Fr. 2010.74, für welche Summe 
die Betriebskommiſſion folgende Verwendung vorſchlägt: 
Einlage in den Reſervefonds Fr. 1000, Einlage in den 
Dispoſitionsfonds Fr. 1010.74. 

Der Bilanz entnehmen wir folgende Poſten: Liegen— 
ſchaften Fr. 147,600, Mobilien und Pferde Fr. 13,000, 
Waren Fr. 10,896, Ausſtände Fr. 10,583. Die Hypo- 
theken betragen Fr. 110,000, das Anteilſcheinkapital Fr. 
7760, die Spareinlagen Fr. 10,350, der Reſervefonds Fr. 
23,988, die Paſſivausſtände Fr. 27,266. 

Der Genoſſenſchaftsbäckerei der Arbeiterunion hat es 
die Bevölkerung der Stadt Bern zu verdanken, daß die 
mehrmals geplante Verteuerung des Brotpreiſes nicht 
durchgeführt werden konnte; ſie verdient deshalb die 
Unterſtützung jedes Genoſſenſchafters. 

Boudry⸗Cortaillod. Dieſer Verbandsverein hat in 
ſeinem 16. Rechnungsjahre (von 1. Juni 1906 bis 31. Mai 
1907) einen Warenumſatz von Fr. 159,480. 87, wovon 
Fr. 23,537. 22 auf Brot entfallen, und einen Nettoüber— 
ſchuß von Fr. 12,587. 71 erzielt. Die ausſtehenden Gut— 
haben betragen nicht weniger als Fr. 15,429. 14, die 
Warenvorräte Fr. 38,984. 90, die Mobilien Fr. 4823. 70, 
die Immobilien Fr. 25,206. 10. Das Aktienkapital ſteht 
auf Fr. 20,000, das Obligationenkapital auf Fr. 22,500, 


der Reſervefonds auf Fr. 7602. 41. Auf Immobilien 
wurden Fr. 3287. 60, auf Mobilien Fr. 3420 amortiſiert. 
Ueber die Zahl der Aktionäre, die Verteilung des Ueber— 
ſchuſſes und das innere Vereinsleben meldet der auf eine 
Oktavſeite zuſammengedrängte Bericht nichts. 


Goldach. Unſer dortiger Verbandsverein überſendet 
uns einen Auszug aus der Kaſſarechnung pro 1906/07. 
Daraus entnehmen wir, daß ſich die Geſamteinnahmen 
auf Fr. 84,008.81, die Ausgaben auf Fr. 75,265. 56, 
der Ueberſchuß auf Fr. 8743. 25 und die auszurichtenden 
Rückvergütungen auf Fr. 6314.15 belaufen. Die zwei 
Liegenſchaften, wovon eine im Berichtsjahr erworben 
wurde, ſtehen mit Fr. 78,000 zu Buch und ſind mit 
Fr. 70,650 Hypotheken inkl. laufenden Zinſen belaſtet. 
Die Warenlager ſind auf Fr. 20,591. 10, die Mobilien 
auf Fr. 2708 gewertet. Die ausſtehenden Guthaben be— 
tragen Fr. 4503.95 und das Kreditorenkonto Fr. 12,295. 55. 
Die Kommiſſion wurde mit Fr. 2230 entſchädigt. Auf 
Hypotheken wurden im Rechnungsjahr Fr. 2500 abbezahlt. 

Ueber die Mitgliederbewegung, den wirklichen Waren— 
umſatz und die Art und Weiſe der Ueberſchußverteilung 
läßt uns der vorliegende Auszug leider im Ungewiſſen. 
Es wäre ſehr zu wünſchen, daß die Berichterſtattung der 
Verbandsvereine eine möglichſt vollſtändige, alle Seiten 
der genoſſenſchaftlichen Tätigkeit gründlich beleuchtende ſei, 
denn die Mitglieder haben ein Recht darauf, über den 
Gang ihrer Inſtitution klare Auskunft zu erhalten. 

Heiden. Der 32. Jahresbericht unſeres dortigen Ver— 
bandsvereins, die Zeit vom 1. Juli 1906 bis 30. Juni 
1907 umfaſſend, weiſt bei einem Umſatz von Fr. 89,034. 84 
gegenüber 1905/06 eine Vermehrung von Fr. 7277. 52 
auf. Der Ueberſchuß ſtieg von Fr. 8900 auf Fr. 9402 
und ſoll in der Hauptſache rückvergütet werden (11% 
der Warenbezüge). Fr. 600 werden dem Reſervefonds zu— 
gewieſen und Fr. 300 auf den Hypotheken abgeſchrieben. 
Letztere betragen nun noch Fr. 19,100, während die Liegen— 
ſchaften in der Bilanz mit Fr. 22,500 figurieren. Das 
Mobiliar iſt auf Fr. 1. — abgeſchrieben. Die Waren— 
vorräte betragen Fr. 21,306. 62, die Mitgliederguthaben 
Fr. 7567. 50, der Reſervefonds Fr. 656. 40. Neue Mit— 
glieder ſind im Berichtsjahre 40 eingetreten. Ueber etwaige 
Austritte und den Mitgliederbeſtand am Schluſſe des Be— 
richtsjahres liegen leider keine Angaben vor, wie denn 
überhaupt der Bericht äußerſt knapp gehalten iſt. 


Genoſſenſchaftsbewegung des Auslands. 


Deutſchland. 
Deutſcher landwirtſchaftlicher Genoſſen— 


ſchaftstag. Unter ſehr ſtarker Beteiligung aus allen 
Teilen Deutſchlands wurde am 8. Auguſt in Münſter 
(Weſtfalen) in Gegenwart von Vertretern der Staats— 
regierung und der landwirtſchaftlichen Organiſationen und 
Korporationen der 23. Deutſche landwirtſchaftliche Ge— 
noſſenſchaftstag eröffnet. 

Oberpräſident Staatsminiſter v. d. Recke begrüßte 
den Genoſſenſchaftstag und überbrachte die herzlichſten 
Grüße des Landwirtſchaftsminiſters, der ſtets ein wahrer 
Freund der Genoſſenſchaftsverbände geweſen ſei. 

Nach den Begrüßungsreden erſtattete Generalanwalt 
Geh. Regierungsrat Haas in Darmſtadt den Geſchäfts— 
bericht, aus dem folgende Daten über den Stand des 
deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens von 
allgemeinem Intereſſe ſind. Im Berichtsjahr 1906,07 hat 
ſich die gewohnte Zunahme der ländlichen Genoſſenſchaften 
vollzogen. Es ergab ſich eine Steigerung von 20,128 Ge— 
noſſenſchaften am 1. Juli 1906 auf 20,973 Genoſſenſchaften 
am 1. Juli 1907. Die Zunahme iſt etwas größer als 
im Vorjahre, bleibt aber gegen frühere Jahre zurück. Die 
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größte Zunahme, um 1683 Genoſſenſchaften, fand im Jahre 
1896/97 ſtatt. Dieſe Abnahme der Neugründungen iſt an— 
geſichts der erreichten Dichtigkeit des Netzes ländlicher Ge— 
noſſenſchaften wohlverſtändlich und begründet. In 94 Zen— 
tralgenoſſenſchaften befinden ſich 20,973 Genoſſenſchaften, 
davon ſind 14,054 Spar- und Darlehnskaſſen, 2026 Bezugs— 
und Abſatzgenoſſenſchaften, 3146 Molkerei- und Milchverwer— 
tungsgenoſſenſchaften und 1753 ſonſtige Genoſſenſchaften. 
Die geſamte Mitgliederzahl dieſer ländlichen Genoſſen— 
ſchaften beläuft ſich auf rund 1,850,000. Auch die innere 
Fortentwicklung des ländlichen Genoſſenſchaftsweſens war 
im Betriebsjahr gedeihlich. Die Berichte über die Geſchäfts— 
tätigkeit der Zentralgenoſſenſchaften laſſen das weitere 
Wachstum der Umſätze und deren finanzielle Ergebniſſe 
als durchaus befriedigende erkennen. Eine bedeutſame 
Maßnahme war die Entſendung von hervorragenden, im 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen bewährten Dele— 
gierten nach Südweſtafrika zur Gründung von landwirt— 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften. Die Landwirte in der ſchwer— 
geprüften ſüdweſtafrikaniſchen Kolonie kommen immer mehr 
und mehr zu der Erkenntnis, daß in der Bildung von 
Genoſſenſchaften, und zwar hauptſächlich von Kredit-, ſowie 
Einkaufs- und Verkaufsgenoſſenſchaften, ein geeignetes 
Mittel zur wirkſamen Beſſerung ihrer Lage gegeben ſei. 
Eine den Bezirk der ganzen Kolonie umfaſſende Genoſſen 
ſchaftsbank iſt als Zeutralſtelle in Windhuk gegründet 
worden, lokale Ein- und Verkaufsgenoſſenſchaften, ſowie 
Spar- und Dahrlehnskaſſen werden ſich angliedern. Ein 
bedeutſamer Vorgang war ferner die Neugründung einer 
Reichsgenoſſenſchaftsbank. Es darf erwartet werden, daß 
das neue Unternehmen, das jetzt ſchon ein gezeichnetes und 
gezahltes Aktienkapital von 2 Millionen Mark aufweiſt, 
ſich immer mehr zu einer leiſtungsfähigen geſchäftlichen 
Zentralſtelle des Reichsverbandes entwickeln werde. Weiter 
erwähnt der Geſchäftsbericht die Gründung des Inter 
nationalen Bundes landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften, 
die im Frühjahr in Wien erfolgt iſt. Der Geſamtumſatz 
ſämtlicher zum Reichsverband gehörigen Zentralkaſſen ſtieg 
von 4660 Millionen Fr. im Jahre 1905 auf 5131,25 Mil— 
lionen Frk. im Jahre 1906. Die ungemein bedeutſame 
Frage der Verſorgung des Heeres mit landwirtſchaftlichen 
Bedarfsartikeln durch die Genoſſenſchaften iſt einer glück— 
lichen Löſung näher gekommen. Neue Aufgaben werden 
ſein die Stärkung und Pflege des Scheckverkehrs, die 
Stellungnahme zur geſetzlichen Regelung desjelben. die ge— 
ſteigerte Konzentration des Warenbezuges, die durch die 
zunehmende Kartell- und Syndikatsbildung in Induſtrie 
und Handel geboten iſt, die Verleihung der Mündelſicherheit 
an ländliche Spar- und Darlehnskaſſen, die ein zwei— 
ſchneidiges Schwert iſt, weil ſie die Gefahr der Staats— 
auſſicht nach ſich ziehen dürfte. Der Generalanwalt ſchließt 
mit einem Appell an die Genoſſenſchaften, auch weiterhin 
als Deviſe zu betrachten: „Nur Einigkeit macht ſtark!“ 
Am zweiten Verhandlungstage ſprach Verbands— 
direktor Dr. Wegener, Poſen, über die Mitwirkung der 
genoſſenſchaftlichen Kreditorganijation beider 
Entſchuldung der Landwirtſchaft. Er führte aus: 
Der deutſche Bauernſtand wurde vor ſeinem Untergang 
bewahrt, als ihm durch das Genoſſenſchaftsweſen der Per— 
ſonalkredit geſchaffen worden war. Die Genoſſenſchaften 
allein können ihn jetzt auch vor der drohenden Ueberhand— 
nahme ſeiner Hypothekenſchulden retten. Das können ſie 
erreichen, indem ſie die ländlichen Mitglieder vor weiterer 
Verſchuldung bewahren. Sie haben deshalb die Vergebung 
des von ihnen eingeräumten Kredits zu überwachen, die 
Umwandlung der Konſumſchuld in eine Hypothekenſchuld 
zu verhindern und endlich für pünktliche Bezahlung der 
Schuld zu ſorgen. Sie haben ferner den Sparſinn und 
das Verſicherungsweſen mit allen Mitteln zu pflegen und 
endlich den Güterhandel und das Parzellieren in die Hand 
zu nehmen, wie es ſchon im Weſten bei den Verkaufs— 
protokollen der Fall iſt. Sie haben ſich auch anderſeits 
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der Entſchuldung der Mitglieder anzunehmen, deren Ver— 
hältniſſe und Vermögenslage ſie weit beſſer als jeder 
andere Gläubiger beurteilen können. Eine wirkſame Ent— 
ſchuldung iſt nur möglich, wenn mit der Hergabe von 
Nachhypotheken eine vollſtändige und reinliche Ordnung 
der Hypothekengrundbuchverhältniſſe erzielt wird. Dieſen 
techniſchjuriſtiſchen Teil der Entſchuldung zu leiſten, find 
die Genoſſenſchaften ſelbſt nicht in der Lage. Es empfiehlt 
ſich daher für ihre Zentralkaſſe, ein eigenes Unternehmen 
dafür einzurichten, am beſten in der Form von Geſell— 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, wie es z. B. bei der 
deutſchen Mittelſtandskaſſe in Poſen, der Bauerubank in 
Danzig und der Landgeſellſchaft in Königsberg der Fall 
iſt. Um eine neue Realverſchuldung zu verhindern und 
den Perſonalkredit mehr herauszuarbeiten, empfiehlt es ſich, 
hinter der Entſchuldungshypothek noch eine Höchſthypothek 
für die Darlehnskaſſe eintragen zu laſſen, ſo daß der nicht 
beliehene Teil des Grundſtückes in erſter Linie für den 
gewährten Perſonalkredit haftet. Dieſe Hypothek bildet 
die Verſchuldungsgrenze. 

Nach längerer Debatte fand folgender Antrag An— 
nahme: Die Entſchuldung des ländlichen Grundbeſitzes iſt 
nur unter der Mitwirkung der ländlichen Genoſſenſchaften 
möglich. Zu ihren Aufgaben gehört es, die Umwandlung 
der Nachhypotheken in eine Perſonalſchuld herbeizuführen. 
Inwieweit ſich die Genoſſenſchaften bei dieſer Aufgabe mit 
den öffentlichen Realkreditinſtituten in Verbindung zu ſetzen 
haben, wird von den örtlichen Verhältniſſen abhängen. 
Zur Aufrechterhaltung der Liquidität der Kreditgenoſſen— 
ſchaften iſt geboten, daß dieſen die erforderliche Rücken— 
deckung durch mit ausreichenden Mitteln ausgeſtattete 
Es gehört zu den 
wichtigſten Aufgaben, die Umwandlung der kündbaren 
Hypotheken in unkündbare und amortiſable mit allen zu 
Gebote ſtehenden Mitteln zu betreiben. 

— Ein Kampf der Konſumvereine gegen die 
Fabrikanten von Markenartikeln. Ein neuer 
Kampf, den die deutſchen Genoſſenſchaften im Intereſſe 
der Konſumenten zu führen haben, iſt von dem Verbande 
der Fabrikanten von Markenartikeln heraufbeſchworen. 
Wir leſen darüber im „Genoſſenſchafts-Pionier“: „Unter 
Markenartikeln verſteht man die verkaufsfertig verpackten, 
mit den Etiketten und Warenzeichen der Fabrikanten ver— 
ſehenen Produkte, die zumeiſt in der Kolonialwarenbrauche, 
alſo im weſentlichen auch in den Filialen der Konſum— 
vereine, geführt werden. Es handelt ſich hierbei zunächſt 
um Malzkaffee-, Magarine-, Nährmittel- und Seifenfabrifen. 
Dieſe Markenartikelfabrikanten haben ſich nun in einem 
großen, über ganz Deutſchland verbreiteten Verband ver— 
einigt, um den Detailliſten die Verkaufspreiſe vor— 
zuſchreiben. Die Monopoliſierungstaktik der Syndikate 
und Kartelle, die insbeſondere in den hohen Kohlenpreiſen 
ſo empfindlich zum Ausdruck kommt, ſoll auch auf die 
kleinen Gebrauchsartikel des täglichen Lebens übertragen 
werden. Da ſind den Fabrikanten die Konſumvereine im 
Wege, mit denen ohnehin nicht ſo leicht Fangball geſpielt 
werden kann, wie mit den kleinen Detailliſten. Sie ver— 
langten daher zu Beginn des Monats Juli von der Groß— 
einkaufsgeſellſchaft die Unterſchrift eines Reverſes, wonach 
ſie bei hoher Konventionalſtrafe an die mit ihr in Geſchäfts— 
verbindung ſtehenden Konſumvereine keine Waren ver— 
kaufen dürfe, ſofern die vorgeſchriebenen Verkaufsbe— 
dingungen von den letzteren nicht eingehalten werden. 

Die Großeinkaufsgeſellſchaft hat ſich dieſem Anſinnen 
natürlich widerſetzt. Denn der monopolartigen Geſtaltung 
der Verkaufspreiſe würde die Diktierung einheitlicher Ein— 
kaufspreiſe ganz von ſelbſt folgen, und beides zuſammen 
eine gewaltige Preisteuerung der in Frage kommenden 
Waren bedeuten, die unter den gegenwärtigen Verhält— 
niſſen eine weitere Verſchlimmerung der Lebenslage der 
breiteſten Maſſen des Volkes nach ſich ziehen würde. Die 
Großeinkaufsgeſellſchaft iſt daraufhin von den Ringfabri— 
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kanten boykottiert worden. Unter den Firmen, die die 
weitere reversloſe Lieferung verweigert haben, befinden 
ſich die Seifenfabrik Sunlight, die Nährmittelfabrik Knorr, 
Neſtles Kindermehl u. a. Dagegen haben andere Fabriken, 
deren Zahl ſich beſtändig mehrt, die Lieferung zugeſagt 
und ſind damit aus dem Verband ausgetreten.“ 

Es iſt zu erwarten, daß auch die andern Lieferanten 
den Kampf aufgeben werden, wenn die Konſumvereine 
treu zu ihrer Zentralſtelle halten, wozu ſie natürlich Grund 
genug haben, denn einzeln wären ſie nicht im ſtande, 
ſolchen den Konſumentenmtereſſen direkt entgegenſtehenden 
Zumutungen wirkſam entgegenzutreten. 

Dieſer Kampf iſt auch für die ſchweizeriſchen Vereine 
von hohem Intereſſe, denn auch hier find ſchon Be— 
ſtrebungen ähnlicher Art zu Tage getreten, und früher 
oder ſpäter kann es auch bei uns zu einer Kraftprobe 
kommen. Hoffentlich erweiſen ſich dann die ſchweizeriſchen 
Genoſſenſchafter als ebenſo weitſichtig wie ihre Freunde in 
Deutſchland. 

— Erholungsheime für Genoſſenſchafter. 
Dem Beiſpiel der britiſchen Genoſſeuſchafter folgend, eröffnete 
kürzlich der Reichsverband der deutjchen landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften in Verbindung mit ſeiner Beamtenwohl— 
fahrtskaſſe zwei Erholungsheime, das eine zu Lauterbach 
auf der Inſel Rügen, das andere auf Schloß Lichtenberg 
im Odenwald. Einem uns zugekom menen Proſpekt zufolge 
find dieſe Erholungsheime beſtimmt für die Beamten, 
Beamtinnen der Verbände, Zentral- und Einzelgenoſſen— 
ſchaften, daneben in gleichem Maße für die zum Teil ohne 
oder mit geringer Vergütung opferwillig im Ehrenamt 
tätigen, zu einer Erholung mit erheblichem Geldaufwand 
außerhalb ihres Wohnortes nicht hinreichend bemittelten 
Vorſtandsmitglieder, Rendanten ꝛc. der Einzelgenoſſen— 
ſchaften, aber nicht nur für dieſe, ſondern, ſoweit der Platz 
reicht, auch für ihre Familienangehörigen. Dieſe in der 
genoſſenſchaftlichen Arbeit ſtehenden Perſonen ſollen als 
Erſatz für den ſtrengen und oft aufreibenden Dienſt wäh— 
rend ihrer Urlaubszeit in den Erholungsheimen eine be— 
hagliche, allen Anſprüchen entſprechende Erholungsſtätte 
finden, ohne daß ihnen ſelbſt durch den Beſuch des Er— 
holungsheimes namhafte perſönliche Opfer erwachſen. 

Der Penſionspreis für oben erwähnte Perjonen 5 bei 
einem Aufenthalt von wenigſtens 7 Tagen auf Mk. 3. 50 
pro Tag feſtgeſetzt. 


EE 


Die Verbandsdirektion hat in ihrer Sitzung vom 
21. Auguſt beſchloſſen, als Mitglied in den Verband auf— 
zunehmen: 

Allgemeiner Konſumverein von Näterſchen und Umgebung 
(Kt. Zürich) 

Genoſſenſchaft, gegründet am 12. Mai 1907, 45 Mitglieder, 

eingetragen im Handelsregiſter am 1. Auguſt 1907, zu— 

geteilt dem Kreiſe V (Vorort Winterthur). 


1. * 
* 


Genoſſenſchaftliches Volksblatt. Die kürzlich 
neugegründete Könſumgenoſſenſchaft in Brig hat für ihre 
deutſchſprechenden Mitglieder das Genoſſenſchaftliche Volks— 
blatt abonniert, für die franzöſiſch ſprechenden La Cooperation. 

Auch der junge Verbandsverein in Schwyz hat 
das Genoſſenſchaftliche Volksblatt für ſämtliche Mitglieder 
abonniert, während unſer Verbandsverein in Wil für einen 
Teil ſeiner Mitglieder ein Probeabonnement beſtellte. 

Die Auflage des Genoſſenſchaftlichen Volksblattes er— 
reicht nun annähernd die Zahl von 110,000 Exemplaren, 
ein Beweis, daß die Vereine damit gute Erfahrungen 
machen und eine Ermunterung, den Inhalt des Blattes 
immer reichhaltiger zu geſtalten. 


— ſenſchaffliches 


en. ate 


Inhalt der Ar. 33 und 34 der Wochenausgabe vom 16. und 
23. Auguſt 1907. 


Zur Geſchichte des Allgemeinen Konſumvereins in 


Baſel. — Die neue Wahrheit. — Volkswirtſchaftliche 
Nachrichten. — Genoſſenſchaftliche Chronik. — Vermiſchtes. 
— Feuilleton. 


Zur Frage der Rückvergütungen. — Die Macht der 
Ideen. — Volkswirtſchaftliche Nachrichten. — Genoſſen— 
ſchaftliche Chronik. — Wolken und Wetter auf fremden 
Planeten. — Der Menſch, der ſich ſelbſt beſſert. — Aus 
den Behörden des A. C. V. — Feuilleton. 


LA COOPERATION. 


Inhalt der Nr. 17 vom 24. Auguſt 1907. 


La puissance d’achat des sociétés suisses de con- 


sommation et sa concentration. — Les boulangers et 
les achats en commun ou eooperatifs. — Nouvelles de 
Union. — Faits économiques. — Coin des ménagséres. 
— Feuilleton. 


Seethaler | d 
Confituren :% 


in allen Sorten — 


bestehend aus erlesenen Früchten und 
bestem Zucker 
sind ein fein- 
schmeckendes, 
gesundes Nah- 
rungs- und Ge- 
nussmittel und 
dürfen auf 
xeinem Früh- 
stückstische — 
fehlen. Anerkannt beste Marke. 


Seethaler Gemüse- Conserven 


Erbsen (petit pois), 
Bohnen (haricots) 
gelbe und grüne, 
Wachsbohnen, 
Schwarzwurzeln, 
Spargeln, Toma- 
tenpuree, Spinat 
„ etc. sind auf das W% 
; ;sorgfältigste zube- 
7 reitetu.schmecken ef 
ganz wie frische 
Gemüse. 


Feinste Qualitäten. — Billige Preise. 
Man verlange Preislisten und Gratismuster unserer Confituren, 
Früchte und Gemüse-Conserven. 


Konservenlabtik Seelhal A.-G. I Seh (Aare 


SEE Diele Uummer enthält als Beilage 
das Protokoll der XVIII. Delegiertenverſammlung 
in Bafel. 


Artien-Geſellſchaft Bürſtenfabrik Triengen: 
Beſte Bezugsquelle für 
Bürſtenwaren und Reisbeſen. 


Bieler Stahlſpähnefabrik 
Kleinert & Girard in Biel 
Aechte Stahlſpähne — Stahlwolle. 


F. J. Burrus 
Boncourt (Schweiz) — St. Kreuz (Elſaß) 
Tabak-, Cigarren- und Cigaretten-Fabrik 
Spezialitäten in türkiſchem Cigarettentabak. 
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Genoſfenſchafts-Cigarrenfabrik Helvetia in gurg bei Menziken 
empfiehlt den tit. Konſumvereinen ihre Spezialmarken in 
Flora, Habana, Virgine, Breſil. Rio Grande flora fine, Noncoupes, 
Edelweiß. Großes Lager in Cigarren Deutſcher Fagon. 
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Schürch & Llohorn, Solothurn 
abril für geſchuittene Yaudtabake in allen möglichen Sorten, 
hell, dunkel, Grob- und Reinſchnitt, offen und in Paketen. 
Einziges Etabliſſement der ganzen Schweiz für dieſe Spezialität. 
Dampfbetrieb. 
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8 & Co. Burgdorf, Tabak-, Cigarren- u. Eſſfenzfabrik 
erborragende Spezialität: Burgdorfer Bouts, Flor de Cuba, Palma 
Manilla. Vorzügliche Sorten Tabak, offen und in Paketen. 

Zucker- und Kaffee-Eſſenz anerkannt beſter und haltbarſter Qualität 


Vautier Freres & Cie. a Grandson, 
Manufacture de eigares, eigarrettes et tabaes. 
Maison fondee en 1832. 


Weber Höhne, Menziken, Tabak- und Cigarrenfabrik. 
Vorzügliche Boutsſpezialitäten, wie: Rio Grande, La Roſa, 
Habanero, Diamant. Geſchnittene Tabake offen und in Paketen. 

Verbreitetſte Marke: Nationalkanaſter. 


GRISON Chocolat — Cacao. 


Beste Schweizer Milch-Chocolade, 


Chs. Müller & Co., Chur. Reiner Hafer-Cacao, Marke Weisses Pferd. 


Anglo-Suisse Biscuit Co., Winterthur. 
Vorzüglichſte Bezugsquelle aller Sorten Biscuits. 
Großartige Einrichtung für engl. Biscuits. 
Unübertroffene Qualitäten. Vorteilhafteſte Preiſe. 


Bonbons-, Biscuits- und Waffelnfabrik 


Schnebl gBaden 
anerkannt beste Bezugsquelle. 


CHOCOLAT 


CACAO 


BURGER 2 

Contitüren s Gelees : m 
Semüseconserven Billige 

5 Compötesfrüchte7 Preise. 


Fruchtsyrüpe : 
Conservenfabrik LENZBURG FAS 


Adreſſentafel empfehlenswerter Bezugsquellen. 


M. Herz, Präfervenfabrik, Lachen a. Zürichſee. 
Nervin Speiſewürze, Haferflocken, Kinderhafermehl, Hafergrützen, 
Tapioca du Brésil, Suppeneinlagen, Erbsmehl, Julienne, Schneide⸗ 
bohnen, Fleiſchbrüheſuppenrollen, Erbswurſt. 


Conſervenfabrik Seethal, A.-G., Seon (Aargau). 
Feinſte Eonfituren. 

Gelees, Sirupe, eingemachte Früchte, Ia. Erbsen- u. Bohnen-Conserven. 
Cornichons, Früchte im Essig, Tomatenpurée, Sauerkraut, Sauerrüben, 
— Anerkannt beſte Qualitäten. — 

Billigſte Preiſe. 


ſſel. MAGGI’ A dune 


mit dem Kreuzstern 


Die Hlalsfabrik und Hafermühle Solothurn 

empfiehlt in nur vorzüglicher Qualität als Spezialitäten Kalhreiners 
Malzkaffee, ſämtliche Haſerprodukte. In Schachteln von / u. kg. 
Kinderhafermehl „Marte Herkules“. — Garantiert reinen Weineſſig. 


Uahrungsmittelfabriken C. 9. Knorr, A.-G., Thayngen 
(Kt. Schaffhauſenſ. — Spezialitäten: Haferpräparate, Suppenmehle, 
getrocknete Suppenkräuter (Julienne), Schneidebohnen, ſowie ſämt⸗ 

liche übrigen Gemüſeſorten. — Suppentafeln. — Erbswurſt. 


Schweiz. Rindermehl- 
GALACTINA Gem 


Alpenmild. — Vollkommene, ärztlich empfohlene Kindernahrung. 
23jährig. Erfolg. 13 Grands Prix. 22 gold. Medaillen. 


Dr. A. Oetker, Bielefeld. 


> 

RR Backpulver ä 15 Ots. 
8 l TS Puddingpulver | Detailver- 
. 9 Vanillinzucker J kaufspreis. 


Zu beziehen durch den 


Verband schweizer. Konsumvereine, Basel. 


D Generalvertreter: Albert Blum & Cie., Basel. 


M. Vogel & Cie., Zürich. 
Süßrahm⸗Margarine und Margarine Speiſefett-Fabrik. 
Lieferanten des Verbandes ſchweiz. Konſumvereine. 


Cocosnuß- Sutter 
Schenker & Snanz, Zürich. Alleinige Produzenten des 
„Palmeol“! Beſtes Schweizer-Fabrikat! Vorteilhafteſte Bezugs- 
quelle! Warnung vor minderwertigen Nachahmungen. 


Vegetaline Fabrik in Geni 


feinste Cocosbutter (15 Rue de Veyrier-Carouge) 


Celluloſe- & Papierfabrik Balsthal. 


Verkaufsbüreau: Bareiß, Wieland & Co., Zürich. — Spezialitäten ⸗ 


Balsthaler Pergament u. Packpapiere für Lebens- u. Genußmittel 
Valsthaler Geſchäfts- und Aktencouverts. — Cloſetpapiere. 


Walz & Cie., Salel , 
Stearinterzen- und Seifenfabrik. 
Spezialität: Baſilisk-Seife. Di 
Nierenfett Marke En 
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Chem. Induftrie A.-G. Zugerm. 
empfiehlt ihr vorzüglichſtes Terpentin⸗Salmiak⸗Seifenpulver 
„Marguerite“, ſowie ihre ſämtlichen Waſch⸗, 
Glätte- und Putzpräparate. 
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Adreſſentafel empfehlenswerter Bezugsquellen. 


Hoffmann's Stärkefabriken, Salzuflen (Lippe). 
Aktiengeſellſchaft. 
Marke „Katze“, Marke „Schwan“, garantiert reinſte Reisamlung. 
Hoffmann's Crémeſtärke, Hoffmann's Silberglanzſtärke. 


Das beſte und billigſte Waſchmittel! 
„LESSIVE PHENIX“ von Redard & Cie. in Morges 
iſt vorzüglich zum waſchen. 


Nemy's Stärkefabriken in Wygmael, Heerdt, Gaillon & 
Hernani: tägliche Produktion 80,000 Kilos. 
Marken „Töweuſopf“ und „Edelweiß“. Amidon Royal, 
Garantiert reinſte Reisſtärke. 


Heifenfabriken von Friedrich Steinfels, A.-G., 
in Zü rich. 
Haushaltungs-, Toiletteſeifen und Parfumerien aller Art. 


Sträuli & Co., Winterthur, 
Seifen-, Soda- und Stearinkerzen-Fabrik. 
Alleinfabrikanten von 
„Sträuli's Gemahlener Seife“. 


Carl Schuler & Cie., Kreuzlingen und Fägerweilen, 
Fabrikation v. Seifen, Soda u. chem techn. Produkten. Spezial.: 
Schulers Salmiak-Terpentin-Waſchpulver. — Schulers Goldſeife, 


Savon d'or, — Schulers Bleichſchmierſeiſe. — Dr. Links Fettlaugenmehl. 
Ernfl Herrmann & Co., After. Waſchpulver „Schnee 
wittchen“, Seifen-Extrakt f. Wolle u. Seide, Unikulin, Metall- 
u mittel, Cito beſte Bodenwichſe, waſchbar u. flüſſig, Boden-Creme 
atz f. Bodenöl, Brillant Glanzfett Unika, Schmierſeife, Soda. 
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Solothurner Teigwaren 


der Fabrik A. Alter-Balfiner in Solothurn anerkannt unüber- 
troffenes Fabrikat in jämtlichen Qualitäten. 


Egloff & Cie., Teigwarenfabrik in Norſchach 
empfehlen ihre Griesteigwaren in prima, supérieure und feiner 
Eierqualität. 


Anerkannt forgfältige Fabrikation. 


GEBR. WEILENMANN A.6.VELTHEIM- WINTERTHUR 


© TEIGWARENFABRIKENin 


Veltheim &Rykon® 
A. Rebſamen & Cie., Richtersweil. 


Teigwaren fabrik. — Paniermehlfabrik. | & 


a In-Albon-Lorentz, 

Weineſſig- und Weinſenf-Fabrik. 

Lieferant des Tit. Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine. 
Für abſolute Reinheit der Produkte biete volle Garantie. 


A. Sutter, vorm. Sutter⸗-Krauß & Cie., Oberhofen, Thurgau. 
Eſſigſprit und Weineſſig, 
ausſchließlich durch Gährung aus Alkohol oder Naturwein erzeugt. 


Babel & Cie. Genf. 


Schnellglanzwichſe. — Ruſſiſches Lederfett. — Créme für Schuhwerk. 
Bodenwichſe. 


Tuchſinger & Cie., Bafel, 
Bodenwichſe, „Elephant“, gelb und weiß, beſte Qua- 
lität. Siral, ausgezeichnete Schnellglanzwichſe der 
Neuzeit und zugleich Schuhereme. Venus, die befte 
ſchweiz. Putzpomade für alle Metalle. 
Lederfett, gelb und ſchwarz, feinſte 
Qualität. Zu beziehen durch den 
Verband ſchweiz. Konſumvereine. 


Konſumgenoſſenſchaftliche Milchverſorgungen, Milchgeräte 
durch 
C. Baedler, Mollerei-Ingenieur, unterer Mühleſteg 2 und 4, 
Zürich J. 


Schuhfabrik Srittnan Aargau), A.-G. 
von den namhafteſten Konjumvereinen der Schweiz beſtens em- 
pfohlen. 
Elegante, preiswürdige und ſehr ſolide Schuhwaren. 


Carl Voßhard & Co., Remismühle. Waſchart. u. chem. Produkte. 
Spez.: Waſchp. „Rapide“ u. „Norma“, Chem. Seife „Aſt“ z. Kaltw. 
v. Kleidern ꝛc., Bodenwichſe, Thranlederfett „Delphin“, Fußboden- 
glanz „Modern“, Chlorkalk herm. verp., Hochglanzfett „Simplon“. 


Buchdruckerei des Schweiz. Typographenbundes, Bafel, 
Aeſchenvorſt. 34, Mitglied d. Schweiz. Senofjenjchaftsbundes, empfiehlt 
ſich zur Herſtellung aller Druckarbeiten. Spezialität: Einkaufsbüch⸗ 
lein für Konſumvereine. — Prompte Bedienung. Billige Preiſe. 


Alech. Korkwarenfabrik Dürrengeſch (Aargau). 


Korkzapfen (Bouchons) jeder Größe und Feinheit. 
Illuſtrierte Preisliſten auf Verlangen gratis. 


A. Sutter, vorm. Sutter-Krauß & Cie., Oberhofen, Thurgau. Schnell- 


glanzwichſe, Lederfett, Lederappretur, Brillantine-Wichſe; überhaupt 
ſämtl. z. Conſervierung d. Leders (ſowohl ſchwarz wie farbig) u. Glanz— 
erzeugung a. demſelben dienenden Präparate. Neu und ſehr billig: 
Ras, ein waſſerbeſtändiges Hochglanzfett in ſchwarz und gelb. 


Tanner & Cie., Frauenfeld, Tannerin, Wagenfett, Leder— 
fett, Lederappretur, Thürliſtreiche, Bodenwichſe, Schnellglanzwichſe, 


Cid-Lederereme, Huffett, Zweigwachs, Stickerwachs, Schwefelſchnitten 


Süßbrand, Bodenöl, Bodenlack, Metzgerharz ꝛc: 


. Vogt-Gut, Metallwarenfabrik, Arbon. 
Eiſerne Transportfäſſer, Petrolanlagen für Verkaufslokale, Trans- 
portkannen für Cafe, Thee ꝛc., Reſervoir in allen Größen, Acetylen 
gas-Anlagen nach bewährten Syſtemen. 


Werner & Pfleiderer, Cannſtatt (Württemberg). 
Cannſtatter Mijch- und Knetmaſchinen Fabrik, Cannſtatter Dampf⸗ 
Backofen-Fabrik. — Spezialität: Einrichtung kompl. Bäckereien, 

Teigwaren- und Viseuit-Fabriken. 


Bäckerei- Einrichtungen 


Emil Beutel, Basel. 


Hans Zumſtein, vormals Auguft Karlen, Zündwarenfabrik ge- 
gründet 1840. Spezialität: Anerkannt beſte überall entzündbare 
Brillant Zündhölzer, ſehr haltbar, in ſoliden Cartonſchachteln. Vor- 
zügliche Sicherheitszündhölzer und patentierte Feueranzünder. 


Fabrik Kanderbrück, Station Frutigen. 


Brillant - „Kronen“ -Zündhölzer. Erſtes und beſtes Fabrikat 
Schiefertafeln für Schulen ete. Wandtafeln. 


CICHORIEN, KAFFEE-ESSENZ SEN 
ANERKANNT ERSTKLASSIGE PRODUKTE 
HELVETIA LANGENTHAL 


Vogt, Gyanr & Tüdi, Zürich 1. 
Spezialgeſchäft für Einrichtung higieniſcher Milchverſtaufsſtellen. 
Spezialität: Milchtransportſianuen. 


Verantwortlich für die Herausgabe: Dr. Hans Müller, für den Druck: G. Krebs, beide in Baſel. 
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Beilage zum „Schtuei, Ronſumverein“ Ur. 34. 


Vrolokofl 


der XVIII. ordentlichen Delegiertenverſammlung 


des 


Herliands ſchweizer. 


anſumuereine 


abgehalten den 22. Juni 1907 in Baſel. 


J. Sitzung. 
1. Eröffnungsrede des Verbandspräſidenten. 


Die im Muſikſaal des Stadtkaſinos tagende Delegierten— 
verſammlung wird nach einem feierlichen Orgelvortrag um 
8 Uhr 10 morgens durch den Verbandspräſidenten Herrn 
Dr. R. Kündig mit folgender Anſprache eroͤffnet: 

Werte Genoſſenſchafter! 

Die diesjährige Delegiertenverſammlung hat eine ganz 
beſondere Bedeutung, ſoll ſie doch morgen das neue Lagerhaus 
in Pratteln einweihen. Dieſes Lagerhaus bildet einen Mark— 
ſtein in der Entwicklung des Verbandes. Während wir bis 
jetzt nur die Organiſation des Konſums pflegten, ſoll nun 
zum zweiten Teil unſerer Aufgabe geſchritten werden, zur 
Produktion. Hierzu bildet das Lagerhaus das Fundament. 
Es birgt ſchon eine ganze Reihe von Betrieben, die es dem 
Verband ermöglichen, mit eigenen Produkten vor die Verbands— 
vereine zu treten. Aber nicht nur das, das Lagerbaus ſoll 
der Ausgangspunkt werden für alle möglichen produktiven Be— 
triebe, die der Verband im Laufe der Jahre in den Bereich 
ſeiner Tätigkeit ziehen wird. Die Zeit iſt hoffentlich nicht 
mehr fern, wo um das Lagerhaus herum ſich Betrieb um 
Betrieb gruppiert und wir in Pratteln unſere genoſſenſchaft— 
lichen Produktionswerkſtätten haben. 

Aber nicht nur zur Einweihung des neuen Lagerhauſes 
in Pratteln iſt die Delegiertenverſammlung berufen, ſie ſoll 
auch den Grundſtein zu einem andern Gebäude legen; nicht 
zu einem Gebäude, das ſichtbar und erhaben weit in die Lande 
ſchaut, wie dasjenige in Pratteln, ſondern zu einem Gebäude, 
das berufen iſt, den Angeſtellten einen ruhigen Lebensabend 
zu verſchaffen. Ich meine die Penſionskaſſe. Moͤge über der 
Diskuſſion hierüber ein guter Stern walten. 

Wie Sie aus dem Berichte erſehen können, hat der Ver— 
band ein ruhiges Jahr hinter ſich, keine außerordentlichen 
Ereigniſſe ſind zu verzeichnen; dieſer Umſtand ermöglichte es 
den Verbandsorganen, jedem an ſeiner Stelle, den Verband 
auszubauen und deſſen Tatigkeit auszudehnen. Der Erfolg 
blieb nicht aus, und ſo läßt auch das verfloſſene Jahr, was 


N 


Umfang der Geſchäfte anlangt, feine Vorgänger weit zurück. 
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Immer mehr Vereine ſchließen ſich unſerer Organiſation 
an und helfen ſo den Verband ſtärken zum Vorteil der durch 
alle möglichen Faktoren gedrückten Konſumenten. Daß ſolche 
Erfolge von den Gegnern der genoſſenſchaftlichen Bewegung 
nicht gern geſehen werden, iſt begreiflich; wir ſind es gewohnt, 
daß unſere Feinde alle unſere Fortſchritte bekritteln und die 
oͤffentliche Meinung gegen uns aufzuhetzen ſuchen. Es kann 
uns das nichts anhaben. Wir ſind überzeugt, daß wir auf 
dem richtigen Wege ſind und laſſen uns durch die abfällige 
Kritik unſerer Feinde nicht irre machen. Durch die Tat wollen 
wir auch ferner beweiſen, daß der von uns beſchrittene Weg 
auch zu dem von uns gewollten Ziele, der Organiſation der 
Produktion im Sinne einer gerechten Wirtſchaftsordnung, 
führen wird. 

Die alltägliche Erſcheinung der Begeiferung unſerer Be— 
wegung kann uns deshalb unberührt laſſen. 

Eine andere Erſcheinung aber muß zu ſchweren Bedenken 
Veranlaſſung geben; es iſt die, daß unſere Bewegung vielfach 
von denen nicht verſtanden wird, die doch in erſter Linie zu 
ihrer Förderung berufen ſind, von den arbeitenden Klaſſen. 

Wie oft wollen die Konſumvereine zu Kampforganiſationen 
in einſeitiger Weiſe mißbraucht werden, während ſie doch nur 
dann Ausſicht auf Erfolg haben, wenn ſie auf durchaus neu— 
tralem Boden ſtehen. 

Was ſollen wir ſagen, wenn in genoſſenſchaftlichen Be— 
trieben die Arbeiter, die ſelber Mitglieder der Genoſſenſchaft 
ſind, ohne weiteres die Arbeit niederlegen? Beweiſt dies nicht 
eine geradezu erſchreckende Unkenntnis von dem Weſen und 
den Zielen unſerer Bewegung? Damit diskreditiert man nicht 
allein die ganze Organiſation, man beweiſt, daß man nicht 
reif iſt für den kollektiviſtiſchen Betrieb, den man, im Gegen— 
ſatz zum individuellen kapitaliſtiſchen, als den vollkommeneren 
hinſtellt. Oder iſt nicht auch mangelhaftes Verſtändnis daran 
ſchuld, wenn man auf der einen Seite mit Recht die Konſum— 
vereine veranlaßt, nur bei den Produzenten zu kaufen, die 
die beſten Arbeitsbedingungen haben, wobei oft gerade wegen 
dieſen beſſern Bedingungen höhere Preiſe zu zahlen ſind, und 
auf der andern Seite die gleichen Vorkämpfer von der Ge— 
noſſenſchaft immer größere Rückvergütungen verlangen und 
damit die Genoſſenſchaft ſelbſt ſchwächen und ſie wieder zwingen, 
vom guten Prinzip abzuweichen? 
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Wo iſt da die vielgerühmte Solidarität? 

Ich könnte die Beiſpiele vermehren, die zeigen, wie wenig 
wirkliches Verſtändnis für unſere Bewegung in den Kreiſen 
vorhanden iſt, bei denen man gerade das tieſte Erfaſſen vor— 
ausſetzen dürfte. Da gilt es nun, aufklärend zu wirken. 

Zur Ausbreitung unſerer Ideen haben wir ſeit Jahr— 


zehnten gewirkt; der Erfolg iſt nicht ausgeblieben; das Ge— 


noſſenſchaftsweſen ſteht in einer Blüte, wie nie zuvor. Allein 
in die Tiefe iſt es noch nicht genügend gedrungen. Weite 
Schichten verſtehen unſere Ideen und unſere Ziele nicht; ſie 
machen wohl mit, weil ſie Vorteile im Anſchluß an die Ge— 
noſſenſchaften finden. Aber ſie ſind weit davon entfernt, die 
wirtſchaftliche Bedeutung, geſchweige denn die ethiſche Grund— 
lage der ganzen Bewegung zu erkennen und zu verſtehen. Und 


was wäre unſere ganze Organiſation, wenn ſie nicht auf 


eminent ſittlicher Baſis ruhen würde; ſie würde verſchwinden, 
wie eine Seifenblaſe, die nach kurzem ſchillerndem Daſein ſich 
in ein Nichts auflöſt. 

Ueberall, wo das Genoſſenſchaftsweſen zu einem kul— 
turellen Faktor geworden iſt, war es durch ſittliche Potenzen 
bedingt. Der Grundſatz, daß das Leben des Einzelnen 
nicht ein Mittel zum eigenen Glück, ſondern eine 
Aufgabe zum Wohl der Andern iſt, das ſoll die 
Baſis unſerer ganzen Bewegung bilden. 


Nur wer dieſen Gedanken in ſeiner ganzen Tiefe erfaßt 


und ihn auch bei jeder Gelegenheit in Tat umſetzt, iſt tüchtig 
für die Genoſſenſchaft. 

Daß wir noch weit davon entfernt ſind, dieſe Solidarität 
der allgemeinen menſchlichen Intereſſen bei uns verwirklicht 
zu ſehen, das wird jedem klar, der ſich in unſerer Bewegung 
heimiſch gemacht hat. Allein wir dürfen nicht verzagen. Wer 
den Glauben an den ſittlichen Fortſchritt der Menſchheit hat, 


wird darauf hinarbeiten, daß wir dem Ideal immer näher 


kommen. Es gilt nicht nur die Selbſtſucht des Einzelnen zu 
bekämpfen; auch dem Egoismus der Klaſſen, mögen ſie heißen, 
wie ſie wollen, muß der Krieg erklärt werden. Wenn das in 
richtiger Weiſe und mit zutreffenden Mitteln geſchieht, ſo 
bleibt der Sieg nicht aus. 

Das Hauptmittel iſt aber die Aufklärung. In die Nacht 
der Gleichgültigkeit, des Egoismus, des Haſſes müſſen Strahlen 
der altruiſtiſchen Sonne dringen und überall Licht verbreiten. 

So blicke ich voll Vertrauen in die Zukunft. Wie es 
uns gelungen iſt, unſere Bewegung von Jahr zu Jahr zu 
verbreiten, ſo wird es uns auch gelingen, ſie zu vertiefen; dann 
wird unſer Genoſſenſchaftsbaum ſtarke Wurzeln faſſen, und 
kein Sturm wird ihn erſchüttern können. 

Mit dieſem Wunſch für die Zukunft erkläre ich die 
Delegiertenverſammlung fir eröffnet. 

2. Begrüßung der ausländiſchen Deputationen. 

Es erfolgt nun die Begrüßung der Vertreter der genoſſen— 
ſchaftlichen Verbände des Auslandes durch den Verbands» 
präſidenten. Vertreten ſind: die däniſche Großeinkaufsgeſell— 
ſchaft durch die Herren Hanſen-Olſtykke, M. Chriſtenſen 
und Paſtor Rasmuſſen; die deutſche Großeinkaufsgeſellſchaft 
durch die Herren E. Markus und Ad. Seifert; der Zentral— 
verband deutſcher Konſumvereine durch Herrn Kaufmann; 
der franzöſiſche Genoſſenſchaftsverband durch Herrn A. Daude- 
Bancel; der britiſche Genoſſenſchaftsbund durch Herrn J. C. 
Gray; die engliſche Großeinkaufsgeſellſchaft durch die Herren 
Thomas Adams und H. J. Youngs; die ſchottiſche Groß— 
einkaufsgeſellſchaft durch Herrn William Maxwell, und 
der Zentralverband öſterreichiſcher Konſumvereine durch Herrn 
W. Wilhelm. 

Der Regierungsrat des Kantons Baſel-Stadt hat ſich 
ebenfalls vertreten laſſen, und zwar durch Herrn Reg.-Rat 
Eugen Wullſchleger. 

Herr Reg.-Rat Wullſchleger ergreift das Wort, um 
im Namen der Regierung des Kantons Baſel-Stadt die an 
ſie ergangene freundliche Einladung zur Teilnahme an der 
diesjährigen Delegiertenverſammlung zu verdanken. Er führt 
aus, daß die Regierung, in Uebereinſtimmung mit der über— 


1 


wiegenden Mehrheit der Basler Bevölkerung, den Hauptzweck 
des Verbandes, die Verſorgung der breiten Schichten der Bes 
völkerung mit den Artikeln des täglichen Bedarfes auf der 
Grundlage einer rationellen Verbindung der Fortſchritte in 
der Technik und der Gütervermittlung mit den Intereſſen der 
Konſumenten als richtig anerkenne. In einer Periode, wo 
die Lebensmittelverteuerung rapide Fortſchritte macht, iſt eine 
auf breiter Grundlage aufgebaute Organiſation von hoher Be— 
deutung. Würde dieſe Organiſation der Konſumenten nicht 
beſtehen, ſo müßte es die Aufgabe der ſtaatlichen Behörden 
ſein, in die Lücke zu treten. Trotz der Wichtigkeit und Not— 
wendigkeit dieſer Konſumentenorganiſation werden die Anfein— 
dungen jedoch nicht ausbleiben. So weit dieſe auf innere 
Mangel in der Organiſation ſelbſt zurückzuführen ſind, muß 
es der Genoſſenſchaft ſelbſt überlaſſen bleiben, zu prüfen, wie 
der Kritik zu begegnen ſei; wenn aber die Anfeindungen auf 
Unkenntnis und mangelhaftes Verſtändnis zurückzuführen ſind, 
ſo muß man ſich mit der Tatſache abfinden, daß es zu allen 
Zeiten Elemente gegeben hat, welche den Geiſt der Zeit nicht 
zu erfaſſen vermögen. Unter allen Umſtänden iſt es für jedes 
Gemeinweſen von hervorragender Bedeutung, daß die Lebens— 
mittelverforgung eine möglichjt rationelle Yöjung finde und 
daß den allzu ſehr und einſeitig betonten Intereſſen der Produ— 
zenten das allgemeine Intereſſe der Konſumenten gegenüber— 
geſtellt werde. Möge der Verband den von ihm verfolgten 
Zielen immer weiter zuſtreben zur Wohlfahrt des ganzen 
Schweizervolkes. 

Herr J. Hanſen von Kopenhagen dankt im Namen der 
Delegierten der verſchiedenen ausländiſchen Verbände für die 
freundliche Begrüßung und erklärt, daß alle hier vertretenen 
Organiſationen mit großer Freude die Einladung, den ſchweiz. 
Verbandstag zu beſchicken, angenommen haben. Mit der Be— 
ſchickung der Genoſſenſchaftskongreſſe wollen wir zum Ausdruck 
bringen, daß wir alle für dieſelbe Sache kämpfen. Möchten 
die Verhandlungen die ſchweiz. Genoſſenſchafter ihrem Ziele 
näher führen. 


3. Wahl des Vizepräſidenten und der Stimmenzähler. 


Als Vizepräſident wird vorgeſchlagen und mit Einſtimmig— 
keit gewählt Herr Maag-Bolliger, Präſident des Verwal— 
tungsrates des Allgemeinen Konſumvereins in Baſel. 

Als Stimmenzähler werden vorgeſchlagen und gewählt 
die Herren Wetter, Flawil; Suter, Lauſanne; Liechti, 
Luzern; Barillon, Genf; Müller, Oberwil. 


4. Beſchlußfaſſung über das Reglement für die Delegierten: 
verſammlung. 


Dr. Kündig führt aus, daß er nach der letzten Dele— 
giertenverſammlung in Bern ein Reglement entworfen habe, 
das ermöglichen ſolle, in Zukunft die Delegiertenverſammlungen 
in möglichit fruchtbringender Weiſe abzuwickeln. Es iſt in 
dem Reglement auch den von verſchiedenen Seiten geäußerten 
Wünſchen entgegengekommen und hauptſächlich auch darauf 
Rückſicht genommen worden, daß ſich die Delegiertenverſamm— 
lung nicht in die Länge zieht, daß einer Verſchleppung der 
Geſchäfte geſteuert und die Zeit voll ausgenützt werde. Die 
Verſammlung beſchließt Eintreten auf die Vorlage und es er— 
folgt hierauf die artikelweiſe Beratung des Entwurfes. 

Art. 1 wird in der vorliegenden Faſſung angenommen. 

Zu Art. 2 bemerkt Dr. Kündig, daß die auf die Dele— 
giertenverſammlung bezüglichen Anträge, Reſolutionen und 
ſonſtigen Theſen den Verbandsvereinen mit einer kurzen Be— 
gründung zugeſchickt werden ſollen. Ein ausführlicher Bericht 
ſei nicht zweckmäßig. Es ſollte unter allen Umſtänden darauf 
beharrt werden, daß dem Referenten das Wort an der Dele— 
giertenverſammlung erteilt wird. Man darf dem geſprochenen 
Wort ſeine Kraft nicht ſtreitig machen, es iſt wertvoller als 
das geſchriebene. Er beantragt, daß die in Frage kommenden 
Druckſachen den Verbandsvereinen in jo viel Exemplaren zu— 
geſtellt werden ſollten, als dieſe das Verbandsorgan zu abon— 
nieren verpflichtet ſind. i 


Pronier, Lauſanne, beantragt im Namen der Vereine 
des X. und XI. Kreiſes, Art. 2 dahin abzuändern, daß den 
Anträgen, Theſen ec. nicht nur eine kurze Begründung beige— 
geben werden ſolle, ſondern ein ausführlicher Bericht, auf den 
in der Verſammlung verwieſen werden konne. 

Roth, Solothurn, unterſtützt den Antrag Proniers. Die 
Verbandsvereine ſollten die Anträge xc. jo ausführlich wie 
möglich erhalten, und es ſollten die Druckſachen rechtzeitig ver— 
ſandt werden, damit jeder Delegierte ſie gründlich ſtudieren kann. 

Im Gegenſatz zum Antrag Pronier wird von einem an— 
dern Redner ausgeführt, daß es beſſer ſein werde, wenn man 
die mündliche Begründung der Anträge an der Delegierten— 
verſammlung vornehmen werde, als alles zu drucken, da nicht 
alle Druckſachen für die Oeffentlichkeit beſtimmt ſind. 

Dr. Müller erſucht die Verſammlung, dem Art. 2 in 
der vorliegenden Faſſung des Verbandsvorſtands ihre Zuſtim— 
mung zu erteilen. Es iſt eine große Gefahr dabei, wollte 
man an der Delegiertenverſammlung jeden Bericht eines Re— 
ferenten über die Traktanden einfach unterdrücken. Nirgends 
wird ein ſolches Verfahren geübt. Wenn auch die Referate 
vorher gedruckt würden, ſo ſind viele Delegierte doch nicht ge— 
nau darüber orientiert. Viele werden erſt im letzten Moment 
gewählt und finden ſomit keine Zeit, die Berichte zu ſtudieren. 
Man ſoll ſich nicht der Illuſion hingeben, daß alles das, 
was gedruckt wird, auch gründlich geleſen werde. Im Intereſſe 
der richtigen Behandlung des Gegenſtandes empfiehlt er An— 
nahme der vorliegenden Faſſung. 

Wetter, Flawil, möchte Dr. Müller beipflichten; beim 
geſprochenen Wort kann Betonung hineingelegt werden, jo 
daß ſcheinbar Nebenſächliches zur Hauptſache wird. F. 
Auffaſſungen können durch das geſprochene Wort Forrigfert 
werden. 

Pfr. Straumann, Dübendorf, beantragt ebenfalls An— 
nahme von Art. 2, wie er vom Verbandsvorſtand empfohlen 
werde. Würde der Antrag der welſchen Vereine angenommen, 
ſo brauchte man ſchließlich nicht mehr ſelbſt zur Delggierten- 
verſammlung zu kommen, man könnte ganz einfach die Ab— 
ſtimmung zu Hauſe vornehmen. 

Barillon, Genf, empfiehlt, dem Antrag Pronier zuzu— 
ſtimmen. Es iſt verkehrt, zu glauben, daß durch die Nichtab— 
haltung von Vorträgen an der Delegiertenverſammlung die 
Abſtimmung einfach zu Hauſe erfolgen könnte. Im Gegenteil 
ſoll der Antrag gerade eine gründlichere Ausſprache in der Dele— 
giertenverſammlung ermöglichen. Durch die Unterdrückung des 
einleitenden Referates könne die Zeit für nützlichere Sachen 
verwendet werden. 

Pronier ergänzt ſeine Ausführungen und bemerkt, nicht 
damit die Delegierten daheim ſtimmen, ſoll ein ausführlicher 
Bericht den Anträgen beigegeben werden, ſondern um ſie in 
die Lage zu verſetzen, ihre Kritit an der Verſammlung vor— 
bringen zu konnen. Die Delegierten ſollten vorher aufge— 
klärt ſein. 

Knobel, Biel, beantragt, das Wort Reſolutionen zu 
ſtreichen. Es handelt ſich um Anträge, Theſen und ſonſtige 
Vorlagen, die nicht bloß vom Verbandsvorſtand, ſondern auch 
von den Verbandsvereinen geſtellt werden. 

Ein anderer Redner ſpricht ſich dahin aus, daß es nicht 
angehe, das geſprochene Wort aus der Delegiertenverſamm— 
lung auszuſchalten, und das würde geſchehen, wenn dem An— 
trag Pronier zugeſtimmt würde. Es liegen oft ſehr wichtige 
Traktanden vor, von denen das Schickſal des Verbandes ab— 
hängt; ſie können durch das geſprochene Wort an den Ver— 
ſammlungen ergänzt werden. 

In der nun folgenden Abſtimmung erklärt ſich die große 
Mehrheit der Verſammlung für Annahme des Art. 2 mit den 
beiden vorgeſchlagenen Aenderungen. Demnach ſoll das Wort 
„Reſolutionen“ geſtrichen werden und in Zeile 5 ſoll es 
heißen, „als die Vereine das Verbandsorgan abonniert haben“. 
Der Antrag Pronier wird abgelehnt. \ 

Zu Art. 3 wird beantragt, die Worte „vom Verbands— 
vorſtand“ zu ſtreichen oder, wenn man das nicht wolle, hinzu— 
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zufügen „oder von der Delegiertenverſammlung“. Ein anderer 
Antrag lautet auf Streichung der Worte „ohne Zuſtimmung 
der Verſammlung“ im zweiten Satz, was jedoch in der Ab— 
ſtimmung nicht angenommen wird. 

Art. 4 wird anzunehmen beantragt, da er vollſtändig in 
den Rahmen des Reglements paſſe. 

Zu Art. 5 ſchlägt Pronier vor, dem Antragſteller das 
gleiche Recht einzuräumen wie dem Referenten, damit auch 
ein ſolcher aus den Vereinen zum Worte kommen könne. Der 
Art 5 ſollte alſo lauten: „Kein Redner, außer dem Refe— 
renten und dem Antragſteller, darf öfter als zweimal zu der 
gleichen Angelegenheit ſprechen. Gegen dieſen Antrag wird 
keine Einwendung erhoben. 

Art. 6. Dr. Kündig empfiehlt Annahme dieſes Artikels 
und fügt bei, daß in demſelben den welſchen Verbandsvereinen 
entgegengekommen worden ſei. 

Knobel, Biel, bemerkt hierzu, daß die Redezeit am 
beſten durch die Delegiertenverſammlung ſelbſt beſtimmt werde. 
Nach ſeiner Meinung könnte man den zweiten Satz in dieſem 
Artikel auch weglaſſen oder ſagen: Auf Antrag der Dele— 
giertenverſammlung kann die Redezeit auf 5 Minuten bemeſſen 
werden. 

Kälin, Uzwil, glaubt, daß es böſes Blut geben könnte, 
wenn die Redezeit abgekürzt würde; er findet, es ſei für den 
Präſidenten angenehmer, wenn dieſer Paſſus wegfalle. 

Ein weiterer Vorſchlag geht dahin, Artikel 6 und 7 zu— 
ſammenzuziehen. 

Haupt, Zürich, iſt für Einverleibung des Art. 6 zum 
Art. 5, er findet dies angezeigter, als ihn in Art. 7 unter— 
zubringen. 

Barillon, Genf, empfiehlt Annahme des Art. 6, wie 
er im Entwurfe des Verbandsvorſtands redigiert ſei. 

Hablützel, Frauenfeld, iſt ebenfalls für Belaſſung von 
Art. 6 in der vorliegenden Faſſung. Er iſt überzeugt, daß 
nur im äußerſten Notfalle die Redezeit durch den Präſidenten 
abgekürzt werde. 

Knobel, Biel, iſt einverſtanden, den zweiten Satz 
ſtehen zu laſſen, in dem Sinne, daß der Delegiertenver— 
ſammlung das Recht zuerkannt werde, die Redezeit abzukürzen. 

Suter, Lauſanne, empfiehlt Feſthalten an der ur— 
ſprünglichen Redaktion des Verbandsvorſtands. Wenn die 
Delegiertenverſammlung über die Redezeit abſtimmen müßte, 
ſo würde dadurch viel Zeit in Anſpruch genommen. Er hat 
das Zutrauen zu dem Präſidenten, daß er von ſeinem Recht nur 
im allernotwendigſten Falle Gebrauch macht. 

Meier, Uzwil, findet es ungerecht, einen Redner zu 
zwingen, nur 5 Minuten zu ſprechen und einem anderen 
10 Minuten zu gewähren. Er empfiehlt, den letzten Satz zu 
ſtreichen. 

In der nun folgenden Abſtimmung erklärt ſich die Mehr— 
heit für Abänderung des Artikels, dahingehend, daß der Dele— 
giertenverſammlung das Recht eingeräumt werde, die 
Redezeit abzukürzen. 

Zu Art. 7 beantragt Huber, Rorſchach, die Anmerkung 
beizufügen, daß gegen den Entzug des Wortes der Entſcheid 
der Verſammlung angerufen werden könne. 

Dr. Müller empfiehlt, an dem Antrag des Verbands— 
vorſtands feſtzuhalten. Es gehe nicht an, die Präſidialgewalt 
zu ſchwächen, man ſollte dem Vorſitzenden das Recht laſſen, 
einem Redner das Wort zu entziehen. 

Aus der Abſtimmung ergibt ſich Belaſſung des Art. 7 
in der vorliegenden Faſſung. 

Art. 8 wird ohne Diskuſſion angenommen. N 

Art. 9 wird nach einer kurzen Bemerkung von Barillon, 
Genf, ebenfalls in der Faſſung des Vorſtands angenommen. 

Art. 10. Blattner, Rapperswil, findet, daß Art. 10 
nicht mit Art 5 übereinſtimme. Es ſollte heißen: dem Re— 
ferenten und Antragſteller iſt vor der Abſtimmung ſtets 
Gelegenheit zu einem Schlußvotum zu geben. 

Dieſer Antrag wird angenommen. 


> 
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Art. 11 paſſiert ohne Diskuſſion, ebenſo Art. 12. 

Die Verſammlung erklärt ſich hierauf einſtimmig für 
Annahme des Reglements mit den beſchloſſenen Abän— 
derungen und wird dasſelbe ſofort in Kraft geſetzt in der 
folgenden bereinigten Faſſung: 


Geſchäftsordnung für die Delegierten— 
verſammlung. 
1. Die Verhandlungen der Delegiertenverſammlungen wer— 


den in der Regel durch den Präſidenten des Verbandsvorſtandes 


geleitet. Die Verſammlung wählt einen Vizepräſidenten, der 
nicht dem Verbandsvorſtand angehört; ferner wählt ſie die 
nötige Anzahl von Stimmenzählern. Das Sekretariat verſieht 
der Verbandsſekretär. 

2. Die Anträge, Theſen und ſonſtigen Vorlagen, denen 
ein Bericht beizugeben iſt, ſollen den Vereinen ſpäteſtens 
14 Tage vor der Delegiertenverſammlung gedruckt in ſo viel 
Exemplaren zugeſtellt werden, als die Vereine das Verbands— 
organ zu abonnieren verpflichtet ſind. Den Vereinen in der 
franzöſiſchen Schweiz ſind dieſe Schriftſtücke in franzoſiſcher 
Sprache zu liefern. 

3. In der Delegiertenverſammlung hat der beſtellte Re— 
ferent zuerſt das Wort. Sein Referat darf nicht länger als 
30 Minuten dauern. 

4. Jeder Redner hat ſich beim Präſidenten ſchriftlich zum 
Wort zu melden. 

5. Kein Redner, außer dem Referenten und dem Antrag— 
ſteller, darf mehr als zweimal zu der gleichen Angelegenheit 
ſprechen. 

6. In der Diskuſſion darf kein Redner länger als 10 Mi- 
nuten ſprechen; jedoch hat die Delegiertenverſammlung das 
Recht, die Redezeit nach ihrem Ermeſſen auf 5 Minuten ab» 
zukürzen. 

7. Der Präſident iſt berechtigt, die Redner bei Abſchwei— 
fungen auf den Gegenſtand der Verhandlung zurückzuweiſen. 
Er ſoll bei ungebührlichen Auslaſſungen einen Redner zur 
Ordnung rufen und ihm im Wiederholungsfalle das Wort ent— 
ziehen. Will der Präſident zur Sache ſelbſt ſprechen, ſo hat 
er die Leitung der Verhandlungen dem Vizeprälidenten für die 
Dauer der Diskuſſion abzutreten. 

8. Alle Anträge ſind dem Präſidenten ſchriftlich einzu— 

reichen. Jeder Antrag kann vom Antragſteller wieder zurück— 
gezogen, jedoch von jedem anderen ſtimmberechtigten Delegierten 
wieder aufgenommen werden. 
, 9. Wird Schluß der Rednerliſte beantragt und dies be— 
ſchloſſen, ſo haben nur die noch eingeſchriebenen Redner das 
Wort. Wird Schluß der Debatte beantragt und dies be— 
ſchloſſen, ſo wird die Diskuſſion abgebrochen und zur Ab— 
ſtimmung über die Anträge zur Sache ſelbſt geſchritten. 

10. Dem Referenten und Antragſteller iſt vor der Ab— 
ſtimmung ſtets Gelegenheit zu einem Schlußvotum zu geben. 
Hierbei iſt er den für die Diskuſſionsredner aufgeſtellten Be— 
ſtimmungen unterworfen. 

11. Die in den Verſammlungen gehaltenen Referate, ſo— 
wie die einzelnen Voten ſollen jeweilen in franzöſiſcher reſp. 
in deutſcher Sprache reſümiert werden. 

12. Dies Reglement tritt ſofort mit Annahme durch die 
elegiertenverſammlung in Kraft. 
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5. Abnahme des Jahresberichts und der Jahresrechnung. 


Ueber dieſes Traktandum erſtattet Herr Angſt, Mitglied 
des Verbandsvorſtands und der Verbandsdirektion, folgendes 
Referat: 

„Ihr Verbandsvorſtand hat mich beauftragt, Ihnen kurz 
über die vorliegende Jahresrechnung zu berichten. Sie ſind 
rechtzeitig in den Beſitz der Berichte und Rechnungen gelangt, 
und es kann der Inhalt derſelben bei Ihnen als bekannt voraus- 
geſetzt werden. Ich beſchränke mich deshalb auf wenige Be— 
merkungen. Das Jahr 1906 war für den Verband ein erfolg— 
reiches. Daß der Weg zu dieſen Erfolgen durch Kampf und 


unabläſſige Arbeit hindurchführte, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. Die 
Folgen der Annahme des Lebensmittelpolizeigeſetzes haben wir 


zwar noch nicht zu fühlen bekommen; was wir aber von Seiten 
der Agrarier zu erwarten haben, konnte man mit aller Deutlich— 
keit aus den Vorſchlägen erkennen, welche Herr Dr. Laur den 
zuſtändigen eidgenöſſiſchen Behörden eingereicht hat. Doch darf 
an dieſer Stelle anerkannt werden, daß der Bundesrat bei der 
Ausarbeitung der Ausführungsbeſtimmungen auch die Vertreter 
der Konſumentenintereſſen herbeigezogen hat. Unſere Abge— 
ordneten werden ihr Möglichſtes tun, um die Konſumenten vor 
Schädigung zu bewahren. Es intereſſiert Sie vielleicht zu 
vernehmen, daß außer den Herren Thomet und Arragon vom 
V. S. K. auch die Herren Verwalter Schaffner und Reber, 
Vorſteher des Milchgeſchäftes des A. C. V., dieſen Kommiſſionen 
angehören. 

Ein ſchweres Ereignis war der Brand unſeres Lagerhauſes 
in Wülflingen. Dank der vorzüglichen Führung der Bücher 
konnte der Warenbeſtand in kürzeſter Friſt genau ermittelt 
werden, und wir ſprechen an dieſer Stelle den in Frage 
kommenden Angeſtellten unſern Dank aus. Die Folge der 
muſterhaften Ordnung war, daß unſere Anſprüche von der 
Schweiz. Mobiliarverſicherungs-Geſellſchaft als richtig anerkannt 
wurden. Ebenſo führten auch die Verhandlungen mit der 
Brandaſſekuranzanſtalt Zürich zu einem befriedigenden Re— 
ſultat. Daß dies Ereignis für den Verband ohne bedeutende 
finanzielle Einbuße ablief, iſt hauptſächlich das Verdienſt un— 
ſeres unermüdlichen Verwalters Jaͤggi. 

Und nun zur Jahresrechnung. Die allgemeinen Ver— 
waltungskoſten betragen Fr. 21,436. 96 und weiſen gegenüber 
dem Vorjahre einen Zuwachs von Fr. 4491 auf. Die Ver- 
waltungskoſten der Zentralſtelle mit Fr. 172,877. 35 zeigen 
eine Vermehrung von Fr. 31,437. 38, wobei auf das Konto Be— 
ſoldungen und Arbeitslöhne ein Mehr von Fr. 22,653. 55 
entfällt, hauptſächlich eine Folge der notwendigen Vermehrung 
des Perſonals. Die Koſten des Verbandsſekretariates ſind 
um Fr. 2940. 60 geſtiegen und betragen nun Fr. 29,833. 47. 
Ein großer Teil der Mehrausgaben entfällt auf die Propa— 
gandavorträge, welche im abgelaufenen Jahr in ſtark ver— 
mehrtem Maße begehrt wurden. Die Mehrausgabe iſt wohl 
zu rechtfertigen. Das Zinſenkonto erzeigt einen Ausfall zu 
Laſten der Verbandsrechnung im Betrage von Fr. 33,084. 84. 
Die Erhöhung im Betrage von rund Fr. 5500 wurde be— 
wirkt durch die Verzinſung des im Bau in Pratteln inveſtierten 
Kapitals. Bei der Betriebsrechnung des Verbandes mag viel— 
leicht der geringe Warenbeſtand auffallen. Während derſelbe 
bei Beginn des letzten Jahres Fr. 770,000 betrug, beziffert er ſich 
am Schluſſe des Jahres 1906 auf nur Fr. 492,500. Die 
Verminderung iſt auf den Brand in Wülflingen zurückzuführen, 
indem das neue Lagerhaus am Schluſſe des Jahres noch nicht 
wie vorher aſſortiert war. Die Betriebsrechnung des Ver— 
bandsſekretariates erzeigt einen Ausfall von Fr. 17,963. 67 
gegenüber Fr. 3542. 05 im Vorjahre. Dieſes Ergebnis iſt die 
notwendige Folge der mit Beginn des Jahres 1906 vorge— 
nommenen Reduktion des Abonnementspreiſes des Genoſſen— 
ſchaftlichen Volksblattes. Im übrigen ſei hier auf den Rück— 
blick verwieſen, den unſer Herr Sekretär ſeinem Berichte bei— 
gefügt hat. Die Betriebsrechnung des Verbandes ergibt einen 
Nettoüberſchuß von Fr. 98,406. 35, über deſſen Verwendung 
Ihnen der Verbandsvorſtand und die Rechnungsreviſoren die 
am Schluſſe des Reviſorenberichtes aufgeführten Anträge 
ſtellen.“ 

Die Diskuſſion über den Jahresbericht wird eröffnet und 
es ſpricht zunächſt Herr Roth, Solothurn. Er wünſcht, man 
möchte in Zukunft in der Jahresrechnung auch die entſprechen— 
den Daten des Vorjahres einſetzen, damit man ſich ein Bild 
über die Fortſchritte machen könne. 

Hablützel, Frauenfeld, bemerkt, daß er nicht das Wort 
ergreife, um an der Rechnung etwas auszuſetzen. Er iſt im 
Gegenteil davon überzeugt, daß dieſelbe muſtergültig aufgeſtellt 
iſt, und es könnten die Vereine daraus lernen, wie ſie die 
Abſchreibungen vornehmen ſollten. Dagegen findet er die letzt— 
jährige Abſchreibung am Mobiliar von Fr. 18,901. 73, wo— 
durch letzteres nur noch mit Fr. 1 in der Bilanz figuriere, 
entſchieden zu hoch. In den letzten fünf Jahren ſind Ab— 


ſchreibungen im Betrage von Fr. 137,000 vorgenommen wor— 
den. Man ſollte das Verbandsvermögen mehr ſtärken und 
nicht zu verdecken ſuchen. Er hält es für angezeigter, wenn 
dem Unterſtützungsfonds ſtatt nur Fr. 9900 Fr. 19,900 zuge— 
wendet würden, ſo daß derſelbe heute die Höhe von Fr. 50,000 
erreichen würde. Sein Antrag lautet dahin, Fr. 10,000 von 
den Abſchreibungen an Mobilien wegzunehmen und dieſe 
Summe dem Unterſtützungsfonds zuzuwenden. 

Barillon, Genf, iſt einverſtanden mit dem Antrag der 
Rechnungsreviſoren und des Verbandsvorſtands und betont, 
daß ſich das Mobiliar ſtark abnutze, ſo daß die gemachten Ab— 
ſchreibungen ſich rechtfertigen laſſen. 

Verwalter Jäggi wendet ſich gegen die Ausführungen 
des Herrn Hablützel. Das Mobiliar erfährt eine große Ab— 
nutzung und die techniſche Entwicklung bringt immer neue 
Errungenſchaften hervor. Die Vereine ſollten ſich aus der 
Jahresrechnung ein Beiſpiel nehmen, wie man eigentlich Ab— 
ſchreibungen vornehmen ſollte. Durch das neue Lagerhaus in 
Pratteln wird unſer Konto für Mobilien und maſchinelle 
Einrichtungen ganz bedeutend belaſtet werden. Der Wert 
der diverſen Einrichtungen beträgt rund Fr. 100,000. Es 
handelt ſich nicht um eine Verdeckung von Vermögen. Er bes 
antragt, die Abſchreibungen in der Weiſe zu belaſſen, wie ſie 
in der Bilanz vorgeſehen ſind. 

Flach, Winterthur, iſt mit den Ausführungen des Herrn 
Hablützel vollſtändig einverſtanden. Es iſt gut, daß das 
Mobiliar reichlich abgeſchrieben wird. Es gibt aber nicht nur 
totes, ſondern auch lebendes Mobiliar, und an dieſem ſollte 
auch abgeſchrieben werden. Der Verband beſitzt im Verhältnis 
ein noch junges Perſonal. Schon heute ſollte der Grund zu 
einer Penſionskaſſe gelegt werden, und dazu bietet der Antrag 
des Herrn Hablützel die beſte Gelegenheit. Er empfiehlt des— 
halb, den Antrag Hablützel anzunehmen. 

Herr Flach führt ferner aus, daß bereits an der Dele— 
giertenverſammlung in Bern der Wunſch ausgeſprochen worden 
ſei, nicht nur das Lagerhaus in Pratteln zu errichten, ſondern 
auch den übrigen Lagern des Verbandes etwas mehr Aufmerk— 
ſamkeit zuzuwenden. Das Lagerhaus in Wülflingen entſpreche 
nicht mehr allen Wünſchen, es ſeien dabei über Fr. 18,000 
Erſparniſſe gemacht worden. Zwiſchen dem Lagerhaus in 
Pratteln und demjenigen in Wülflingen ſei ein zu großer 
Unterſchied. Er möchte den Wunſch ausdrücken, der Verbands— 
vorſtand ſollte auch den übrigen Lagerhäuſern etwas mehr 
Aufmerkſamkeit ſchenken als bisher; er will jedoch keinen An— 
trag ſtellen. 

Noth, Solothurn, ſpricht ſein Einverſtändnis mit dem 
Antrag des Verbandsvorſtands aus und kann Herrn Hablützel 
nicht zuſtimmen. Will man zu der Unterſtützungskaſſe etwas 
beitragen, ſo ſollte man auch etwas Rechtes daran wenden, und 
er beantragt daher, eine größere Summe hierfür zu fine, 

Hablützel, Frauenfeld, kann nicht begreifen, daß am 
Mobiliar, das einen Wert von nahezu Fr. 100,000 reprä— 
ſentiere, Abſchreibungen bis auf einen Franken gemacht werden. 
Er hält daher an ſeinem Antrag feſt. 

Zumthor, Oberwil, führt aus, daß in der Rechnung 
Titel im Werte von Fr. 100,000 aufgeführt ſeien und daß 
es angezeigt wäre, der Jahresrechnung ein Verzeichnis derſelben 
beizufügen. 

Hofer, Lyß, bemerkt, daß im Bericht der Zentralſtelle 
die Anſtellung von vier neuen Verbandsvertretern erwähnt ſei. 
Er ſpricht den Wunſch aus, daß namentlich auch den kleineren 
Vereinen die Wohltat dieſer Tatſache zu teil werden ſollte 
und erwartet, daß nun dieſe mehr als bis anhin von den 
Verbandsvertretern beſucht werden. Mancher Rat könnte auf 
dieſe Weiſe beſſer als auf ſchriftlichem Wege eingeholt werden. 
Es ſei genoſſenſchaftliches Prinzip, daß der Große dem Kleinen 
aushelfen ſolle. 

Huber, Rorſchach, empfiehlt den Antrag des Herrn 
Hablützel und macht darauf aufmerkſam, daß der Verband in 
erſter Linie auf ethiſchen Grundſätzen baſieren müſſe. Man 
ſolle nicht bloß Abſchreibungen am toten, ſondern auch am 
lebenden Mobiliar machen. 
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Verwalter Jäggi erwidert hierauf, daß es in erſter 
Linie durchaus nicht richtig fei, wenn man annehme, daß der 
Verbandsvorſtand auf dem Boden ſtehe, möglichſt große Ab— 
ſchreibungen vorzunehmen. Die betreffenden Abſchreibungen 
ſeien gemacht worden, um den Verband als ſolchen im Inneren 
zu kräftigen und zu konſolidieren. Um das Perſonal beſſer 
zu ſtellen und zu unterſtützen, brauche man dieſe Fr. 10,000 
nicht in den Unterſtützungsfonds zu werfen und dafür dieſe 
Summe weniger abzuſchreiben. Die Vereine haben es in den 
Händen, den Verband zu kräftigen. Es iſt eine Notwendigkeit, 
die Mobilien möglichſt bald abzuſchreiben. 

Herr Jäaͤggi möchte ſich noch über verſchiedene andere 
Punkte ausſprechen. Er führt aus, daß Herr Flach von 
Winterthur bemerkt habe, der Bau in Wülflingen ſtehe in 
einem ganz bedeutenden Kontraſt zu dem Neubau in Pratteln. 
Der Verbandsvorſtand hat die Frage der Errichtung 
von Lagerhäuſern eingehend ſtudiert, und es ſoll möglichit 
allen Yandesgegenden entgegengekommen werden. Dagegen iſt 
er noch nicht davon überzeugt, daß Wülflingen der geeignetſte 
Platz ſei, um dort für die Oſtſchweiz ein größeres Lagerhaus 
zu erſtellen. Es handelte ſich hier nicht um einen Neubau, 
ſondern um eine Wiederherſtellung des abgebrannten Gebäudes. 

Dem Wunſche des Herrn Zumthor, der Jahresrechnung 
jeweilen auch ein Verzeichnis der Effekten des Verbandes bei— 
zufügen, kann Rechnung getragen werden. 

Auf die Bemerkung des Herrn Hofer in Lyß betreffend 
die Anſtellung von vier neuen Verbandsvertretern erwähnt 
Herr Jaͤggi, daß dieſe nicht dazu da ſeien, um die Vereine 
nur zur Entgegennahme von Warenbeſtellungen zu beſuchen. 
Uebrigens ſei es nicht zutreffend, wenn geſagt werde, daß ein 
Vertreter oft ein Jahr lang nicht zu einem Vereine komme. 
Er weiſt ferner darauf hin, daß der Verband eine Organiſation 
der ſchweizeriſchen Konſumvereine ſei und es daher nicht den 
privaten Groſſiſten gleich machen dürfe. Die Verbandsvereine 
werden auch durch die Warenberichte über die Konjunkturen 
orientiert. Der Verband ſoll nicht die gleichen Praktiken be— 
folgen wie die privatkapitaliſtiſchen Geſchäfte. Er empfiehlt 
zum Schluſſe, die Rechnung zu genehmigen, wie ſie vorliegt. 

Hablützel, Frauenfeld, iſt durch das Votum des Herrn 
Jäggi überzeugt worden, daß der Verbandsvorſtand ſein mög⸗ 
lichſtes tue für die Konjolidierung des Verbandes. Er iſt 
aber auch der Meinung, daß durch die Annahme ſeines Antrages 
der Verband keineswegs geſchwächt würde. 

Angſt macht zum Schluß noch einige Bemerkungen zu 
den gefallenen Voten. Er glaubt, daß in dem Antrag Hab— 
lützel doch eine Schwächung des Verbandes liege. Wenn 
man die Bilanz genauer anſehe, ſo ſei dieſelbe doch nicht 
ſo roſig, wie es auf den erſten Blick den Anſchein habe. 
Man müſſe auch bedenken, daß der größte Teil des Verbands— 
vermögens in ſeinen Liegenſchaften ſtecke, und man ſolle des— 
halb alles vermeiden, was eine Schwächung nach ſich ziehen 
würde. Der Verband gedenke auch, für ſein Perſonal zu 
ſorgen durch Anhandnahme der Penſionierung. Es können 
jedoch noch keine genauen Zahlen darüber angegeben werden. 
Er empfiehlt Annahme der vorgeſchlagenen Abſchreibungen. 

Betreffend die Anregung Hofer, Lyß, fährt Herr Angſt 
fort, müſſe betont werden, daß den Verbandsvereinen die 
Vertreter nicht als Geſchäftsreiſende zugeſchickt werden, ſondern 
als Berater. Der Verbandsvorſtand und die Verbandsdirektion 
werden die Frage prüfen, ob nicht das Syſtem der Verbands— 
reviſoren eingeführt werden ſollte, da ſich die Notwendigkeit 
hierfür herausgeſtellt habe. 

In der nun folgenden Abſtimmung wird der Antrag 
Hablützel abgelehnt und darauf Jahresbericht und Rechnung 
genehmigt und nachfolgende Anträge der Rechnungsreviſoren 
angenommen: 

1. Die vorſtehende Rechnung iſt unter beſter Verdankung 
an die Verbandsbehörden, Beamten und Angeſtellten zu 
genehmigen. ü 
Der Betriebsüberſchuß von Fr. 98,406. 35 iſt gemäß 
den Vorſchlägen des Verbandsvorſtandes folgendermaßen 
zu verteilen: 


2. 


* 


Abſchreibung am Mobiliar. .. Fr. 18,901. 73 


5 an der Bibliothek. „ 1,787. 91 
7 an den Liegenſchaften. „ 9,917. — 
7 am Baukonto Pratteln „ 10,214. 41 
Zuwendung an das Verbandsvermögen „ 39,940. 75 
A an den Unterſtützungsfonds „ 9,900. — 
3. Der Verbandsdirektion werden als Ent— 
ſchädigung für ihre Tätigkeit überwieſen „ 3,500. — 
4. Auf neue Rechnung ſind vorzutragen „ 4,244. 55 


6. Anträge des Verbandsvorſtands. 


Ueber den 1. Antrag betreffend Erteilung eines Bau— 
kredits zur Erſtellung eines Verwaltungsgebäudes in Baſel 
referiert Verbandsverwalter B. Jaͤggi: 

Je größer der Verband wird, deſto mehr Platz muß ge— 
ſchaffen werden. Der Verband leidet heute an großem Platz— 
mangel und es iſt notwendig, für Abhilfe zu ſorgen. Vor 
wenigen Jahren iſt an der Thierſteinerallee Land angekauft 
worden, und es ſoll nun ein Teil des zur Verfügung ſtehenden 
Terrains überbaut werden. Der Koſtenvoranſchlag für das 
zu erſtellende Gebäude beträgt Fr. 300,000. Es iſt darauf 
Rückſicht genommen worden, möglichjt viel Platz für die 
Weiterentwicklung des Verbandes zu gewinnen. 
Kredit bewilligt, ſo wird es dem Verband möglich ſein, ſich 
weiter zu entwickeln. 
Stand geſetzt, immer leiſtungsfähiger zu werden. Die Erſtellung 
eines neuen Verwaltungsgebäudes liegt nicht nur im Intereſſe 
des Verbandes allein, ſondern auch in dem der Vereine ſelbſt. 

Ohne Diskuſſion wird hierauf folgender Antrag des 
Verbandsvorſtands angenommen: 

„Die Delegiertenverſammlung genehmigt, gemäß § 29, 
Ziff. 7, der Statuten, das Projekt betr. Erſtellung eines 
Verwaltungsgebäudes an der Thierſteinerallee in Baſel und 
bewilligt hierfür den erforderlichen Kredit von Fr. 300,000.“ 

Ueber den 2. Antrag des Verbandsvorſtands betr. Erwerb 
einer Landparzelle in Pratteln referiert ebenfalls Verwalter 
Jäggi, indem er ausführt, daß man dem Jahresberichte ent— 
nehmen konnte, welchen Grundbeſitz heute der Verband habe. 
Heute könne noch nicht geſagt werden, in welcher Weiſe das 
neu erworbene Land überbaut werden ſolle. Der Kauf konnte 
aber zu billigem Preiſe abgeſchloſſen werden. Herr Jaͤggi 
weiſt ferner darauf hin, daß die Delegiertenverſammlung in 


Wird der 


Die Zentralſtelle wird dadurch in den 


E. Racine, Genf, mit 227, E. Baumgartner, Herisau, 
mit 226, W. Bärwart, Baſel, mit 214, E. Furrer, 
Luzern, mit 220 und J. Glattfelder, Baden, mit 213 
Stimmen. 


8. Wahl der Kontrollſtelle. 


Vorgeſchlagen werden: Olten, Frauenfeld, Neuenburg. 
Die große Mehrheit der Verſammlung ſtimmt für Olten, das 
ſomit mit der Beſtellung der Kontrollkommiſſion betraut iſt. 


9. Beſtimmung des Ortes der nächſten ordentlichen Dele— 
giertenverſammlung. 

Thomet, Bern, macht den Vorſchlag, als Ort der Ab— 
haltung der nächſten Delegiertenverſammlung Genf zu be— 
zeichnen. Man hat die Gewohnheit, von einem Landesteil in 
einen andern überzugehen. Seit 4 Jahren, wo die Delegierten— 
verſammlung in Vivis tagte, iſt nie mehr ein Verein der franz. 
Schweiz mit der Organiſation derſelben betraut worden. 

Dr. Müller weiſt darauf hin, daß nach dem bisher 
befolgten Turnus die nächſte Delegiertenverſammlung wieder 
in der Oſtſchweiz ſtattfinden ſollte. In Zürich iſt nur ganz 
im Anfang und in Frauenfeld und Schaffhauſen noch niemals 
eine ordentliche Delegiertenverſammlung abgehalten worden. 

Genf wird als Ort der nächſten ordentlichen Delegierten— 
verſammlung gewählt. 

Hierauf wird die I. Sitzung um 11 Uhr 50 geſchloſſen. 


II. Sitzung 
nachmittags 2½ Uhr im Muſilſaal des Stadtkaſinos. 
Die Sitzung wird wiederum durch einen Orgelvortrag 
eröffnet, worauf in der Behandlung der Traktandenliſte fort— 
gefahren wird. 


10. Die Wünſchbarkeit der Abſchaffung des Verkaufs an 


Nichtmitglieder und der Umwandlung der Aktienvereine in 


keiner Weiſe gebunden ſei und daß es ihr vollſtändig frei 


ſtehe, ob ſie den Kauf ratifizieren wolle oder nicht. 

Hierauf wird folgender Antrag des Verbandsvorſtands 
einſtimmig angenommen: 

„Die Delegiertenverſammlung genehmigt, gemäß § 29, 
Ziffer 7, der Statuten, den abgeſchloſſenen Vertrag betr. 
Kauf einer Landparzelle in Pratteln bei Baſel, Sektion E, 
Nr. 1679, mit einem Flächeninhalt von 7925 m? à Fr. 3. — 
per m? zum Geſamtpreiſe von Fr. 23,775. — 

Der Verbandspräſident bemerkt, daß für den Nach- 
mittag noch eine Reihe ſehr wichtiger Geſchäfte vorliegen und 
ſchlägt deshalb vor, die Traktanden 10, 11 und 12 noch am 
Vormittag vorzunehmen, womit ſich die Verſammlung einver— 
ſtanden erklärt. 


7. Wahl von 5 Mitgliedern des Verbandsvorſtands und 
des Verbandspräſidenten. 


Im Austritt befinden ſich die Herren Bärwart, Baum— 
gartner, Furrer, Glattfelder und Racine. 

Als Verbandspräſident wird Dr. Kündig beſtätigt. 

Dr. Kündig teilt mit, daß der Verwaltungsrat des 
A. C. V. in Baſel ein Schreiben eingeſandt habe, wonach 
dieſer auf einen Doppelvorſchlag verzichte und Herrn Bärwart 
zur Wiederwahl vorſchlage. 

Das Wahlreſultat iſt folgendes: Ausgeteilt wurden 235 
Stimmzettel, zurückgegeben 231. Es ſind wiedergewählt 


Genoſſenſchaften. 
Herr Fr. Thomet hält folgendes Referat: 


Die Frage, die uns hier beſchäftigt, iſt nicht neu. Wer 


erinnert ſich nicht an den Ausgangspunkt derſelben, an die 


impoſante Proteſtverſammlung in Zürich, wo es Stellung zu 
nehmen galt gegen einen Entſcheid des Bundesrates, welcher 
den ſchweizeriſchen Bundesbeamten verbieten wollte, den Ver— 
waltungen der Konſumgenoſſenſchaften anzugehören? In der 
Folge interpretierte dann der Bundesrat ſeinen erſtgefaßten 
Beſchluß dahin, daß die Beamten Verwaltungsratsmitglieder 
von Konſumgenoſſenſchaften ſein dürfen, inſofern letztere ihre 
Operationen nicht über den Kreis der Mitglieder ihrer Ge— 
noſſenſchaft ausdehnen. 

Dieſe äußere Veranlaſſung war es, die den erſten Impuls 
dazu gab, dieſer für uns grundſätzlich wichtigen Frage bes 
treffend Aufhebung des Verkaufs an Nichtmitglieder näherzu— 
treten. 

Werte Genoſſenſchafter! Laßt uns einmal ein offenes 
Wort über dieſe Angelegenheit ſprechen! 

Wenn wir Vorträge über das Konſumgenoſſenſchafts— 
weſen halten, heben wir immer, und zwar nach meiner Anſicht 
mit Recht, hervor, daß eine richtige, nach wahrhaft genoſſen— 
ſchaftlichen Grundſätzen geleitete Genoſſenſchaft nicht Profit 
machen, keinen gewerbsmäßigen Handel treiben dürfe. 
Und den Krämern wird vorgeworfen, daß ihr Erwerb nichts 
anderes als eine kraſſe Ausbeutung des Publikums ſei. 

Und nun, werte Genoſſenſchafter, Hand aufs Herz! Was 
tun wir anderes, wenn wir Waren an Nichtmitglieder abgeben 
und den Gewinn, den wir an ihnen machen, in der Regel für 
uns verwenden? 

Sie werden mir vielleicht antworten, daß Sie die vielen 
Nichtmitglieder, die bei Ihnen konſumieren, nicht entbehren 
können, daß die Aufhebung des Verkaufs an Nichtmitglieder 
für Sie ſogar eine Exiſtenzfrage bedeute. Da möchte ich Sie 
aber vollſtändig beruhigen. Die Erfahrung lehrt, daß überall 
dort, wo die Abgabe von Waren an Nichtmitglieder ſiſtiert 
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wurde, eine geradezu überraſchende Zunahme ſowohl der 


Mitglieder als auch des Umſatzes ſtattgefunden hat, in Baſel, 


in Luzern, in Frauenfeld, in Bern, in Zofingen u. ſ. w., 
überall konſtatierten wir ein ſtarkes Anwachſen der betreffenden 
Genoſſenſchaften. In Bern beiſpielsweiſe hatten wir am 
30. September 1903 3217 Mitglieder, heute zählen wir deren 


rund 8200 mit einem Umſatze von rund Fr. 200,000 per 


Monat. Der Umſatz betrug im Jahre 1903 Fr. 861,368, 


im Jahre 1904 ſtieg die Mitgliederzahl auf 4913 und der 
Umſatz auf Fr. 1,297,857, was eine Vermehrung von über 


500% bedeutet! 

Und in dieſe Zeit, werte Genoſſenſchafter, fällt die Auf— 
hebung des Verkaufs an Nichtmitglieder. Sie 
ſehen alſo, vor einer allfälligen Schwächung Ihrer Genoſſen— 
ſchaft infolge Siſtierung der Warenabgabe an Nichtmitglieder 
brauchen Sie wahrhaftig nicht Angſt zu haben. Im Gegen— 
teil, wie hier, wird ſich auch bei Ihnen die Mitgliederzahl 
und der Umſatz heben. 

Wir haben ſchon einleitend das Verhalten des Bundes— 
rates den Konſumgenoſſenſchaften gegenüber erwähnt und 
wollen nicht unterlaſſen, wiederholt daran zu erinnern, daß 
die Konſumgenoſſenſchaften erſt dann die ſtaatliche Anerkennung 
als Wirtſchaftsgenoſſenſchaften erlangen werden, wenn ſie auf— 
hören, den Nichtmitgliedern Waren abzugeben. 

Denken wir alſo daran, daß es unſere oberſte Landes— 
behörde von dieſem Umſtande abhängig macht, ob unſere 
Mitbürger im eidgenöſſiſchen Staatsdienſt Vorſtandsmitglieder 
von Konſumgenoſſenſchaften ſein dürfen. Und dieſe Leute, 
die in der Regel eine gute Schulbildung genoſſen, wollen wir 
nicht ſchlechthin als Menſchen zweiter Güte behandeln laſſen, 
wenn wir es doch in der Hand haben, es zu ändern, ſondern 
wir wollen dieſelben unſerer großen und ſchönen Aufgabe 
ebenfalls dienſtbar zu machen ſuchen. 

Unſere Gegner, die in kleinlicher Weiſe durch eine Ein— 
gabe an den Bundesrat dieſe Staatsangeſtellten uns abzu— 
ſprengen ſuchten, ſollen immer wieder erfahren, daß ihre gegen 
uns gerichteten Bemühungen an unſerer Solidarität, an unſerem 
zielbewußten Vorgehen abprallen. 

Und nun noch eins, ich meine unſer Verhältnis zu der 
Steuergeſetzgebung. Wenn auch bis heute — Zürich aus— 
genommen — noch keine Steuerbehörde unſern Reklamationen 
betreffend Doppelbeſteuerung Gehör geſchenkt hat, ſo werden 
dieſelben unſern berechtigten Einwendungen ſich nicht länger 
verſchließen können, wenn wir einmal Waren nur noch an Mit— 
glieder abgeben werden. Der Einwand der Profitmacherei an den 
Nichtmitgliedern wird dann nicht mehr erhoben werden können. 

Aus dieſen Erwägungen heraus empfiehlt Ihnen der 
Verbandsvorſtand die folgende Reſolution zur Annahme: 

Die Delegiertenverſammlung des Verbandes ſchweizeriſcher 
Konſumvereine, 

in Erwägung: 

1. daß der Verkauf von Waren an Nichtmitglieder ſeitens 
der Konſumvereine ihrem fundamentalen Grundſatz, 
bei der Gütervermittlung den Profit am Preiſe aus— 
zuſchalten, zuwiderläuft, 
daß die Praxis des Verkaufs von Waren an Nicht— 
mitglieder es den Konſumvereinen erſchwert, ſich die 
ihnen gebührende rechtliche Stellung und ſtaatliche 
Anerkennung als wirtſchaftliche, nicht auf Erwerb aus— 
gehende Genoſſenſchaften zu erringen, 
daß die Beſeitigung des Verkaufs von Waren an 
Nichtmitglieder erfahrungsgemäß nicht nur keine öko— 
nomiſche Schwächung oder ſonſtige Nachteile für die 
Konſumvereine zur Folge hat, ſondern im Gegenteil 
zu einer ſtarken Vermehrung ihrer Mitgliederzahl und 
ihrer Umſätze führt, 

erklärt: 

Den ſchweizeriſchen Konſumgenoſſenſchaften iſt die 
beförderliche Abſchaffung der Praxis, Waren auch an 
Nichtmitglieder zu verkaufen, im eigenen Intereſſe, ſowie 
in dem des geſamten Konſumvereinsweſens dringend zu 
empfehlen. 
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Die Delegiertenverſammlung ſpricht ferner die Er— 
wartung aus, daß die kantonalen geſetzgebenden, admini— 
ſtrativen und richterlichen Behörden, ſowie das Bundes— 
gericht, ſich der Einſicht nicht dauernd verſchließen werden, 
welche der Bundesrat bekundete, als er in ſeinem Be— 
ſchluß vom 2. Dezember 1901 erklärte, nur ſolche Kon— 
ſumvereine als Erwerbsgeſellſchaften behandeln zu dürfen, 
die den Kreis ihrer Operationen über die Mitglieder der 

Genoſſenſchaft ausdehnen. 

Werte Genoſſenſchafter! 

Wie Sie ſehen, ſoll mit der Annahme dieſer Reſolution 
kein Zwang ausgeübt werden. Was wir aber wollen, iſt, die 
Frage in Fluß zu bringen und die Konſumgenoſſenſchaften zu 
veranlaſſen, die Angelegenheit in ihrem Schoße zu prüfen und 
wenn immer möglich die gemachte Anregung zur Ausführung 

zu bringen. 

In der an dieſes Referat anſchließenden Diskuſſion 

ergreift vorerſt das Wort 
Gallati, Mollis. Das Verbot des 


Verkaufs an 


Nichtmitglieder würde viele kleine Vereine am Vorwärtskommen 


hindern. Es würden Austritte und keine neuen Eintritte er— 
folgen und mancher Verein zu Grunde gehen. Die Sache 
dieſes Verbotes iſt nicht zeitgemäß, mit ihrer Behandlung ſoll 
zugewartet werden. 

Bürgi, Magden, belehrt den Vorredner, daß die vor— 
geſchlagene Reſolution kein ſofortiges, direktes Verbot des 
Verkaufs an Nichtmitglieder in ſich ſchließe, ſondern bloß den 
Rat für die Konſumvereine, dieſe Praxis beförderlich abzu— 
ſchaffen. Von einer Gefährdung der Vereine kann nicht die 


Rede fein und die Reſolution darf angenommen werden. 


Tſchamper, Bern. Es war vorauszuſehen, daß die 
Sache einer Oppoſition rufen werde. Mancher iſt aus einem 
Gegner ein Freund des Verbotes geworden. Als Vorbedingung 
zu ſeiner Einführung muß genannt werden die Abſchaffung 
des Eintrittsgeldes oder deſſen Reduktion auf ein Minimum. 
Dadurch würden die Käufer angeregt, Mitglieder zu werden. 
In Bern z. B. hat die Aufhebung des Eintrittsgeldes in 


dieſem Sinne gut gewirkt. 


Dr. Hans Müller, Baſel. Der Zweck der in Be— 
ratung ſtehenden Reſolution iſt nicht, einen Druck auf die 
Vereine auszuüben, die bisher an Nichtmitglieder verkauften, 
ſondern vielmehr der, den Vereinen einen wegleitenden Rat 
zu geben, wie ſie ihre bisherige, nicht vollſtändig genoſſen— 
ſchaftliche Praxis in eine ganz genoſſenſchaftliche hinüberführen 
können. Das Votum des Vertreters von Mollis iſt gerade 
ein Beweis für die Notwendigkeit der Reſolution. Eine Ge— 


noſſenſchaft ſoll auf ihren Mitgliedern ruhen, nicht von fremden 


an Nichtmitglieder nur 2% vom Geſamtverkauf. 


Leuten abhängig ſein. Da tut gerade für den Kanton Glarus 
genoſſenſchaftliche Aufklärung not. In Deutſchland beſteht 
längſt eine geſetzliche Beſtimmung, daß Konſumvereine an 
Nichtmitglieder keine Waren abgeben dürfen; Zuwiderhandlung 
wird mit Geldbußen und Gefängnis beſtraft. Seit dies Geſetz 
beſteht, 1896, haben ſich Mitgliederzahl und Umſatz der Vereine 
enorm geſteigert. In England beträgt heute ſchon der Verkauf 
Auch wir 
ſollten dazu gelangen, durch die Geſetzgebung den Konſum— 
vereinen ihre richtige Stellung als Genoſſenſchaften anzuweiſen, 


die keine Angriffspunkte erwerbsgeſellſchaftlicher Art mehr 


bieten, z. B. in der Steuerfrage. Zur Schaffung eines ſichern 
Rechtsbodens iſt die Adoption entſprechender Grundſätze not— 
wendig. 

Leuba, Corcelles, ſpricht gegen die Reſolution, da 
ſie in der Praxis undurchführbar wäre. 

Erzinger, Zürich, empfiehlt Annahme der Reſolution, 
wenn auch das Prinzip ſchwer durchführbar ſein werde, be— 
ſonders in den Städten mit großer Konkurrenz. Den Kon— 
ſumvereinen, die an Nichtmitglieder verkaufen, iſt zu 
empfehlen, dieſen Konſumenten die Tore zur Mitgliedſchaft 
möglichſt weit zu öffnen, damit ſie zur Genoſſenſchaft heran— 
gezogen werden. 
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Hofer, Lyß, wundert ſich, daß man über etwas jo Selbſt— 
verſtändliches ſich nicht einigen kann. Der vor zwei Jahren 
in Lyß gegründete Konſumverein hat von Anfang an aus— 
ſchließlich an Mitglieder Waren vermittelt und würde auf 
eine gegenteilige Praxis nie eingegangen ſein. Er empfiehlt 
Annahme der Reſolution und der Theſen. 

Evard, Chaux⸗de⸗fonds, iſt gegen die Reſolution. Sie 
würde unſere Bewegung beeinträchtigen. 

Suter, Lauſanne, ſpricht für Annahme, weil die 
Genoſſenſchaftsbewegung den Profit aus dem Handel aus— 
ſchalten wolle. Die Annahme der Reſolution nötigt keinen 
Verein zum Austritt. 

Thomet, Bern, ſpricht in ſeinem Schlußwort ſeine 
Befriedigung darüber aus, Unterſtützung gefunden zu haben. 
Die Befürchtungen, daß die Annahme der Reſolution der 
Entwicklung der Konſumvereine ſchädlich ſein würde, iſt un— 
begründet. Denn überall, wo der Verkauf an Nichtmitglieder 
aufgehoben wurde, fand eine Zunahme der Mitgliederzahl und 
des Umſatzes ſtatt, ſo z. B. in Bern. Notwendig iſt, daß 
wir die Leute über den Wert des wahren Genoſſenſchafts— 
weſens belehren. An Nichtmitglieder Waren mit Profit ver— 
kaufen und dieſen dann an die Mitglieder verteilen, iſt Profit— 
macherei, die in direktem Gegenſatz zu den genoſſenſchaftlichen 
Grundſätzen ſteht. Durch Einführung wirklich genoſſenſchaft— 
licher Grundſätze leiſtet man auch der Demokratie im allge— 
meinen einen großen Dienſt. 

In der nachfolgenden Abſtimmung wird die Reſolution 
mit überwältigendem Mehr angenommen. 

Es kommt darauf zur Behandlung die Wünſchbarkeit der 
Umwandlung der Aktienkonſumvereine in Genoſſenſchaften, 
worüber Herr Fr. Thomet, Bern, folgendes Referat erſtattet: 

Thomet, Bern. Die letzten Jahresberichte unſeres Ver— 
bandes gaben den Anlaß, auch die Frage der Wünſchbarkeit 
der Umwandlung der Aktiengeſellſchaften in Genoſſenſchaften 
hier zur Sprache zu bringen. Laut dem diesjährigen Jahres— 
bericht haben wir im Verband 20 Aktienkonſumvereine. Eine 
Prüfung der Statuten verſchiedener ſolcher Aktiengeſellſchaften 
hat ergeben, daß dieſelben mit den genoſſenſchaftlichen Grund— 
ſätzen nicht übereinſtimmen; denn in denſelben kommt ſehr oft 
und in allererſter Linie das Intereſſe der Aktionäre und nicht 
dasjenige der Konſumenten in Betracht. 

Wir haben konſtatiert, daß der Wert der Aktien dieſer 
Geſellſchaften ungebührlich in die Hohe getrieben iſt. Es gibt 
Konſumaktiengeſellſchaften, deren Aktienwert urſprünglich Fr. 5 
betrug, heute aber auf über Fr. 1000 angewachſen iſt; andere 
haben einen Wert von 100 und mehr Franken u. ſ. w. Es 
hat dies den Nachteil, daß dieſe Aktien nur ſchwer oder gar 
nicht erworben werden können, was zur weiteren Folge hat, daß 
die Mitgliederzahl eine beſchränkte iſt — alſo Mißachtung 
eines wichtigen Grundſatzes der Konſumgenoſſenſchaften. Wir 
haben ferner konſtatiert, daß nur der Aktienbeſitz An— 
ſpruch an das Genoſſenſchaftsvermögen gibt. Das iſt nun 
ebenfalls nicht genoſſenſchaftlich; denn nicht das einbezahlte 
Geld iſt es, das zur Vermehrung des genoſſenſchaftlichen Ver— 
mögens beiträgt, ſondern der Bezug der Waren in der Ge— 
noſſenſchaft. Und was von den jährlichen Ueberſchüſſen als 
Vermögen ausgeſchieden wird, ſollte doch nicht nur den Ak— 
tionären, ſondern allen die Genoſſenſchaft bildenden Konſu— 
menten dienen. Daß dies nicht geſchieht, beweiſt, daß man 
den genoſſenſchaftlichen Grundſatz, nach welchem ein Teil 
der Ueberſchüſſe zur Bildung eines unteilbaren Ge— 
noſſenſchaftsvermögens verwendet werden ſoll, ignoriert. 

Auf einer Reiſe kamen wir einmal in das Zentral- 
magazin eines ſolchen Aktienkonſumvereins, deſſen Verwalter 
uns mitteilte, daß ihr Verein Aktionäre aufweiſe, die ihre 
Waren nicht aus den Vereinsläden beziehen. 

Dort wird beiſpielsweiſe das Aktienkapital mit 5% ver— 
zinſt, und vom Nettoüberſchuß erhalten die Aktionäre 50% 
und die Konſumenten 35% Und jo wie in dieſer, iſt es 
ſozuſagen in allen Aktiengeſellſchaften: Vorerſt Verzinſung des 
Aktienkapitals, dann Zuteilung zu dem nur den Aktionären 
gehörenden Reſervefonds, dann in vielen Fällen noch eine 


Superdividende den Aktionären, und dann erſt kommen die 

Konſumenten! 

Dies iſt doch gewiß nicht nur nicht genoſſenſchaftlich, 
ſondern es bedeutet ein ſolches Verfahren nichts anderes als 
eine von uns energiſch zu bekämpfende Ausbeutung der Kon— 
ſumenten. Es iſt dies zudem eine Mißachtung des Grund— 
ſatzes, daß die Ueberſchüſſe der Genoſſenſchaft 
nach Maßgabe der Bezüge der Genoſſenſchafter 
zu verteilen ſind. 

Und wie iſt es ferner mit der Organiſation einer 
ſolchen Aktiengeſellſchaft beſtellt, die, ſoll ſie nach den demo— 
kratiſchen Grundſätzen einer Konſumgenoſſenſchaft eingerichtet ſein, 
auf dem Prinzip der freien Selbſtverwaltung der 
Mitglieder, d. h. der Konſumenten beruhen muß? 

Auch nach dieſer Seite hin ſieht es, wie aus den di— 
verſen Statuten erſichtlich, nichts weniger als genoſſenſchaftlich 
aus. Denn die Konſumenten haben zu der ganzen Organi— 
ſation nichts zu ſagen. Die Verſammlungen beſtehen nur 
aus Aktionären, und auch an dieſen hat derjenige, welcher 
mehrere Aktien beſitzt, mehr Stimmen als derjenige, welcher 
nur über eine Aktie verfügt. 

Kurz, dieſe aktiengeſellſchaftlichen Einrichtungen decken ſich 
nicht nur in keiner Weiſe mit unſern genoſſenſchaftlichen Grund— 
ſätzen, ſondern ſtehen mit denſelben ſehr oft im Gegenſatz. 
Wenn wir aber dieſe Tatſachen konſtatieren, ſo wollen wir 
damit niemand einen Vorwurf machen, denn wir wiſſen, daß 
dieſe Einrichtungen in dem Weſen der Aktiengeſellſchaften 
begründet ſind. 

Aber zur Sprache bringen wollten wir doch einmal dieſe 
Angelegenheit und die Delegiertenverſammlung veranlaſſen, ſich 
zu derſelben zu äußern. Ein Zwang ſoll damit durchaus 
nicht ausgeübt werden. Aber denjenigen Verbandsvereinen, die 
es angeht, ſoll doch der dringende Wunſch ausgeſprochen 
werden, ſie möchten ihre Aktiengeſellſchaften in Genoſſenſchaften 
umwandeln. 

Der Verbandsvorſtand empfiehlt Ihnen deshalb die 
folgende Reſolution zur Annahme: 

Die Delegiertenverſammlung des Verbandes ſchweizeriſcher 
Konſumvereine, 

in Erwägung: 

1. daß die Konſumvereine Vereinigungen von Perſonen 
ſind und ſich auf die Kaufkraft, nicht aber auf den 
Kapitalbeſitz ihrer Mitglieder gründen, 

2. daß dementſprechend bei den Konſumvereinen die Mit— 

gliedsrechte nicht aus der finanziellen Beteiligung mit 

Aktien oder Anteilen, ſondern aus der Betätigung des 

Mitglieds als Konſument in der Genoſſenſchaft hervor— 

gehen, 

3. daß die Aktiengeſellſchaft eine Rechtsform iſt, die den 
Bedürfniſſen von Kapitalvereinigungen, nicht aber jenen 
von Konſumenten-Organiſationen entſpricht, 

4. daß Konſumvereine in der Form der Aktiengeſellſchaft 
ſich nur in unvollkommenem Grade den Charakter von 
offenen, demokratiſch geleiteten Konſumenten-Vereini— 
gungen zu wahren vermögen und nicht nur der irrtüm— 
lichen Qualifikation als Erwerbsgeſellſchaften Vorſchub 
leiſten, ſondern auch Gefahr laufen, tatſächlich in ſolche 
auszuarten, 

5. daß das Geſamtintereſſe des ſchweizeriſchen Konſum— 
vereinsweſens eine Ausmerzung der Aktiengeſellſchafts— 
form und die einheitliche Anwendung der Genoſſenſchafts— 
form erheiſcht, 

erklart: 
Die Form der Genoſſenſchaft gemäß Titel 27 des 

S. O.-R. entſpricht allein dem Weſen und den Bedürfniſſen 

der Konſumvereine, und nur ſie kann ihrer Organiſation 

eine gedeihliche Entwicklung ſichern. Den in der Form 

von Aktiengeſellſchaften beſtehenden Verbandsvereinen wird 

dringend die Umwandlung in Genoſſenſchaften empfohlen 

und neu ſich bildenden Konſumvereinen wird des ent— 

ſchiedenſten davon abgeraten, ſich als Aktiengeſellſchaften zu 
konſtituieren. 
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Werte Genoſſenſchafter! 

Wir hatten vorletztes Jahr das Vergnügen, die Um— 
wandlung des Konſumvereins in Buchs in eine Genoſſenſchaft 
zu erleben. Wir möchten nun den Anlaß nicht vorübergehen 
laſſen, ohne auch den 20 noch in Frage kommenden Vereinen die 
baldige Umwandlung dringend zu empfehlen. Denn je länger 
ſie warten, deſto größer wird das Vermögen der Aktionäre, 
aber auch um ſo ſchwieriger die Umwandlung in eine reine 
Genoſſenſchaft. „Was du heute tun willſt, verſchiebe nicht 
auf morgen!“ 

In der hierauf folgenden Diskuſſion ergreift zunächſt das 
Wort g 
Leuba, Corcelles, der ſich im Prinzip mit der Re— 
ſolution einverſtanden erklärt und ſich dahin äußert, bei Neu— 
gründung eines Konſumvereins würde er ihn auf genoſſen— 
ſchaftliche Grundlage ſtellen. Doch treffen die Vorwürfe des 
Referenten nicht ſeinen Verein, der nach genoſſenſchaftlichen 
Prinzipien handelt. 

Jaquet, Chaur-de-Fonds, führt 
gerecht, den Aktienkonſumvereinen aus ihrer Praxis einen Vor— 
wurf zu machen. Durch die Annahme der Reſolution ſollte 
dieſen kein Tadel ausgeſprochen und ſie nicht zum Austritt 
aus dem Verband veranlaßt werden. 

Evard, Chaux-de-Fonds, ſpricht im gleichen Sinne. 

Wetter, Flawil, würde es begrüßen, wenn allmählich 
alle Aktienkonſumvereine in Genoſſenſchaftskonſumvereine über— 
geführt werden könnten. Es ſollte von Rechts wegen eine 
deutliche Scheidung zwiſchen Genoſſenſchaft und Aktiengeſell— 
ſchaft gemacht werden, damit es nicht mehr vorkommen kann, 
daß punkto Steuer beide in einen Tiegel geworfen werden, 
wie dies z. B. im Kanton St. Gallen geſchieht. 

Thomet, Bern. Die Reſolution bezweckt keineswegs, 
die Aktienkonſumvereine dem Verband zu entfremden, im 
Gegenteil, ſie aufzuklären und zu belehren, daß ſie bisher auf 
nichtgenoſſenſchaftlichem Boden ſtanden, ſie von dieſem abzu— 
bringen und im Verband zu behalten als rein genoſſenſchaft— 
liche Konſumvereine. Das Referat ſeinerſeits wollte nicht 
den welſchen Vereinen zu nahe treten, ſondern ihnen vor Augen 
führen, daß die aktiengeſellſchaftlichen Einrichtungen für Kon— 
ſumvereine unpaſſend ſind. Wenn die betreffenden Vereine 
dadurch belehrt worden ſind, daß Wandel geſchaffen werden 
müſſe, ſo iſt der Zweck des Referates erreicht. Man hat es 
erlebt, daß an einem Orte, wo man ſich der genoſſenſchaft— 
lichen Einrichtung nicht anbequemen wollte, eine Konkurrenz- 
genoſſenſchaft errichtet wurde. Dieſe Doppelſpurigkeit wird 
aufhören, wenn die Reſolution angenommen wird. 

In der darauf folgenden Abſtimmung wird auch dieſe 
Reſolution mit großem Mehr angenommen. 


aus, es ſei un— 


Bericht und Antrag des Verbandsvorſtands betreffend Er: 
richtung einer Penſions- und Hilfskaſſe. 


Angſt, Baſel. Durch die machtvolle Entwicklung, welche 
in den zwei letzten Jahrzehnten das Genoſſenſchaftsweſen der 
Schweiz erfahren hat, iſt allmählich der Gedanke zum 
Durchbruch gelangt, daß es Pflicht der Konſumvereine ſei, 
allen denjenigen, die ihre ganze Perſon und Lebensarbeit in 
den Dienſt der Genoſſenſchaft ſtellen, von der Sorge um die 
Zukunft frei zu machen und auch über den Tod hinaus deren 
Hinterbliebenen Stab und Stütze zu ſein. Bereits ſind 
mehrere Vereine in der Ausführung dieſes Gedankens voran— 
gegangen und haben Einrichtungen getroffen, welche das Per— 
ſonal der Genoſſenſchaften im Falle der Krankheit, der In— 
validität und des Alters vor der Sorge um das tägliche 
Brot ſicherſtellen. Die Löhne des Perſonals ſind im allge— 
meinen nicht dazu ausreichend, für die Zeit des Alters ge— 
nügende Erſparniſſe zu machen; es gilt deshalb, die Ange— 
ſtellten im Falle des Alters und der Invalidität davor zu 
bewahren, die öffentliche Armenpflege in Anſpruch nehmen zu 
müſſen. 

Die Idee, für den Verband eine Unterſtützungskaſſe zu 
gründen, fand zuerſt ihren Ausdruck im Reviſorenbericht für 
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das Jahr 1899. Als Kontrollſtelle fungierte der Verbands— 
verein Luzern. Es heißt in dem Bericht: „Wir möchten vor— 
ſchlagen, des fernern als erſte Einlage für eine neu zu 
gründende Unterſtützungskaſſe für die Angeſtellten des Zentral— 
bureaus tauſend Franken einzulegen.“ Der Vorſchlag wurde 
acceptiert und damit der Grundſtock für den in unſerer Bilanz 
figurierenden Unterſtützungsfonds des V. S. K. gelegt. 

Wenn aber auf irgend welchem Gebiete ſozialer Tätigkeit 
eine Zerſplitterung der Kräfte nachteilig wirkt, ſo iſt es auf 
dem Gebiete des Verſicherungsweſens. Es tauchte deshalb 
bald der Gedanke auf, eine Unterſtützungskaſſe zu ſchaffen, die 
nicht bloß die Angeſtellten des Verbandes, ſondern auch das 
Perſonal der dem Verbande angeſchloſſenen Vereine umfaſſen 
ſollte. Man ſah ein, daß es nicht von Gutem wäre, wenn 
jeder einzelne Verein von ſich aus eine ſolche Kaſſe gründete, 
da bei dem geringen Umfang des Verſicherungskreiſes eine 
ſolche Vereinskaſſe allerlei Zufälligkeiten ausgeſetzt wäre, die 
ihre Exiſtenz in Frage ſtellen könnten. Eine Zentralkaſſe da— 
gegen, die ſich auf Tauſende von Verſicherten ausdehnt, iſt 
gegen derartige Erſchütterungen ziemlich geſichert. Man konnte 
nun ſagen, daß eine private, gut fundierte Verſicherungsgeſell— 
ſchaft am meiſten Sicherheit biete. Allein es ſprechen denn 
doch verſchiedene Gründe gegen den Abſchluß einer Kollektiv— 
verſicherung, wie ſie vor einigen Jahren vorgeſchlagen worden. 
Erſtens ſcheint es mir prinzipiell unrichtig zu ſein, wenn 
eine Genoſſenſchaft dieſes Gebiet zur Ausnützung dem Groß— 
kapital überläßt. Eine private Verſicherungsgeſellſchaft wird 
naturgemäß das Verhältnis zwiſchen Prämie und Leiſtung der 
Kaſſe ſo einzurichten wiſſen, daß für ihre Aktionäre immer 
noch etwas übrig bleibt. Ferner arbeitet eine ſolche Geſell— 
ſchaft mit verhältnismäßig hohen Verwaltungsſpeſen, während 
unſere Kaſſe vom Verbande unentgeltlich geführt werden ſoll. 
Dem Verbande ſelbſt dürfte bei richtiger Unterſtützung durch 
die der Kaſſe angehörenden Vereine nicht allzu große Arbeit 
erwachſen. Wenn nun auch geſagt wird, daß die Prämien im 
Vergleich zu den Leiſtungen ziemlich hoch bemeſſen ſeien, ſo 
muß hier beigefügt werden, daß das Kaſſavermögen Eigentum 
der Kaſſamitglieder iſt und nach $ 28 zum Ausbau der be— 
ſtehenden und zur Einführung neuer Verſicherungszweige zu 
verwenden iſt. Aus dieſen Gründen wurde davon abgeſehen, 
Ihnen den Abſchluß einer Kollektivverſicherung vorzuſchlagen. 

Den direkten Anſtoß zum Studium der Errichtung einer 
Penſionskaſſe gab die Delegiertenverſammlung in Vivis. Letztes 
Jahr ſchon ſtand die Errichtung einer Penſionskaſſe auf der 
Traktandenliſte der Delegiertenverſammlung, leider aber konnte 
das Referat nicht mehr gehalten werden. Der Sprechende 
arbeitete im Laufe des Jahres einen Entwurf aus, welcher 
zwei Verſicherungstechnikern zur Prüfung überwieſen wurde. 
Die verſicherungstechniſche Berechnung der Prämien und Ein— 
trittsgelder erforderte eine umfangreiche Arbeit, ſo daß das 
Reglement erſt Mitte Mai dem Verbandsvorſtand vorgelegt 
werden konnte, welcher die Vorlage gründlich behandelte. 

Bei Aufſtellung der Normen für das vorliegende Reg— 
lement handelte es ſich zunächſt darum, zu beſtimmen, welche 
Verſicherungszweige in den Wirkungskreis der Kaſſe einbezogen 
werden ſollten. Es lag uns ein reichhaltiger Wunſchzettel vor 
und wir bedauern ſehr, auf wohlberechtigte Anregungen nicht 
eintreten zu können. Allein es heißt hier: „Aller Anfang iſt 
ſchwer“ und zugleich: „Das Beſſere iſt des Guten Feind.“ 
Aus dieſem Grunde mußten wir uns auf das Mögliche und 
Ausführbare beſchränken. Gern hätten wir die Penſionsbe— 
rechtigung auf das 60. Altersjahr feſtgelegt und die Kranken— 
und Unfall-, ſowie auch die Witwen- und Waiſenverſicherung 
berückſichtigt; allein abgeſehen von andern Hinderniſſen, hätten 
nach den verſicherungstechniſchen Berechnungen die Prämien 
eine derartige Höhe erreicht, daß der Beitritt den weitaus 
meiſten Vereinen unmöglich gemacht worden wäre. Deshalb 
erſtreckt ſich die Vorlage nur auf die Penſionierung im Falle 
der Invalidität. Eine Hauptfrage war: Welche Leiſtungen hat 
die Kaſſe zu übernehmen? Soll ſie ihrem Zweck genügen, ſo 
darf die Penſion nicht unter ein beſtimmtes Minimum herab— 
ſinken. Sie ſoll ſo beſchaffen ſein, daß ſie den Penſionierten 
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vor der äußerſten Not zu ſchützen vermag. Hieraus erklärt 
ſich die verhältnismäßig hohe Anfangspenſion von 40%. Hat 
ein Angeſtellter das Unglück, nach 5-jährigem Dienſt in einer 
Genoſſenſchaft invalid zu werden, ſo halten wir dafür, daß es 
eine ſoziale Pflicht iſt, denſelben vor Not und Elend zu ſchuͤtzen, 
da er im Dienſte der Genoſſenſchaft ſeine Arbeitskraft, ſein 
wertvollſtes Beſitztum, eingebüßt hat. Vorausgeſetzt iſt hierbei, 
daß er beim Eintritt als geſund befunden worden. Daß bei 
der Ausmeſſung der Penſion nicht unter 40% des Lohnes 
gegangen werden darf, iſt wohl einleuchtend. Nehmen wir an, 
der Lohn eines Arbeiters betrage nach 55jähriger Dienſtzeit 
Fr. 1800 und der Arbeiter müſſe wegen Invalidität penſioniert 
werden, ſo beträgt die Penſion Fr. 720 per Jahr. Niemand 
wird behaupten, daß hiermit nicht die untere Grenze des Exi— 
ſtenzminimums erreicht ſei. Die Steigerung von 1% per 
weiteres Dienſtjahr iſt nicht ſehr hoch; immerhin iſt ſie ſo 
eingerichtet, daß nach 30 Dienſtjahren die Penſion /, nach 
40 Dienſtjahren / des zuletzt bezogenen Lohnes beträgt. Zus 
dem darf erwähnt werden, daß es ſchwierig wäre, arbeits— 
untüchtig gewordene Angeſtellte zu penſionieren, wenn die 
Penſion nicht ein gewiſſes Minimum erreicht. 

Nachdem die Leiſtungen der Kaſſe normiert waren, 
handelte es ſich darum, die Beiträge, welche hieraus reſultieren, 
verſicherungstechniſch zu berechnen. Als Grundlagen für die 
Berechnungen dienten: 

a) Die ſchweizeriſche Sterblichkeitstafel für 1881-1888. 

b) Die Invaliditätswahrſcheinlichkeiten nach den Erfah— 

rungen der deutſchen Reichsverſicherung. 

c) Die Sterbenswahrſcheinlichkeiten invalider Eiſenbahn— 

beamter (nach Zimmermann). 

Es wurde zunächſt verſucht, eine Einheitsprämie feſtzu— 
ſetzen, welche von ſaͤmtlichem Perſonal, ob alt oder jung, zu 
entrichten wäre. Die Berechnung ergab ca. 7 %%. Eine ſolche 
Durchſchnittsprämie ließe ſich innerhalb eines einzelnen Vereins 
wohl rechtfertigen und durchführen. Allein beim Syſtem der 
Kollettivmitgliedſchaft geſtaltet ſich die Sache weſentlich anders. 
Da müßten Vereine mit jungem Perſonal die gleichen Prämien 
bezahlen wie Vereine mit älterem Perſonal. Die erſteren 
wären mithin gegenüber den letzteren benachteiligt; auch würde 
dies leicht zu Mißbrauch Anlaß geben. Die Vereine würden 
den Beitritt zur Kaſſe bis zum äußerſten Notfalle hinaus— 
ſchieben. Da wir dies verhüten wollten, griffen wir zum 
Syſtem der abgeſtuften Prämien. Tritt ein Verein der Kaſſe 
bei, ſo werden ſeine Angeſtellten nach ihrem Alter rubriziert. 
Für diejenigen, welche in dieſem Momente 20—24 Jahre 
zahlen, bezahlt der Verein 5% Prämie, für diejenigen von 
25—29 Jahren 6 “% und diejenigen von 30 und mehr Jahren 
werden 7% der firen Beſoldung bezahlt. Eine Altersgrenze 
für den Beitritt zur Kaſſe wurde nicht aufgeſtellt. Die Vereine, 
welche der Kaſſe beitreten, ſind verpflichtet, ihr geſamtes de— 
finitiv angeſtelltes Perſonal, das beim Beitritt zur Kaſſe das 
40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, zu verſichern. Sie 
ſind jedoch berechtigt, auch ältere Angeſtellte in die Verſicherung 
aufzunehmen, falls ſie das feſtgeſetzte Eintrittsgeld entrichten. 
Dieſe Eintrittsgelder werden für die Konſumvereine, welche 
älteres Perſonal aufweiſen, eine beträchtliche Höhe erreichen. 
Die Herren Furrer und Frei vom Verbandsvorſtande hatten 
die Freundlichkeit, von den Vereinen in Luzern und Frauenfeld 
gemäß dem vorliegenden Reglement Berechnungen anzuſtellen. 
Danach beträgt für den A. C. V. in Luzern bei einem Perſonal— 
beſtand von 117 die einmalig Zu leiſtende Eintrittsgebühr 
Fr. 17,682. 90, die Geſamtprämie Fr. 12,738. 95 oder 6,42 % 
der Geſamibeſoldung von Fr. 198,842. 

Frauenfeld, mit einem Beſtand von 26 Perſonen, berechnet 
an Eintrittsgeldern Fr. 5079 und an jährlichen Prämien 
Fr. 2285. 

Für den Verband betragen die Eintrittsgelder rund Fr. 
20,000, die Prämien rund Fr. 10,000. Um den Vereinen 
mit älterem Perſonal den Beitritt zu ermöglichen und ihnen 
zu geſtatten, ſich nach ihren Mitteln einzurichten, wurde die 
Verſicherungspflicht auf das 40. Lebensjahr herabgeſetzt. Bei 
Beſoldungserhöhungen ſind Nachzahlungen zu leiſten, welche 


in Prozenten dieſer Erhöhungen ausgedrückt ſind. Bei vielen 
derartigen Kaſſen beſteht die Beſtimmung, daß eine Anzahl 
Monatstreffniſſe dieſer Erhöhung der Kaſſe zufließen. Dies 
läßt ſich wiederum innerhalb eines einzelnen V ereins leicht 
durchführen. Dabei zahlt jedoch der junge Angeſtellte, der 
noch viele Jahre bis zu ſeiner Penſionierung vor ſich hat, zu 
viel, während der ältere Angeſtellte, der noch in vorgerückten 
Jahren eine Erhöhung erhält, zu wenig entrichtet. Hierbei 
wären diejenigen Vereine im Vorteil, welche ihren Angeſtellten 
erſt Spät das Maximum ihres Lohnes zukommen laſſen, 
während ſolche Vereine, bei welchen das Perſonal das Lohn— 
maximum in wenig Dienſtjahren erreicht, zu kurz kämen. Die 
Nachzahlungen bei Beſoldungserhoͤhungen ſteigen deshalb mit 
dem Lebensalter und dem Dienſtalter des Verſicherten. 
bei den meiſten derartigen Kaſſen, iſt auch bei unſerer Kaſſe 
eine Wartefriſt von 5 Jahren vorgeſehen. Wird ein Angeſtellter 
vor Ablauf der Karenzzeit invalid, ſo erhält er eine einmalige 
Abfindungsſumme von 40% ſeines Gehaltes. Für viele 
Vereine dürfte es jedoch von Wert ſein, ſchon im Laufe der 
erſten 5 Jahre nach Beitritt zur Kaſſe Penſionierungen vorzu— 
nehmen; dies wäre jedoch bei einer 5-jährigen Karenzzeit une 
möglich. Es iſt deshalb den einzelnen Vereinen geſtatlet, durch 
entſprechende Nachz zahlungen die Wartefriſt beliebig zu kürzen. 
Selbſtverſtändlich dürfen dieſe Kürzungen nicht auf einzelne 
ſchon halbinvalide Angeſtellte beſchränkt werden, Ina müſſen 
das geſamte Perſonal eines Vereins umfaſſen. Dieſe Kürzung 
der Wartefriſt tritt auch ein, wenn bei Anſtellung eines An— 
geſtellten demſelben von früher her Dienſtjahre angerechnet 
werden. 

Nachdem ſo die Kaſſaleiſtungen und Beiträge in ihren 
Grundzügen normiert waren, run, an die Ausarbeitung des 
Reglementes geſchritten werden. Die Organiſation der Kaſſe 
iſt der Organiſation des Verbandes möglichſt angepaßt. Die 
Kaſſe 3 die Rechtsform einer Genoſſenſchaft. Wie ſich jedoch 
der V. S. K. nicht aus Einzelmitgliedern, ſondern aus den Ver— 
bandsvereinen zuſammenſetzt, Jo können auch nicht die einzelnen 
Angeſtellten Mitglieder der Penſionskaſſe ſein, ſondern nur 
die Konſumvereine, in deren Dienſt ſie ſtehen. Wir haben 
infolgedeſſen das Prinzip der Kollektivmitgliedſchaft durchge— 
geführt, während z. B. die Unterſtützungskaſſe des Zentral— 
verbandes deutſcher Konſumvereine ſowohl Einzelmitgliedſchaft 
als auch Kollektivmitgliedſchaft kennt. Um den Apparat ein— 
facher zu geſtalten, wurde dem Prinzip der Kollektivmitglied— 
ſchaft der Vorzug gegeben. Zunächſt beabſichtigten wir, die 
Penſionskaſſe als eine weitere Inſtitution dem V. S. K. ein— 
fach anzugliedern. Allein bei näherer Ueberlegung mußten wir 
uns ſagen, daß der Verband in dieſer Angelegenheit mit ſeinem 
Perſonal zu den Verbandsvereinen in einem ganz andern Ver— 
hältnis ſteht als in ſeiner Eigenſchaft als Organ der ſchweiz. 
Konſumvereine. Er iſt im Verhältnis zur Penſionskaſſe den Ver— 
bands vereinen nicht untergeordnet, ſondern eoordiniert. Er tritt 
hier als Mitglied der Kaſſe in die Reihe der Verbandsvereine, 
um in gleicher Weiſe wie dieſe von der Kaſſe für ſein 
Perſonal Leiſtungen zu erlangen und der Kaſſe gegenüber 
Verpflichtungen zu übernehmen. Schon aus dieſem prinzipiellen 
Grunde war es nötig, der Penſionskaſſe eine vom V. S. K. 
unabhängige Rechtsform zu geben, welche es jedoch dem Ver— 
bande ermöglicht, neben den Verbandsvereinen die Mitglied— 
ſchaft der Kaſſe zu erwerben. Es mußte auch verhütet werden, 
daß der Verband durch allfällige Verluſte der Kaſſe finanziell 
geſchädigt würde; deshalb wurde auch dem § 1 der Abſchnitt 
beigefügt: Für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft haftet 
nur ihr Vermögen. Für die Aufnahme in die Penſionskaſſe 
verlangt der Entwurf die Beibringung eines ärztlichen Zeug— 
niſſes. Dieſe Beſtimmung iſt in einer Kreiskonferenz an— 
gefochten worden. Ich begreife die Motive, welche dort angeführt 
wurden, vollſtändig. Ich glaube jedoch, daß die betreffenden 
Herren Votanten eine Ausnahme von dieſer Beſtimmung nur 
für das gegenwärtige Perſonal wünſchten, dagegen bei Neu— 
anſtellungen einen Geſundheitsausweis beibehalten wollen. Bei 
den meiſten Konſumvereinen wird bei Anſtellungen ſtets ein 
Arztzeugnis verlangt, und es dürfte dasſelbe auch in der Regel 
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zur Aufnahme in die Kaſſe berechtigen. Beim gegenwärtigen 
Perſonal könnte bei ſolchen Perſonen, die bei der ärztlichen 
Unterſuchung nicht als geſund befunden werden, durch eine 
Erhöhung des Eintrittsgeldes der Beitritt zur Kaſſe ermöglicht 
werden. Der Arzt hätte in jedem einzelnen derartigen Falle 
anzugeben, in welche höhere Altersſtufe der Angeſtellte gemäß 
ſeinem Krankheitszuſtande einzureihen wäre. Es wäre alsdann 
für den halbinvaliden Angeſtellten das der höhern Altersſtufe 
entſprechende Eintrittsgeld zu bezahlen. Einfach auf die Bei— 
bringung eines Arztzeugniſſes zu verzichten, geht nicht an; es 
würde ein ſolcher Beſchluß die Kaſſe direkt gefährden. 

Beim Austritt eines Vereins aus der Penſionskaſſe werden 
demſelben 80 % der Einzahlungen zurückerſtattet; ſcheidet ein 
Angeſtellter aus dem Dienſte eines der Kaſſe angeſchloſſenen 
Vereins aus, ſo erhält der Verein für den ausſcheidenden An— 
geſtellten 60%. Die Berechnung dieſes Anteils ergibt ſich 
leicht aus den Anſätzen der Tabelle II und den hinten an— 
geführten Beiſpielen. 

Da die Kaſſe nicht aus Einzelmitgliedern, ſondern nur 
aus Kollektivmitgliedern beſteht, ſo kommt ſie mit den Einzel— 
verſicherten nur indirekt in Berührung. Aus dieſem Grunde 
fehlen auch die Beſtimmungen, welche ſich auf das Verhältnis 
zwiſchen den einzelnen Vereinen und deſſen Perſonal beziehen. 

Es iſt Sache jedes einzelnen Vereins, die Rechte und 
Pflichten feines Perſonals in bezug auf die Penſionskaſſe feſt— 
zuſetzen. Jeder einzelne Verein kann die Laſten ſeinen Kräften 
gemäß verteilen. So werden die einen Vereine vielleicht die 
geſamte Prämie übernehmen, während andere Vereine infolge 
ihrer Finanzlage gezwungen ſind, von den Verſicherten einen 
kleineren oder größeren Bruchteil derſelben zu erheben. 

Selbſtverſtändlich ſcheint es mir, daß das Perſonal in 
den Aufſichtsorganen der Kaſſe eine Vertretung habe, beſonders 
wenn demſelben ein Teil der Prämie auferlegt wird. Von 
dieſer Vertretung ſagt der Entwurf wiederum nichts, indem 
dies in die Kompetenz der Verbandsvereine gehört. Natürlich 
wird ſich die Stärke der Vertretung nach der Beitragspflicht 
des Perſonals zu richten haben. Da die Beiträge des Per— 
ſonals bei den einzelnen Vereinen wohl ſehr verſchieden nor— 
miert werden, konnten im vorliegenden Entwurf über die Ver— 
tretung des Perſonals keine Normen aufgeſtellt werden. Der 
Verbandsvorſtand iſt jedoch einſtimmig der Meinung, daß dem 
Perſonal die gebührende Vertretung eingeräumt werde. Die 
Organiſation der Kaſſe entſpricht den Beſtimmungen des 
ſchweiz. Obligationenrechtes. Die Verwaltung der Kaſſe ge— 
ſchieht durch den Verband, und zwar unentgeltlich. Dieſe 
Extraleiſtung von Seiten des Verbandes darf nicht als gering 
angeſchlagen werden; um dieſelbe zu würdigen, braucht man 
nur die Verwaltungskoſten, mit welchen die privaten Ver— 
ſicherungsgeſellſchaften arbeiten, in Betracht zu ziehen. 

Es wurde behauptet, daß andere derartige Kaſſen bei 
ähnlichen Leiſtungen mit bedeutend geringeren Beiträgen aus— 
kommen. Dies iſt in den erſten Jahren des Beſtehens einer 
Kaſſe ſchon der Fall; die Schwierigkeiten ſtellen ſich jedoch 
ſpäter mit mathematiſcher Sicherheit ein. Auf eine der— 
artige Kaſſengründung durfte ſich Ihr Vorſtand unter keinen 
Umſtänden einlaſſen. Er mußte im Gegenteil darauf ſehen, 
die Kaſſe auf ſolider Baſis aufzubauen. Dies geſchah da— 
durch, daß die den Kaſſaleiſtungen entſprechenden Prämien 
verſicherungstechniſch feſtgeſtellt wurden. Ich muß deshalb 
von vorneherein darauf hinweiſen, daß eine Reduktion der 
Beiträge naturgemäß auch eine Verminderung der Penſionen 
nach ſich zoͤge. Die Kaſſe iſt einer Wage zu vergleichen; in 
der einen Wageſchale ſind die Einzahlungen, in der andern die 
Leiſtungen der Kaſſe; beide Belaſtungen müſſen ſich das 
Gleichgewicht halten. 

Ich empfehle Ihnen den Antrag des Verbandsvorſtandes, 
der lautet: 

Die Delegiertenverſammlung empfiehlt den Verbands— 
vereinen die Gründung einer Penſionskaſſe auf Grundlage 
der vorgelegten Statuten und ermächtigt den Verbands— 
vorſtand, den Beitritt des Verbandes zu einer zu bildenden 
Genoſſenſchaft zu beſchließen. 
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Verſchieben Sie die Gründung der Penſionskaſſe nicht; 
denn es wird für die Verbandsvereine von Jahr zu Jahr 
ſchwieriger, einer derartigen Kaſſe beizutreten. Umgekehrt 
wächſt das Bedürfnis nach einer Penſionskaſſe immer mehr. 
Sie handeln auch im wohlverſtandenen Intereſſe der Vereine, 
wenn Sie die Möglichkeit ſchaffen helfen, untüchtig gewordene 
Arbeitskräfte durch friſche zu erſetzen. Sie wiſſen wohl, daß 
es einer Genoſſenſchaft ſchlecht anſtünde, wenn ſie ihre alten 
und invaliden Arbeiter auf die Straße wieſe, wie man ein 
ſtumpf gewordenes Meſſer zum alten Eiſen wirft. Sie wiſſen 
aber auch, welchen Schaden untüchtig gewordenes Perſonal 
verurſachen kann, und zwar iſt der Schaden um ſo größer, 
je weiter oben der Altersſchwache ſteht. Die Errichtung einer 
Penſionskaſſe wird deshalb den Vereinen zum Nutzen gereichen 
und ihre Weiterentwicklung fördern helfen. Darum friſch ans Werk! 

Drexler, Luzern, macht verſchiedene Ausſetzungen an 
der Vorlage betr. die Grenzen der Penſionsberechtigung und 
den Umfang der Penſion ſelbſt. Die Sache ſei aber zu wenig 
abgeklärt und ſollte näher geprüft werden. Er ſtellt den An— 
trag, die Vorlage zurückzuweiſen und auf die nächſte Dele— 
giertenverſammlung eine neue zu machen. 

Roth, Solothurn, kann ſich nicht auf den Standpunkt 
des Referenten ſtellen, wonach vorläufig nur ein Anfang ge— 
macht und das Ganze nach und nach ausgebaut werden ſoll. 
Es ſoll vielmehr von Anfang an ein ganzes Werk ſein, auf 
richtigem verſicherungstechniſchem Boden ſtehend. Die Frage 
muß gründlich ſtudiert und behandelt werden, damit nicht ſpäter 
am Bau geflickt werden muß, wie z. B. bei der Unterſtützungs— 
kaſſe der Eiſenbahner. Es wird am beſten ſein, die Vorlage 
an eine Kommiſſion zurückzuweiſen, die in Verbindung mit 
dem Vorſtand einer außerordentlichen Delegiertenverſammlung 
Bericht und Antrag vorzulegen hätte. Redner ſtellt einen 
dahinzielenden Antrag. 

Blattner, Rapperswil, ſpricht ebenfalls für Zurück— 
weiſung an den Vorſtand, dem eine Kommiſſion beigegeben 
werden ſoll. Eine neue Vorlage ſollte das Haupttraktandum 
der nächſten ordentlichen Delegiertenverſammlung bilden. 

Tſchamper, Bern, iſt auch für Rückweiſung, wünſcht 
aber, daß jetzt ſchon die Frage entſchieden werde, ob der bereits 
angelegte Fonds nur für das Verbandsperſonal oder für die 
allgemeine Verſicherung der Genoſſenſchaft zu gelten habe. 

Hoffmann, Biel, iſt auch im Unklaren, ob der bereits 
angelegte Fonds von Fr. 40,000 nur für das Verbandsperſonal 
angelegt ſei oder nicht. Das Referat über die Penſionskaſſe 
klärt nicht auf über den Beitrag des Verbandes an die Penſions— 
kaſſe. Ferner iſt die Anfangsentſchädigung zu hoch bemeſſen, 
die jährliche Aufbeſſerung zu niedrig. Nicht einverſtanden iſt 
Redner mit der Beſtimmung der Vorlage, daß nur geiſtig und 
körperlich invalide Leute penſioniert werden ſollen. Dadurch 
würde ein Simulantentum gezüchtet. Statt deſſen ſollte be— 
ſtimmt werden, daß nach 25—30-jähriger Tätigkeit oder nach 
Erlangung des 60. Lebensjahres jeder Genoſſenſchaftsbeamte 
penſionsberechtigt ſei. Redner ſtimmt für Rückweiſung an den 
Verbandsvorſtand unter Beigabe einer Kommiſſion zur Prüfung 
ſämtlicher geäußerten Wünſche und Ausarbeitung einer neuen 
Vorlage zu Handen der nächſten Delegiertenverſammlung. 

Angſt, Baſel, iſt einverſtanden, wenn die Delegierten— 
verſammlung im Prinzip ſich für die Schaffung einer Penſions— 
kaſſe ausſpricht und den Verbandsvorſtand ermächtigt, einer 
Genoſſenſchaft beizutreten, die dieſe Penſionskaſſe bilden wird. 
Dieſe wird ſich Statuten geben, die alles Nähere beſtimmen. 
Die nächſte Delegiertenverſammlung hätte dann dieſe Statuten 
zu prüfen. Auf dieſe Weiſe würde im Laufe eines Jahres 
ein Schritt vorwärts gemacht. 

Furrer, Luzern, ſpricht gegen die Anſicht, als ob die 
Delegiertenverſammlung die Statuten der Genoſſenſchaft, die 
die Penſionskaſſe gründet, zu ſanktionieren habe. Die betreffende 
Genoſſenſchaft werde ſich ihre Statuten ſelbſt geben, die Dele— 
giertenverſammlung ſei dazu nicht kompetent. Redner iſt gegen 
Rückweiſung der Vorlage. Das Inſtitut iſt notwendig, es 
geht nicht an, die Schaffung zu verſchieben, weil der eine 
oder andere Punkt dem einen oder andern Delegierten nicht 


287 


Fi 


gefällt. Man ſoll den Schritt wagen, und man wird ohne 
große finanzielle Schwierigkeiten ans Ziel kommen. Den kleinſten 
wie den größten Vereinen wird es möglich ſein, die Eintritts— 
gebühr innert 10 Jahren, wie die Statuten beſtimmen, abzuzahlen. 
„Schreiten Sie zur Tat, dann ſind Sie richtige Genoſſenſchafter!“ 

Roth, Solothurn, iſt einverſtanden, daß die jetzige 
Delegiertenverſammlung im Prinzip die Gründung einer Hilfs— 
kaſſe beſchließe. Damit aber das Inſtitut lebensfähig und 
dauerhaft werde, muß die Sache gründlich ſtudiert ſein. Sie ſoll 
deshalb an eine Kommiſſion zurückgewieſen und die Beſchluß— 
faſſung auf nächſte Delegiertenverſammmlung verſchoben werden. 

Schlatter, Schaffhauſen. Im Prinzip ſoll heute die 
Schaffung der Kaſſe beſchloſſen werden. Damit ſollen aber 
nicht auch die Statuten genehmigt ſein, denn dieſe ſind Sache 
der betreffenden Genoſſenſchaft. Um die Zuſtimmung der 
Delegierten zu ermöglichen, ſollte der Antrag des Verbands— 
vorſtandes in dieſem Sinne modifiziert werden. Dagegen gehe 
die Art der Penſionierung auch die Delegiertenverſammlung an. 
Eine beſondere Kommiſſion neben dem Verbandsvorſtand wäre 
der Förderung der Sache nur hinderlich. Es ſollte heute die 
Schaffung des Inſtitutes im Prinzip beſchloſſen werden, damit 
der Verbandsvorſtand die nötigen Vorarbeiten a kann. 

Huber, Rorſchach, iſt nicht der Anſicht Furrers, daß die 
Statuten die Delegiertenverſammlung nichts angehen. Im 
Gegenteil, dieſe ſoll die wichtigſten Normen für die Verſicherung 
feſtlegen. Es ſei wünſchenswert, den Antrag an eine Kom— 
miſſion zurückzuweiſen, die ſpeziell die Statuten auszuarbeiten 
und einer nächjten d Delegiertenverſammlung Bericht zu erſtatten 
hätte. Mit einem nur prinzipiellen Beſchluß der Gründung 
und Ueberlaſſung der Ausführung an eine Genoſſenſchaft hat 
die Delegiertenverſammlung nichts getan, nur mit Zuſtimmung 
zur Ueberweiſung an eine Kommiſſion. 

Kaufmann, Winterthur, iſt der Anſicht, das Perſonal 
des Verbandes wie der einzelnen Vereine ſollte in der Sache 
auch begrüßt werden, um zur Vorlage ſich vernehmen zu laſſen. 
Wir können nicht vorgehen wie ein Unternehmer, der den 
Angeſtellten irgend eine Wohlfahrtseinrichtung bietet und ſagt: 
davon friß oder ſtirb! Redner beantragt, den Verbandsvorſtand 
zu beauftragen, das Perſonal des Verbandes und der Ver— 
bandsvereine zur Vernehmlaſſung einzuladen und auf Grund 
der Debatten der Delegiertenverſammlung neue Statuten für 
die Penſionskaſſe auszuarbeiten und vorzulegen. 

Erzinger, Zürich, bittet die Gegner der Vorlage, ihre 
Oppoſition zurückzuziehen und den Antrag des Verbands— 
vorſtandes anzunehmen. Den Verbandsangeſtellten und dem 
Perſonal der der Genoſſenſchaft angeſchloſſenen Konſumvereine 
wird wohl Gelegenheit geboten werden, ſich auszuſprechen. 

Angſt, Baſel, iſt der Anſicht, der vorliegende Statuten— 
entwurf müſſe ſo aufgefaßt werden, daß damit nicht etwas 
Definitives beſchloſſen werde, daß vielmehr die Genoſſenſchaft 
die Möglichkeit hat, Aenderungen an den Statuten vorzu— 
nehmen. Die Delegiertenverſammlung ſoll allerdings zu den— 
ſelben, ſoweit es den Verband betrifft, auch etwas zu ſagen 
haben, nicht aber ſoweit es die Vereine betrifft. Auf Grund 
der Statuten ſoll dann die Delegiertenverſammlung entſcheiden, 
ob der Verband Mitglied dieſer 
nicht. Wenn man dem Verbandsvorſtand noch eine Kommiſſion 
beigeben will, ſo kann ihm das nur angenehm ſein. Redner 
empfiehlt die Annahme der Vorlage des Verbandsvorſtandes 
im Sinne dieſer Auslegung. 

In der hierauf vorgenommenen Abſtimmung ſpricht ſich 
die Verſammlung grundſätzlich für die Gründung einer Penſions— 
kaſſe aus und beſchließt, den vom Verbandsvorſtand vorgelegten 
Statutenentwurf an dieſen in Verbindung mit einer Kommiſſion 
zurückzuweiſen. Die Mitglieder der Kommiſſion ſoll der Ver— 
bandsvorſtand wählen. 

12. Anträge der Verbandsvereine. 
1% en des Konſum vereins in Luzern: 

„Die Verbandsdirektion wird eingeladen, der eidgenöſſiſchen 


Kranken- und Unfallverſicherung ihre Aufmerkſamkeit zu ſchenken 
und zu prüfen, wie die Vereine zu gegebener Zeit und in 


Genoſſenſchaft ſein ſoll oder 
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möglichſt einheitlicher Weiſe davon im Intereſſe ihrer Mitglieder 
Gebrauch machen können.“ 

Dr. Kündig fragt an, ob von einem Vertreter des 
Allgemeinen Konſumvereins in Luzern das Wort verlangt 
werde, um den Antrag zu begründen. Es iſt das nicht der Fall. 


II. Antrag der Economie domestique, Lauſanne: 


„Der Verbandsvorſtand iſt eingeladen, nach Kräften den 
Beſchluß der XV. Delegiertenverſammlung in Lieſtal zu fördern, 
wonach die Gründung einer oder mehrerer durch den Verband 
verwalteter Genoſſenſchaftsmühlen anzuſtreben ſei.“ 

Ueber dieſen Antrag referierte Suter, Lauſanne. Es 
erſcheint ihm unnötig, daß über dieſen Antrag Bericht und 
Antrag vom Verbandsvorſtand eingeholt werde, da bereits von 
Herrn Jaͤggi über die Frage referiert worden ſei. Der Ver— 
bandsvorſtand ſollte nur angeſpornt werden, die Angelegenheit 
endlich zu fördern. 

E. Angſt, Baſel. Die Anhandnahme des Projektes 
betreffend Errichtung von Mühlen iſt ſ. Z. geplant und es 
ſind bereits verſchiedene Vorarbeiten in dieſer Sache gemacht 
worden. Die Verbandsvereine wurden angefragt, ob ſie ſich 
dabei beteiligen wollen; auch die Quantitäten wurden feſtgeſtellt. 
Die Enquete iſt befriedigend ausgefallen. Cs iſt der All 
gemeine Konſumverein in Baſel, dem in erſter Linie die Haupt— 
rolle zufällt. Der Verwaltungsrat dieſer Genoſſenſchaft hat 
beſchloſſen, ſich mit einer Summe von Fr. 100,000 zu be— 
teiligen. Unterdeſſen ſind jedoch andere Aufgaben an den 
Verein herangetreten, die es ihm nicht möglich machten, die 
Sache vor den Genoſſenſchaftsrat zu bringen. Das iſt der 
Grund, warum dieſes Projekt bis jetzt noch nicht realiſiert 
wurde. Der Verbandsvorſtand wird die Angelegenheit nun 
vornehmen und eine diesbezügliche Enquete bei den in Betracht 
kommenden Vereinen veranſtalten. Iſt genügend Bedarf an 
Mehl vorhanden, ſo werden weitere Schritte erfolgen. 

Suter, Lauſanne, erklart ſich von der Antwort des 
Herrn Angſt befriedigt. 


III. Antrag des Konſumvereins von Davos: 


a) „Es iſt auf die Vereinheitlichung der Eintrittsgebühren 
hinzuwirken, in dem Sinne, daß dieſelben überall gleich und 
zwar möglichjt niedrig zu bemeſſen ſind.“ 

b) „Innerhalb der Verbandsorganiſation ſoll den Mit— 
gliedern in Bezug auf dieſe Eintrittsgebühren Freizügigkeit 
gewährt werden, d. h. der Uebertritt von einem Verein in 
einen andern ſoll, ſofern er innerhalb dreier Monate erfolgt, 
ohne neuerliche Erhebung einer Eintrittstaxe erfolgen.“ 

Dübendorfer, Davos, empfiehlt dieſen Antrag als 
Vertreter des dortigen Konſumvereins. Die Konſumvereine 
find aus den ärmſten Volksſchichten herausgewachſen und es 
ſollte darnach getrachtet werden, den Mitgliedern den Wechſel, 
dem ſie vielfach ausgeſetzt ſind, etwas zu erleichtern durch 
Einführung der Freizügigkeit. Der Konſumverein in Baden 
hat bereits eine dahingehende Beſtimmung aufgenommen. 


Sämtliche Anträge der Verbandsvereine werden ohne weitere 
Diskuſſion dem Verbandsvorſtand zur Prüfung überwieſen. 

Kamber, Olten, meldet ſich noch zum Wort, um der 
Delegiertenverſammlung zu empfehlen, den Verbandsvorſtand 
mit der Prüfung der Frage zu beauftragen, ob es nicht zweck— 
mäßig wäre, die Schuhproduktion ſeitens des Verbandes an 
die Hand zu nehmen. 

Nach einer Replik von Herrn Verwalter Jäggi zieht 
Herr Kamber ſeinen Antrag zurück mit dem Vorbehalt, ihn 
eventuell an einer ſpätern Verſammlung wieder einzubringen 

Schluß der Sitzung und der Delegiertenverſammlung um 
6 Uhr 50. 

Für richtige Protokollierung: 
Das Bureau der Delegiertenverſammlung, 
Der Präſident: Dr. Rudolf Kündig. 
Der Vizepräſident: Heinrich Maag. 
Der Sekretär: Dr. Hans Müller. 


